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I.  Allgemeines. 

Die  Ausgaben  des  Provinzialverbandes  hängen  nach  Art  und 
Umfang  mit  Aufgaben  und  Zwecken  zusammen,  die  er  zu  er- 
füllen hat. 

Vom  verwaltungsrechtlichen  Standpunkte  aus  zerfallen  die  Auf- 
gaben der  Provinzialgemeinde  ebenso  wie  die  der  Gemeinden 
niederer  Ordnung  in  solche,  die  sie  auf  Grund  gesetzlicher  Ver- 
pflichtung, (obligatorisch)  und  in  solche,  die  sie  freiwillig  (fakul- 
tativ) übernommen  hat.  Bei  diesen  ist  der  Provinzialverband  und 
der  Prov.- Landtag  als  das  beschließende  Organ  in  seinen  Ent- 
schlüssen nur  insofern  gebunden,  als  diese  sich  einerseits  nicht  auf 
Gegenstände  der  allgemeinen  Landesverwaltung,  andererseits  aber 
auch  nicht  auf  Gegenstände  erstrecken  dürfen,  die  ihrer  örtlich 
beschränkten  Bedeutung  wegen  nicht  die  Provinz  als  solche,  sondern 
nur  Einzelgemeinden  oder  Kreise  interessieren'). 

Ferner  ist  die  Autonomie  der  Provinzialgemeinde  hinsichtlich 
der  Erweiterung  ihres  Aufgabenkreises  durch  die  Provinzialordnung 
(§  119  Abs.  5)  insoweit  beschränkt,  als  für  neue  Belastungen  ohne 
gesetzliche  Verpflichtung,  sofern  diese  über  die  nächsten  5 Jahre 
hinaus  fortdauern  sollen,  ministerielle  Genehmigung  erforderlich  ist. 
Inbezug  auf  die  gesetzlich  vorgeschriebenen  Aufgaben  ist  eine  Be- 
schränkung der  Freiheit  der  provinziellen  Selbstverwaltung  im 
120  der  Prov.-O.  gegeben,  wonach  die  vom  Prov. -Landtage  be- 
schlossenen Eeglements  für  die  Verwaltung  der  Landarmen-  und 
Korrigendenanstalten,  der  Irren-,  Taubstummen-  und  Blinden- 
mstalten,  der  Hebammenlehrinstitute  usw.  in  den  wichtigsten  Be- 
stimmungen ministerieller  Genehmigung  bedürfen. 

Objektiv  betrachtet,  lassen  sich  die  Aufgaben  der  Provinz  in 
;wei  große  Gruppen  trennen:  in  die  Wohlfahrtspflege  und  in 
die  Wirtschaftspflege.  Gegenstand  der  ersteren  sind  vorwiegend 
• Personen  und  zwar  diejenigen  Angehörigen  des  Provinzialverbandes, 
welche  von  diesem  unter  gewissen  Voraussetzungen  unterstützt 
■rerden  müssen,  sei  es,  daß  dieser  ihnen  in  gewissen  Fällen  von 
Krankheit  die  notwendige  Hilfe  zuteil  werden  läßt  (hygienische 
Veranstaltungen,  Heilanstalten)  oder  bei  Verarmung  unter  Umständen 

1)  Vgl.  ßöNNE-ScHösr,  Das  Recht  der  Kommunalverbände  in  Preußen  S.  459. 
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materielle  Mittel  zuwendet  (Armenpflege)  oder  endlich  in  Fällen 
tatsächlicher  oder  drohender  moralischer  Entartung  die  Möglichkeit 
der  sittlichen  Gesundung  dar  bietet  (Fürsorgeerziehung,  Korrigenden- 
anstalten). Die  Wirtschaftspflege  dagegen  hat  zum  Gegenstand 
die  wirtschaftlichen  Interessen  der  Provinz.  Sie  betätigt  sich 
hauptsächlich  in  der  Förderung  des  Verkehrswesens  (Wege,  Eisen- 
bahnen, Kanäle)  und  einzelner  Gewerbezweige  (Landwirtschaft), 
sowie  in  der  Sorge  für  Bildungsanstalten  aller  Art. 

Beide  Aufgabenkomplexe  werden  dann  noch  ergänzt  durch  die 
Förderung  und  Pflege  geistiger  Interessen  der  Provinz  auf  dem 
Gebiete  der  Kunst  und  Wissenschaft  (Denkmalspflege,  Museen 
Unterstützung  wissenschaftlicher  Vereine). 

Die  Betätigung  des  Provinzialverbandes  auf  allen  diesen  Ge- 
bieten findet  in  dem  Umfange  und  der  Art  der  Verwaltung  seiner 
finanziellen  Mittel  ihren  adäquaten  Ausdruck.  Deshalb  wird  in  der 
folgenden  Untersuchung  der  Ausgaben  die  Wirksamkeit  der  Pro- 
vinzialverwaltung zur  Darstellung  kommen. 

II.  Wohlfahrtspflege. 

1.  Abschnitt, 

Die  Ausgaben  für  sozialhygienisehe  Anstalten. 

1.  Die  Fürsorge  für  Geisteskranke, 
a.  Die  Zunahme  der  Geisteskrankheiten. 

Das  Irrenwesen  ist  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  ein  Gegen- 
stand zunehmender  Sorge  der  Provinz  geworden.  Es  ist  dies  im 
wesentlichen  zurückzuführen  auf  die  Zunahme  der  Geisteskrankheiten 
und  auf  das  immer  mehr  gesteigerte  Bedürfnis  zur  Aufnahme  von 
Geisteskranken  in  Anstalten. 

Bei  der  Zunahme  der  Geisteskrankheiten  ist  zu  betonen,  daß 
eine  einwandfreie  Irrenstatistik  der  absoluten  Erkrankungsfälle  ange- 
sichts der  Flüssigkeit  der  Grenzen  zwischen  geistiger  Gesundheit 
und  Krankheit  kaum  möglich  ist').  Wohl  aus  diesem  Grunde  hat 
man  in  Deutschland  seit  1875  die  Irrenzählungen  bei  Gelegenheit 
der  Volkszählungen  aufgegeben  und  sich  auf  periodische  Feststellung 
der  in  Irrenanstalten  Befindlichen  mittels  Zählkarten  beschränkt  2^. 

1)  Vgl.  A.  Elster,  Art.  , Irrenwesen“  imWörterb.  d.  Volkswirt.,  Bd.2,  S.  3}i. 

2)  Vgl.  Zeitschr.  des  Kgl.  statist.  Büros,  37.  Jhrgg.,  1S97,  S.  6H. 
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Die  erste  Irrenzählung  in  Westfalen  wurde  1S04  von  dem  da- 
maligen Kammerpräsidenten  Frhr.  v.  Stein  angeordnet  behufs  Er- 
richtung einer  damals  noch  fehlenden  Irrenanstalt.  Ermittelt  wur- 
den in  den  damals  preußischen  westfälischen  Provinzen,  wozu  die 
Fürstentümer  Minden,  Paderborn  und  Münster,  das  Herzogtum  Kleve, 
die  Grafschaften  Eavensberg,  Tecklenburg,  Lingen,  Mark  und  Ost- 
friesland gehörten,  mit  Ausnahme  von  Ostfriesland,  674  Geisteskranke. 
Da  die  damalige  Bevölkerungszahl  dieses  Ländergebiets  nicht  be- 
kannt ist,  kann  das  Verhältnis  der  Geisteskranken  zur  Bevölkerungs- 
zilfer  nicht  angegeben  werden. 

Abgesehen  von  der  „ nicht  ganz  zuverlässigen“  Irrenzählung  im 
Jahre  1811  im  Herzogtum  Westfalen  fanden  im  Laufe  des  19.  Jahr- 
hunderts verschiedentlich  Zählungen  statt,  die  eine  „auffallende“ 
Progression  dartun i).  Es  entfiel  nämlich  ein  Geisteskranker 

im  Jahre  1834  auf  802  Einwohner 
7>  V 1867  ,,  550  „ 

„ „ 1871  ,,  390  „ 


Nach  Guttstadts  Berechnungen 2)  hat  die  Progression  für  ganz 
Preußen  bis  in  die  Gegenwart  fortwährend  zugenommen.  Nur 
Westfalen  und  einige  andere  Provinzen  bildeten  eine  Ausnahme. 
In  Übereinstimmung  damit  berechnet  Prinzing^)  für  unsere  Pro- 
vinz auf  lUOOOO  Einwohner 

im  Jahre  1871  262  Irre 

1880  262 

1895  255 


77 


77 


77 


»7 


77 


7» 


Wie  dem  auch  sei,  Tatsache  ist,  daß  das  Aufnahmebedürfnis 
erheblich  zugenommen  hat,  und  wenn  diese  Mehrung  nicht  auf  eine 
absolute  Zunahme  der  Geisteskranken  zurückzuführen  ist,  so  wird 
man  annehmen  dürfen,  daß  sich  mehr  und  mehr  unter  der  Bevöl- 
kerung Westfalens  die  Einsicht  verbreitet  hat,  daß  viele  dieser 
Krankheiten  bei  rechtzeitiger  Benutzung  der  Anstalten  geheilt, 
daß  ein  großer  Teil,  wenn  nicht  geheilt,  so  doch  wesentlich  ge- 
bessert, ein  anderer  Teil  überhaupt  in  Anstalten  wenigstens  am 
besten  und  humansten  behandelt  werden  kann  und  der  Kranke 
vor  weiterem  Verfall  und  Entwürdigung  bewahrt  ist. 


1)  Vgl.  Anl.  III  zum  21.  Prov.-Landtage,  1873,  S.  46f. 

2)  Krankenhauslexikon,  herausgeg.  vom  Kgl.  statist.  Büro. 

3)  Handbuch  der  medizin.  Statistik,  S.  169. 
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In  der  Hauptsache  wird  die  Zunahme  des  Aufnahmebedürf- 
nisses als  ein  Erfolg  der  Verwaltung  und  Gesetzgebung  anzusehen 
sein,  wie  weiter  unten  des  näheren  gezeigt  werden  wird. 

Die  statistischen  Ergebnisse  über  die  Zunahme  der  Geistes- 
krankheiten und  des  Aufnahmebedürfnisses  in  Anstalten  sind  in 
folgender  Tabelle  zusammengestellt: 


Jahr 


Zahl 

der  Geistes- 
kranken 


Von  der  Provinz  sind 
untergebracht  in 


Provin- 1 ^ 

zial-  Privat- 
anstalten ^“stalten 


im 

ganzen 


Einwohner- 

zahl 

der  Provinz 


Auf  1000  Ein- 
wohner entfallen 


Geistes- 

kranke 

über- 

haupt 


1 

, 2 

3 

4 

5 

6 

1 7 

1818 

30 

i 30 

— . 

30 

1 064  761 

1,08 

1834 

1745 

80 

— 

SO 

1 400  000 

1,25 

1843 

— 

279 

— 

279 

1 409  992 

1867 

3030 

563 

— 

563 

1 666  000 

1,S8 

1871 

4558 

727 

— 

727 

1 775  379 

2,56 

1876 

— 

828 

— 

828 

1 933  246  ») 

1880 

— 

1058 

— 

1058 

2 043  442 

_ 

1885 

— 

1183 

— 

1183 

2 204  580 

1890 

— 

1545 

— 

1545 

2 428  661 

1893 

— 

1863 

393 

2256 

2 565  040  ‘) 

1895 

— 

1887 

556 

2443 

2 701  420 

1900 

— 

2296 

965 

3261 

3 187  777 

1905 

— 

3200 

1027 

4227 

3 618  198 

1906 

3485 

983 

4468 

3 695  000  ») 

— 

Ver- 

pflegte 

(Spalte  5) 


0,027 

0,05 

0,19 

0,34 

0,41 

0,43 

0,52 

0,54 

0,64 

0,89 

0,90 

1,02 

1,17 

1,21 


b)  Die  Maßnahmen  der  Provinz  und  der  Irrenfürsorge. 

Wie  aus  obiger  Tabelle  (Spalte  5)  hervorgeht,  ist  die  Zahl  der 
von  der  Provinz  in  Anstalten  untergebrachten  Geisteskranken  im 
Laufe  und  besonders  gegen  Ende  des  19.  Jahrhunderts  von  30  auf 
4468  gestiegen.  Die  hierzu  erforderlichen  Maßnahmen  der  Provinz 
mußten  dementsprechend  auch  immer  umfassender  werden. 

Die  erste  Anstalt,  Marsberg,  übernahm  die  Provinz  vom 
Herzogtum  Westfalen  nach  dessen  Übergang  au  Preußen.  Die  An- 
stalt Marsberg  war  in  einem  1812  aufgehobenen  Kapuzinerkloster 
im  Jahre  1814  eingerichtet  worden.  Sie  bot  damals  Raum  für 
30  Kranke.  Nach  vieljährigen  Mühen  und  Kämpfen  konnte  1843 
ein  Neubau  in  H-förmiger  Gestalt  fertig  gestellt  werden.  Dem 


I)  Kach  der  Durchschnittsberechuung. 
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fortschreitenden  Bedürfnis  entsprechend  — 1861  betrug  der  Kran- 
kenbestand 454  — mußte  eine  zweite  Anstalt  gebaut  werden,  die 
im  Herbst  1864  teilweise  eröffnet  und  1867  vollständig  fertiggestellt 
wurde.  Die  schon  10  Jahre  später  konstatierte  Überfüllung  beider 
Anstalten  zwang  dann  zu  weiteren  Maßnahmen,  bo  wurde  1878  das 
Kloster  Marienthal  bei  Münster  angekauft  und  in  eine  Irrenan- 
stalt umgewandelt.  Als  dann  schon  anfangs  der  SOer  Jahre  die 
Provinzialverwaltung  vor  die  Frage  gestellt  war,  ob  die  Anstalt 
Marienthal  vergrößert  oder  eine  neue  gebaut  werden  sollte,  entschied 
man  sich  zugunsten  eines  Neubaues.  Die  Erfahrung,  daß  gerade 
die  unheilbaren,  siechen,  geistig  völlig  abgestumpften  Kranken  viel 
zur  Überfüllung  der  Anstalten  beigetragen  und  die  Heilungsmög- 
lichkeit bei  den  übrigen  Kranken  sehr  stark  beeinträchtigt  hatten, 
führte  dazu,  die  neue  Anstalt,  welche  auf  einem  Grundstück  des 
von  der  Provinz  erworbenen  Gutes  Eickelborn  bei  Benninghausen 
1883  gebaut  wurde,  als  Irren-  Siechen-  oder  Pflegeanstalt  (Gegen- 
satz: Heilanstalt)  einzurichten.  Ein  Dezennium  später  mußte  trotz 
inzwischen  erfolgter  Erweiterung  aller  Anstalten  wiederum  eine  neue 
gebaut  werden,  die  1S95  vollendete  Anstalt  Aplerbeck. 

Nun  kam  das  Gesetz  über  die  außerordentliche  Armenpflege 
vom  11.  Juli  1891.  Hatte  das  Gesetz  über  den  Unterstützungs- 
wohnsitz vom  8.  März  1871  den  Landarmen-  bezw.  Provinzialver- 
bänden die  Befugnis  der  Übernahme  von  Geisteskranken  beigelegt, 
so  machte  das  Gesetz  von  1891  diese  Befugnis  im  Interesse  der 
Ortsarmenverbände  zur  Pflicht.  Die  Folge  davon  war,  daß  trotz 
Errichtung  der  Aplerbecker  Anstalt  und  trotz  der  wiederum  vor- 
genommenen Erweiterungsbauten  bei  den  übrigen  Anstalten  die 
Provinzialverwaltung  in  wachsendem  Umfange  Privatanstalten  be- 
nutzen mußte  (siehe  Tabelle  auf  Seite  75  Spalte  4).  Da  die 
Vorstände  der  letzteren  zu  einer  Vergrößerung  ihrer  Anstalten  nicht 
bereit  waren,  beschloß  der  43.  Prov.-Landtag  i.  J.  1902  den  Bau 
einer  fünften  Anstalt,  welche  bei  Warstein  im  Jahre  1905  teilweise 
dem  Betrieb  übergeben  wurde.  Bemerkenswert  ist,  daß  das  Bau- 
programm dieser  Anstalt  aus  ,, finanztechnischen“  Gründen  so  ge- 
wählt ist,  daß  bei  steigendem  Bedürfnis  eine  schrittweise  Erweite- 
rung der  Anstalt  möglich  bleibt“  0-  Obwohl  diese  Anstalt  dement- 


1)  Drucks.  8 zum  43.  Prov.-Landtage,  1902,  S.  5. 
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sprechend  bis  1909  zur  Aufnahme  von  ca.  1400  Kranken  ausgebaut 
wird,  dürfte  sie  doch  noch  nicht  zur  Befriedigung  des  zu  erwarten- 
den Aufnahmebedürfnisses  ausreichen,  wie  schon  der  44.  Prov.-Land- 
tag 1902  anerkannt  hat.  Deshalb  hat  dieser  bereits  den  Bau  einer 
6.  Anstalt  bei  Gütersloh  beschlossen. 

c.  Die  Aufwendungen  für  die  Irrenpflege. 

Wie  hoch  sich  die  Ausgaben  für  Errichtung  einer  Anstalt  be- 
laufen ist  in  erster  Linie  von  den  Anforderungen  der  Psychiatrie 
und  dem  Stande  der  Technik,  in  zweiter  von  der  wirtschaftlichen 
Konjunktur  und  den  Verhältnissen  der  Gegend  (insbesondere  Boden- 
und  Veikehrsverhältnissen),  in  welcher  gebaut  wird,  und  zuletzt 
von  Anforderungen  der  staatlichen  Aufsichtsbehörde  abhängig,  die 
bestimmte  Mindestforderungen  über  Anlage,  Bau  und  Einrichtung 
von  öffentlichen  und  privaten  Anstalten  aufstellt,  (Polizeiverord- 
nung vom  31.  Dezember  1897).  Eine  Darlegung  der  Anlagekosten 
aller  Anstalten  der  Provinz  würde  unter  Berücksichtigung  aller 
dieser  Momente  über  den  Kähmen  dieser  Arbeit  hinausgehen.  Sie 
würde  andrerseits  für  diejenigen  Anstalten,  welche,  wie  die  von 
Marsberg,  Marienthal  und  Eickelborn,  nicht  nach  einem  einheit- 
lichen Bauprogramm  gebaut  sind,  sondern  nach  und  nach  ihre 
heutige  Gestalt  und  Größe  erhalten  haben  auch  kaum  möglich  sein. 
Daher  sind  nur  die  Anlagekosten  der  übrigen  Anstalten  Lengerich 
(eröffnet  1864),  Aplerbeck  (eröffnet  1 895)  und  W a r s t e i n 
(eröffnet  1905)  ohne  Berücksichtigung  der  späteren  Erweiterungs- 
bauten ermittelt  und  in  der  Tabelle  S.  78  zusammengestellt  und 
auf  den  Kopf  der  Kranken,  welche  aufgenommen  werden  können, 
berechnet  worden. 

Ein  Vergleich  der  Anstalten  hinsichtlich  der  Anlagekosten 
zeigt,  daß  diese  ungeheuer  gestiegen  sind.  Mag  auch  die  Steige- 
rung zu  einem  erheblichen  Teil  auf  das  Sinken  des  Geldwertes  zu- 
rückzuführen  sein,  so  ist  sie  doch  jedenfalls  zu  einem  größeren 
Teil  durch  die  wachsenden  Anforderungen  zu  erklären,  die  von  der 
modernen  Irrenpflege  an  Einrichtung  und  Bau  der  Anstalten  ge- 
stellt werden. 

Von  großem  finanziellen  Interesse  ist  ein  Vergleich  zwischen 
den  beiden  Baustadien  (1906  und  1909)  der  Anstalt  Warstein. 
Während  die  Anlagekosten  dieser  Anstalt  im  ersten  Stadium  ins- 
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gesamt  pro  Kopf  5640  M.  betragen,  sinken  sie  im  zweiten  auf 
4998  M.,  stellen  sich  also  noch  billiger  als  die  der  10  Jahre  früher 
gebauten  Anstalt  Aplerbeck.  Dieser  Umstand  ist  nicht  etwa  (wie 
die  Sp.  5 und  6 zeigen)  einem  geringeren  Aufwand  an  technischen 
Mitteln,  sondern  nur  der  größeren  Belegungsfähigkeit  zuzuschreiben , 
welche  in  Verbindung  mit  entsprechenden  Betriebseinrichtungen 
eine  rationellere  Ausnutzung  der  Käumlichkeiten  gestattet. 


Die  Aulai^ekosten  der  Anstalten:  Lengerich,  Aplerbeck,  IVarstein. 
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Gesamtsumme 
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Kopf 
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ganzen 
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Kopf 
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Kopf 

CQ 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

1 Mark 

Mark 

Mark 

Lengerich 

Aplerbeck 

Warstein 

380 

500 

1063200 

2210000 

1 2799 
4420 

87  990 
160  000 

1 

231 

320 

63  900 
195  000 

168 

390 

1215090 

2565000 

3197 

5130 

a)  bei  teilwei- 
sem Ausbau 
1906 

1 

893 

4097000 

4588 

448  450 

502 

490  000 

548 

5035  850 

5640 

b)  bei  völli- 
gem Ausbau 
1909 

1418 

5837000 

4116 

760  000 

536 

490  000 

345 

7087  850| 

4998 

Die  Frage,  ob  eine  so  hohe  Belegungsziffer  sich  mit  der  Voll- 
kommenheit der  Krankenfürsorge  und  der  unbedingten  Exaktheit 
der  Verwaltung  vereinbaren  läßt,  ist  neueren  Erfahrungen  zufolge 
nur  eine  Organisationsfrage,  deren  Lösung  in  neuester  Zeit  bei 
mehreren  Anstalten,  wie  Dösen,  Konradstein,  Bruch- Berlin  und 
anderen,  und  so  auch  bei  Warstein  als  gelungen  zu  betrachten  ist  i). 

Daß  eine  große  Anstalt  nicht  nur  bezüglich  der  Anlage-  und 
Einrichtungs-,  sondern  auch  bezüglich  der  Verwaltungskosten  sich 
billiger  stellt,  als  eine  kleine,  ergibt  sich  aus  folgender  Zusammen- 
stellung (Seite  79). 

Es  ergibt  sich  daraus,  daß  vom  finanziellen  Gesichtspunkt  aus 
die  großen  Anstalten  den  kleinen  vorzuziehen  sind.  Tatsächlich 

1)  Vgl.  Drucks.  9 zum  44.  Prov.-Landtage,  1903,  S.  50 — 56. 
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Vergleichende  Zusammenstellung  *) 

der 

Anlage-  und  Einrichtungs-,  sowie  der  Verwaltungskosten  einer  Anstalt 
mit  600  Kranken  und  einer  mit  1200  Kranken. 


Nach  spezieller  Berechnung. 


1 

2 

3 

4 

5 

II 

• 

s 

Bezeichnung 

Kosten  einer 
Anstalt  für 
600  Kranke 
nach  dem 
Maßstabe  der 
Anstalt 
Aplerbeck 

Mark 

Überschläg- 
liche Kosten 
zweier  An- 
stalten für  je 
600  Kranke 

Mark 

Überschläg- 
liche Kosten 
einer  Anstalt 
für 

1200  Kranke 
Mark 

Mithin  i!' 

Ersparnis  | 

(Spalte  5 I 

gegenüber 

Spalte  4)  j | 

: 

Mark  1 

1 

Grunderwerb  . . . 

195  000 

390  000 

325  000 

, 

2 

Bauten  einschl.  zen- 

1 

trale  Einrichtungen 

2 737  000 

5 474  000 

4 710  000 

3 

Inventar  .... 

260  000 

520  000 

468  000 

Summe  des  durch  An- 

1; 

leihe  zu  beschaffen- 
den Anlagekapitals 

3 192  000 

6 384  000 

5 503  000 

I 

4 

5 Proz.  Verzinsung 

und  Tilgung  vor- 
stehenden Anleihe- 

kapitals  .... 

— 

319  200 

275  150 

44  050 

5 

Persönliche  und  säoh- 

1 

j* 

liehe  Verwaltungs- 
kosten 

346  955 

693  910 

639  945 

53  965  ! 

zusammen  98  015 


sind  die  westfälischen  Provinzialanstalten  nach  und  nach  vergrößert 
worden,  wie  aus  der  folgenden  Übersicht  S.  80  zu  ersehen  ist : 

Die  Tabelle  veranschaulicht  das  Wachsen  der  Irrenanstalten  in 
zweifacher  Weise: 


1.  Die  Vermehrung  der  Anstalten  der  Zahl  nach  (seit  den  60er 
Jahren  in  jedem  Jahrzehnt  eine  neue  Anstalt),  und 

2.  Die  Vergrößerung  jeder  einzelnen  Anstalt,  die  zum  Ausdruck 
kommt  in  der  Steigerung  der  Belegungsziffer,  in  der  Zunahme 
des  Versicherungswertes  der  Gebäude  und  des  Inventars, 
sowie  in  der  Vermehrung  des  Grundbesitzes. 

Dem  Wachsen  der  Anlagekosten  entspricht  die  starke  Vermeh- 
rung der  jährlichen  Unterhaltungskosten.  Wie  sich  diese  im  Laufe 

1)  Vergl.  Drucksache  9 zum  44.  Provinzial-Landtag  1903,  S.  56. 
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der  Zeit  verändert  haben,  ergibt  sich  am  besten  aus  einem  Ver- 
gleich der  Ausgabepositionen  der  Etats  für  die  Jahre  1845,  1878 
und  1908  der  Anstalt  Marsberg. 


Yergleichuug  der  Ausgabepositioiieii  der  Etats  der  Anstalt  Mai-sberg 

für  die  Jahre  1845,  1878,  1908. 


Ausgaben  für 

1845 

Mark 

1878 

Mark 

1908 

Mark 

1.  Besoldung,  Diäten.  Pensionen  usw.  . . . 

16  197 

42  778 

1 110  202 

2,  Speisung 

46  470 

107  250 

188  000 

3.  Bekleidung  

4 80Ü 

12  900 

12  400 

4*  Feuerung 

7 800 

10  000 

22  000 

5.  Beleuchtung 

1 350 

1 800 

7 200 

6.  Wäsche  und  Reinigung  ...  ... 

1 350 

2 070 

3 000 

7,  Medikamente  * 

2 700 

2 750 

2 900 

8.  Besondere  Genüsse,  Vergnügungen  und  Er- 
heiterungen der  Kranken  .,'.... 

' 2 050 

3 500 

9.  Bauliche  Unterhaltung  und  Erneuerung  des 
Inventars  • . . 

! 

7 800 

11180 

37  800 

10.  Kirchliche  Bedürfnisse  und  wissenschaftliche 
Zwecke  

660 

1 150 

1 300 

1 1.  Öffentliche  Abgaben  und  Lasten  .... 

1 800 

774 

1 105 

12.  Unterhaltung  des  landwirtschaftl.  Betriebes  . 

— 

13  500 

64  236 

13.  Fabrikation  (Ankauf  v.  Rohstoffen,  Lohn  usw.) 

3 .500 

1 250 

14.  Wasserverbrauch 



— 

l 500 

15,  Unterstützungen  entlassener  hilfsbedürftiger 
Geisteskranken  u.  Portokosten  für  Briefe  be- 
dürftiger Kranken  an  mittellose  Angehörige 

392 

16.  Bürokosten  ....  

— 

710 

1 090 

17,  Verzinsung  und  Tilgung  von  Anleihen  , . 

16  923 

25  000 

35  900 

18.  Insgemein , . 

3 150 

3 538 

1 724 

Ordentliche  Gesamtausgaben  

102  000 

249  950 

495  500 

Der  Etat  ist  berechnet  f.  eine  Krankenzahl  von 

300 

475 

560 

Von  den  Gesamtausgaben  entfallen  also  pro 
Kopf  

340 

526 

885 

Schon  rein  äußerlich  betrachtet,  zeigt  das  Wachsen  der  Aus- 
gabepositionen, daß  die  Irrenfürsorge  seitens  der  Provinz  mit  den 
Jahren  intensiver  geworden  ist.  Zu  Position  15  sei  bemerkt,  daß 
sie  seit  1890  in  den  Anstaltsetats  erscheint,  nachdem  in  diesem 
Jahre  die  gemäß  Beschluß  des  20.  Prov.-Landtags  1871  hauptsäch- 
lich aus  dem  Arbeitsverdienst  der  Kranken  für  „auswärtige“  Ar- 
beiten angesammelten  Gelder  zu  einem  ünterstützungsfonds  für 
„entlassene  hilfsbedürftige  Geisteskranke“  aus  „Zweckmäßigkeits- 
gründen“ der  Prov.-Hauptkasse  zur  Verwaltung  übergeben  worden 
sind.  Das  Fehlen  der  Position  12  und  13  ist  aus  dem  Charakter 
des  Etats  des  Jahres  1845  als  eines  Nettoetats  zu  erklären.  Von 

Lübbering,  Das  Finanzwesen  des  Provinzialverbandes  Westfalen.  6 
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den  im  Etat  von  1845  fehlenden  Positionen  8 und  16  ist  letztere 
unter  „Insgemein“  mit  enthalten,  während  erstere  erst  in  den 
späteren  Etats  erscheint. 

Am  auffallendsten  sind  die  Veränderungen  wohl  bezüglich  der 
Besoldungen,  der  Speisung  und  Bekleidung.  Wie  hoch  für  diese 
die  Aufwendungen  in  einzelnen  Jahren  sich  tatsächlich  belaufen 
haben,  ist  aus  den  Tabellen  auf  Seite  84  und  85  ersichtlich,  in 
welchen  die  Kosten  der  Speisung  und  Bekleidung  für  sich,  die  Kosten 
der  Besoldungen  usw.  mit  Hinzurechnung  der  übrigen  ordentlichen 
Gesamtaufwendungen  zusammengestellt  und  auf  den  Kopf  der  ver- 
pflegten Kranken  berechnet  worden  sind. 

Danach  ist  die  Tendenz  zum  Wachsen  der  jährlichen  Unter- 
haltungskosten absolut  und  relativ  bei  allen  Anstalten  zu  konsta- 
tieren. Am  geringsten  sind  die  Unterhaltungskosten  bei  der  Irren- 
pflegeanstalt Eickelborn.  Die  Erklärung  dieser  Tatsache  ist  schon 
früher  bei  den  Einnahmen  (Seite  34)  gegeben  worden. 

Die  fortschreitende  Erhöhung  der  Unterhaltungskosten  der 
Irrenanstalten  ist  bis  1895  vorwiegend,  wie  ein  Vergleich  der 
Speisungs-  und  Bekleidungskosten  in  den  einzelnen  Jahren  zeigt, 
auf  die  Steigerung  der  Preise  der  notwendigen  Lebensmittel  zurück- 
juführen.  Von  da  an  tragen  am  meisten  die  „sonstigen“  Kosten 
jur  Vermehrung  der  Ausgaben  bei,  und  unter  diesen  in  erster  Linie 
lie  Zinsen-  und  Tilgungsbeträge  für  Anleihen,  welche  für  die 
hauptsächlich  infolge  des  Gesetzes  vom  11.  Juli  1891  notwendig 
geworden  Neu-,  Erweiterungs-  und  Umbauten  bei  den  Anstalten 
lufgenommen  werden  mußten.  Sie  betrugen  seit  1889  bis  1906 
nnschl.  rund  12003000  M.,  während  sie  sich  bis  1895  einschließ- 
ich  auf  2838  510  M.  und  bis  1900  einschl.  auf  6436820  M.  be- 
iefen.  An  Zinsen  (einschl.  Tilgung)  mußten  aufgewendet  werden: 


im  Jahre 

1895 

Mark 

1900 

Mark 

1905 

Mark 

1906 

Mark 

im  ganzen  .... 

141  925,5 

179  965,5 

261  550 

522  80ü 

pro  Kopf  . . , . 

69,7 

75,2 

79 

142 

für  Aplerbeck  allein: 

l.  im  ganzen  . , . 

87  250 

89  150 

156  000 

168  60Ü 

2.  pro  Kopf  , . . 

525,6 

177 

228,5 

276 

für  Warstein  allein: 

1.  im  ganzen  . . . 

— 

— 

— 

202  200 

2.  pro  Kopf  , . . 

— 

— 

— 

339,8 

Das  Finanzwesen  des  Westfälischen  Provinzialverbandes. 
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An  zweiter  Stelle  haben  die  Aufwendungen  für  Gehälter,  Löhne 
usw.  der  Angestellten  zur  Vermehrung  der  Ausgaben  beigetragen. 
Während  die  Besoldungen  und  Löhne  für  sämtliche  Irrenanstalten 
zusammen  im  Jahre  1892  im  ganzen  164  967  M.  betrugen,  d.  i. 
pro  Kopf  der  verpflegten  Kranken  rund  91  M.,  stiegen  sie  1906 
auf  486242  M.,  d.  i.  pro  Kopf  132  M. 

Entsprechend  den  wachsenden  Unterhaltungskosten  der  An- 
stalten mußte  die  Provinz  die  ihr  von  den  Kranken  oder  deren 
Angehörigen  bezw.  den  unterstützungspflichtigen  Armenverbänden 
zu  vergütenden  Pflegesätze  erhöhen  (vgl.  folgende  Tabelle). 

Die  Entwicklung-  der  Pflegesätze  für  die  Heilung  und  Pflege 

der  Geisteskranken. 


Jahre 

Klasse 

I 

Klasse 

II 

Klasse  III 

Ein- 

heimische 

Mark 

Aus- 

wärtige*) 

Mark 

Ein- 

heimische 

Mark 

Aus- 

wärtige 

Mark 

Ein- 

heimische 

Mark 

Aus- 

wärtige 

Mark 

1818—1841 

600 

900 

240 

450 

75 

150 

1841—1845 

675 

975 

270 

510 

75 

150 

1845—1860 

675 

975 

270 

510 

96 

150 

1860—1868 

750 

1500 

450 

510 

135 

195 

1868—1873 

1350 

1800 

510 

750 

180 

240 

1873—1890 

1350-1800 

2412 

504—720 

756 

288—414*) 

648 

1890—1896 

1450—1800 

2412 

550—720 

756 

300—414 

648 

1896—1908 

1512-1800 

2412 

612—756 

984 

360-414*) 

648 

1908 

1800—2160 

3600 

900—1260 

1800 

450—540 

1080 

In  Wirklichkeit  haben  die  von  den  Kranken  oder  deren  Ange- 
hörigen gezahlten  Pflegegelder,  abgesehen  von  der  Anstalt  Eickel- 
born, zu  keiner  Zeit  zur  Deckung  der  Unterhaltungskosten  der 
Anstalten  ausgereicht;  nicht  einmal  bei  Berücksichtigung  des  aus 
der  eigenen  Wirtschaft  gewonnenen  Ertrages.  So  mußte  die  Pro- 
vinz Zuschüsse  leisten,  deren  Entwicklung  aus  der  Tabelle  S.  86/87 
ersichtlich  ist. 

1)  Als  auswärtige  sind  gemäß  Beschluß  des  22.  Prov.-Landtags  1875 
solche  Kranke  anzusehen,  die  ihren  Unterstützungswohnsitz  außerhalb  der 
Provinz  haben. 

2)  Für  Eickelborn  beträgt  der  Höchstsatz  für  Einheimische  414  M. ; dieser 
kann  vom  Landeshauptmann  in  besonderen  Ausnahmefällen  auf  228  M.  er- 
mäßigt werden;  der  Mindestsatz  für  Auswärtige  beträgt  666  M. 

3)  ln  derselben  Anstalt  beträgt  das  Pflegegeld  für  die  in  die  Sonderab- 
teilung wegen  „verbrecherischer  Neigungen“  aufgenommenen  Kranken  648  M. 
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Übersicht  über  die  Entwicklung  der  jährlichen 


Unterhaltungskosten  der  Irrenanstalten. 


Anstalten 


überhaupt  29  946  4 074  I 42  592 
Marsberg 

pro  Kopf  136  18,5  193,6 

überhaupt  — — — 

Lengerich 

pro  Kopf  — — — 

überhaupt  — — — 

Münster 

pro  Kopf  — — — 

überhaupt  — — — 

Eickelborn 

pro  Kopf  — — — 

überhaupt  — — — 

Aplerbeck 

pro  Kopf  — — — 

überhaupt  — — — 

Warstein 

pro  Kopf  — — — 


überhaupt  29  946  4 074  42  292 

msammen 

pro  Kopf  136  18,5  193,6 


76  612  220  89  820  10  872  54  848  155  540 

348,1  — 195,3  23,6  I 119,2  338,1 


1895 


1905 


Marsberg 
pro  Kopf 


Lengerich 
pro  Kopf 

überbau 
Münster 


pro  Kopf 


& 

Eickelborn 

pro  Kopf  190,3  17,3 

überhaupt  56  947  2 201 
Aplerbeck 

pro  Kopf  34:1  13,3 

überhaupt  — 

Warstein 

pro  Kopf  — 


8 388 

164  445 

324195 

18,9 

375 

722,9 

5 410 

130  624 

291  394 

11,4 

275,6 

615 

8 508 

157  826 

317  545 

19 

353,4 

712,4 

7 469 

53  016 

153  758 

17,3 

108,1 

215,7 

2 207 

187  949 

247  103 

13,3 

1132,2 

1488,5 

1 

1 

1 

8 962 

224  496 

382  392 

18,6 
6 500 

465,7 
189  246 

793,3 
342  354 

14,3  i 
8S94 

416 

198  499 

752,5 
350  342 

19,5 
7 653 

441,1 
58  673 

778,3 
164  090 

15,2 
11  155 

‘ 117,1 
: 271  394 

327,4 
437  057 

482  176  679  10  934  244  844  443  317  1 596|  186  903 


— 296,4  i 18,3 


410,8 


725,5 


328,5 


455  207  977  11  307  253  636  472  920  691  210  298 


— 300,9  16,4 


684,3  — 


450  191  229  10  926  1 234  036  436  191  654  202  661 


292,4  I 16,7  357,8 


666,9 


310,3 


501  132  123  j 9 397  95  708  237  228  I 596  141  489 


1906 


266  167  465  445  569 

467  817,2  — 

292  395  515  616  655 

U,-.  787,1  — 

261  782  475  578  633 

0,8  728,1  — 

130  571  282  903  1598 


— 221,7  15,7 


160,6 


398  — 


236,6 


218,3 


472.9  I — 


5041  204  945  Il3  897  383  620  602  462  j 683  209  764  15  596  407  392  632  752  611 


20,3  561,7 


882  — 


343,3  I 25,5  666,7  1035,5  — 

187  967  llO  637  397  188  595  792  | 595 


ü 


Überhaupt  608  153  31  982  693  860,5  1 333  995,5  2036  690  763  43  164  942  358  1 676  285 
msammen 

pro  Kopf  298,7  15,8  340,7  655,2  — 288,8  18  413,9  700,7 

Anmerkung:  Abweichend  von  den  Angaben  in  den  Vorwal tungsberichten  sind  hier  die  Kosten  der 
ier  Verzinsui^  und  Tilgung  der  Anleihen  für  die  Anstalten  mitberechnet,  indem  hierfür  in  Ansatz  gebracht 
anfgeführt.  Ebenso  die  Pensionen  usw.,  die  für  1895  und  1900  mangels  getrennter  Aufführung  in  den  Rechnnngen 
(bis  6000  Mark)  nicht  wesentlich  geändert. 


667,5  1001,5  — 

2392  912  953  56  461  1 211  844  2 181  258  13310  1 139  082  73  509  1 755  495  2 968  086  3681 
— 276  17  366  659  — 309,4  19,9  376,9  806,2  — 


Speisung  nsw.  der  Angestellten  miteinbegriffen.  Unter  den  ,, sonstigen“  Kosten  sind  für  1895  nnd  1900  die  Kosten 
worden  sind.  Seit  1904  sind  diese  in  den  Anstaltsrechnungen  („Beiträge  zu  den  Kosten  der  Hauptverwaltung“) 
nicht  ermittelt  werden  konnten.  Jedoch  wird  hierdurch  das  Ergebnis  wegen  der  geringen  Höhe  dieser  Beträge 
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Entwicklung  und  Vergleich  der  ProTinzialznschüsse 


i. 

2. 

i 3. 

! -i- 

I Marsberg 

Lengerich 

Münster  l 

Jahr 

Gesamt- 

kosten 

Mark 

Prov.- 

Zuschuß 

Mark 

Gesamt- 

kosten 

Mark 

Prov.- 

Zuschuß 

Mark 

Gesamt- 

kosten 

Mark 

Prov,- 

Zusohuß 

Mark 

1841 

überhaupt 

76  612  j 

42  816 

— 

— 

— 

— 

pro  Kopf 

348,1 

195 

— 

— 

— 

überhaupt 

155  540 

11  700 

— 

— 

— 

— 

1864 

pro  Kopf 

338,1 

25,4 

— 

— 

— 

— 

überhaupt 

286  162 

69  651 

245  759 

69  300 

— 

1875 

1 

pro  Kopf 

485,6 

156,5 

554,3 

193 

— 

— 

überhaupt 

226  798 

18  000 

245  854 

23  000 

106  603 

18  140 

1885 

pro  Kopf 

499,7 

41,4 

539,3 

52,6 

561 

98 

überhaupt 

324  195 

47  000 

291  394 

6 000 

317  545 

34  000 

1895 

pro  Kopf 

722,9 

102,2 

615 

13 

712,4 

76,2 

1900 

überhaupt 

382  392 

72  000 

342  354 

47  900 

350  342 

60  700 

pro  Kopf 

793,3 

149,4 

1 

752,5 

105,3 

778,3 

135 

1905 

überhaupt 

443  317 

128  750 

472  920 

100  800 

436  191 

103  800 

pro  Kopf 

725,5 

216 

684,3 

144,4 

666,9  1 

158,7 

überhaupt 

465  445 

146  450 

515  616 

133  200 

475  578 

132  650 

1906 

pro  Kopf 

817,2 

257,4 

787,1 

203,3 

728,1 

203,1 

Schon  die  bisherigen  Erörterungen  und  namentlich  die  aus  oben- 
itehender  Tabelle  ersichtlichen  bedeutenden  Zuschüsse  lassen  erkennen, 
laß  die  Irrenfürsorge  nicht  zuletzt  auch  eine  Geldfrage  ist.  Bereits  im 
fahre  1868  wurde  von  den  beiden  Direktoren  der  Anstalten  Mars- 
)erg  und  Lengerich  in  einer  Denkschrift  i)  ausgeführt,  daß  ein 
Jaupthindernis  der  Irrenfürsorge  der  „Geldpunkt“  sei,  indem  die 
Angehörigen  der  Kranken  oder  die  Gemeinden  die  im  Interesse  der 
Jeilbarkeit  erwünschte  schleunige  Unterbringung  der  geistig  Er- 
irankten  aus  Furcht  vor  den  hohen  Kosten  solange  als  eben  mög- 
ich  hinausschieben.  Deshalb  beschloß  der  19.  Prov.-Landtag  1868 
len  Kranken  der  dritten  Verpflegungsklasse  das  Pflegegeld  für  das 


1)  Anl.  V.  A.  zu  den  Verh.  des  19.  Prov.-Landtages  1868. 
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mit  den  Unterhaitangskosten  im  Ordinariuin. 


5. 

6.  1 

t . 

8. 

Eickelborn  I 

Aplerbeck  ^ 

Warstein  j 

zusammen  (Sp,  2 — 7) 

Gesamt- 

Prov.- 

Gesamt- 

Prov.- 

Gesamt- 

Prov.- 

Gesamt- 

Prov.- 

kosten 

Zuschuß 

kosten 

Zuschuß 

kosten 

Zuschuß 

kosten 

Zuschuß 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

76  612 

42  816 

348,1 

195 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

155  540 

11  700 

- — 



338,1 

25,4 

! 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

j 531  921 

138  951 

1 

_ 

I 

— 

661,6 

172,8 

41  000 

5 000 

— 

1 

— 

620  255 

64  140 

325,6 

39,7 

- 

_ 

i 

— 

546 

54,2 

153  758 

— 

247  103 

50  000 

1 — 

— 

1 333  995,5 

137  000 

215,7 

r 

1 488,5 

301,2 

— 

655,2 

67,2 

164  090 

— 

437  057 

58  800 

— 

— 

1 676  285 

239  4(»0 

327,4 

867,2 

116,6 

— 

— 

700,7 

1 100 

! 

237  228 

— 

602  462 

228  200 

! 

— 

2 181  258 

561  550 

1 

398 



882 

334 

— 

— 

659 

169,6 

282  903 

12  000 

632  752 

282  800 

595  792 

317  325 

2 968  086 

1 024  425 

472,9 

20 

1 035,5 

463 

1 001,5 

533,3 

806,2 

278,3 

erste  Jahr  ganz  zu  erlassen,  sofern  deren  Einlieferung  in  den  ersten 
I sechs  Monaten  nach  Beginn  der  Krankheit  bewirkt  würde.  Diese 

Bestimmung  gilt  auch  heute  noch. 

^ 2.  Fürsorge  für  unheilbare  Kranke. 

l Zur  Pflege  der  unheilbaren,  ekelerregenden  Kranken,  ins- 

j besondere  der  Epileptiker,  Syphiliten  u.  a.,  die  dem  Anblick  des 

Publikums  entzogen  werden  müssen  und  deren  Unterbringung  in 
gewöhnlichen  Krankenhäusern  sehr  schwierig,  meist  sogar  unmög- 
lich ist,  wurde  die  Anstalt  Gesecke  auf  Anregung  des  ersten  Ober- 
präsidenten Westfalens,  Frhrn.  v.  Vincke,  ins  Leben  gerufen.  Der 
Prov.-Landtag  vom  Jahre  1833  ging  gern  auf  den  Vorschlag  des 
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Oberpräsidenten  ein.  Auf  seine  Bitte  wurde  der  Provinz  vom  König  j 

Friedrich  Wilhelm  III.  durch  den  Landtagsabschied  vom  30.  De-  I 

zember  1S34  das  aufgehobene  Franziskanerkloster  zu  Oesecke  zu  j 

gedachtem  Zwecke  zugesichert,  worauf  die  Umwandlung  des  Kloster-  | 

gebäudes  in  eine  KrankenpEegeanstalt  mit  einem  Kostenauf-  | 

wände  von 

11351  Tlr.  1 S^r.  — Pfg.  für  Gebäude 

5 417  „ 27  „ 6 „ „ Inventar  , 

9^4  „ 15  „ 16  „ „ Grundstücke  i 

17  733  Tlr.  14  Sgr.  2 Pfg.  zusammen 

bis  Ende  1841  vollzogen  wurdet).  „Am  19.  November  desselben 
Tahres,  am  Tage  des  Festes  der  hl.  Elisabeth,  der  Landgräfin  von 
Thüringen,  der  Repräsentantin  christlicher  und  fürstlicher  ßarm- 
lerzigkeit“  wurde  die  Anstalt  eröffnet.  „Die  Königin  Elisabeth 
ibernahm  das  Protektorat  und  überwies  der  Anstalt  ein  Gnaden- 
geschenk von  300  Tlr.,  welches  dazu  dienen  sollte,  den  Kranken 
iinige  Erleichterung  zu  schaffen“  2).  Auf  Antrag  des  Prov.-Landtages  t 

mm  Jahre  1841  wurde  die  Anlehnung  der  Anstalt  an  das  Land- 
armenhaus zu  Benninghausen  in  der  Weise  genehmigt,  daß  die 
!ur  Einrichtung  erforderlichen  Geldmittel  aus  dem  Kapitalvermögen 
lieser  Anstalt  entnommen,  zur  Deckung  des  jährlichen  Bedürfnis- 
mschusses  aber  die  Überschüsse  bei  der  Benninghauser  Kasse  ver- 
vendet  werden  sollten.  In  der  letzten  Bestimmung  kommt  der 
i^orbehalt  des  Landtages,  daß  der  Provinz  durch  die  neue  Anstalt 
ceine  neue,  bleibende  Last  erwachsen  möge,  zum  Ausdruck.  Daß 
dieser  Vorbehalt  ein  frommer  Wunsch  bleiben  mußte,  ist  aus  der 
'’atsache  ersichtlich,  daß  die  weitaus  überwiegende  Mehrzahl  der 
^ erpflegten  Kranken  aus  Armen  bestand,  für  die  der  geringe  Pflege- 
5 atz  (anfangs  25  Tlr.)  gezahlt  wurde  und  infolgedessen  stets  von  der 
]*rovinz  (mit  Ausnahme  der  Jahre  1884 — 1892)  Zuschüsse  geleistet 
verden  mußten. 

Die  Anstalt  war  anfangs  für  140  Kranke  eingerichtet.  Schon 
1850  mußte  sie  erweitert  werden,  was  später  mehrmals  wiederholt 
geschah.  Im  Jahre  1890  bot  die  Anstalt  Platz  für  200  Kranke 
(100  Männer  und  100  Frauen),  wurde  jedoch  zuwenig  frequentiert. 

1)  Verh.  d.  8.  Prov.-Landtag  VI.  S.  171  — 179. 

2)  Anl.  A.  zum  Verwaltungsbericht,  Drucks.  1 zum  34.  Prov.-Landtag 
1 193  S.  135. 
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Um  sie  besser  auszunutzen,  beschloß  der  22.  Prov.-Landtag  1890 
die  Umwandlung  der  Pflegeanstalt  in  ein  Landarmen-  und  Kranken- 
haus; in  dieses  sollten  aufgenommen  werden: 

1.  Landarme,  soweit  sie  nicht  in  anderen  Provinzialanstalten 
untergebracht  werden; 

2.  solche  unheilbare  körperliche  Kranke,  die  dem  Anblick  des 
Publikums  entzogen  werden  müssen,  ihrer  Umgebung  gefährlich 
sind  und  in  den  fürsorgepflichtigen  Gemeinden  oder  Familien  ander- 
weitig die  gehörige  Absonderung  nicht  erhalten  können; 

3.  soweit  es  der  Raum  gestattet,  nicht  geistig  kranke  Ortsarme. 
Zugleich  mit  der  Umwandlung  fand  eine  Vergrößerung  der 

Anstalt  statt,  so  daß  diese  seit  1891  für  330  Kranke  (240  Männer, 
90  Frauen)  Raum  bietet. 

Die  Entwicklung  der  Anstalt  in  finanzieller  Hinsicht  ist  aus 
der  folgenden  Tabelle  zu  ersehen. 


Entwicklung  der  Anstalt  Geseeke. 


1 

i 2 

3 

L..4 

5 

6 

i ^ 

! t 

Jahr 

Zahl  der 
durohschn. 

V er- 
pflegten 

Orden  tl. 
haltungi 

a 

überhaupt 

Mark 

Ünter- 

akosten 

b 

pro  Kopf 
Mark 

Höhe  der 
Pflege- 
Sätze 

Mark 

Zuschuß 

dtr 

Provinz 

Mark 

Versichei 

a 

der 

Gebäude 
1 Mark 

'ungswert 

b 

des 

Inventars 

Mark 

1844 

! 101 

20  823 

204 

75  — 180 

1S708 

85  590 

21  870 

18t>2 

1 163 

48  900 

300  i 

120—180 

18  262 

— ’) 

1872 

215 

61  275 

285 

120—240 

21  000 

__ 

1880 

193 

77  586 

402 

2882) 

13  100 

179  520 

79  200 

1889 

1813) 

67  413 

372 

288 

— 

240  420 

87  510 

1896 

319 

108  449 

340 

288 

7017 

272  070 

99  890 

1901 

315 

115 168 

366 

288 

13  426 

280  260 

100  290 

1905 

319 

119  755 

375 

288  1 

11  509 

315  750 

100  290 

1906 

318 

133  002 

418 

288 

15  000 

315  750 

lOÜ  290 

3.  Das  Tauhstiimmeubilduiigsweseii. 

Als  der  Provinzialverband  infolge  der  Dotationsgesetzgebung 
die  Verwaltung  der  Taubstummenanstalten  übernahm,  hatte  das 
westfälische  Taubstummenunterrichtswesen  schon  eine  50jährige 

1)  Die  Angabe  fehlt  im  Verwaltungsbericht. 

2)  1873  wurde  der  Pflegesatz  auf  mindestens  225  Mk.  festgesetzt. 

3)  Seit  1889  ist  der  Bestand  am  Beginn  des  Rechnungsjahres  angegeben. 
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Entwicklung  durchgemacht.  Bereits  1821  wurde  in  Münster  eine 
Taubstummenanstalt  errichtet  und  allmählich  erweitert,  so  daß  sie 
1830  22  Schüler  aufnahm.  Außerdem  bestand  beim  Seminar  in 
Büren  eine  Freischule  für  6 taubstumme  Kinder,  für  welche  ein 
besonderer  Lehrer  angestellt  war.  Da  indessen  die  Provinz  minde- 
stens 150  taubstumme  Kinder  unter  15  Jahren  zählte,  so  befrie- 
digten jene  Anstalten  das  Bedürfnis  nicht  und  es  wurde  dem 
Provinziallandtage  von  1830  ein  Plan  vorgelegt,  nach  welchem  bei 
den  Schullehrerseminaren  Taubstummenschulen  errichtet,  mit  be- 
sonderen Lehrern  besetzt  und  die  Seminaristen  auch  in  der  Kunst 
des  Taubstummenunterrichts  unterwiesen  wurden,  damit  sie  befähigt 
wären,  diejenigen  Unglücklichen  zu  unterrichten,  welche  in  den 
öffentlichen  Anstalten  nicht  untergebracht  werden  könnten.  Die 
Provinzialstände  bewilligten  „vorläufig“  800  Tlr.  für  eine  ähnliche 
Anstalt  am  Soester  Seminar,  wie  eine  solche  in  Büren  bereits  be- 
stand, und  für  den  Unterhalt  von  10  Freischülern  auf  beiden 
Vorbereitungsschulen.  Diese  800  Tlr.  wurden  gemäß  dem  Vor- 
schläge der  Stände  aus  den  Überschüssen  des  Landarmenhauses 
(vgl.  Gesecke)  und  soweit  diese  nicht  ausreichten,  aus  den  Zinsen 
des  Provinzialhilfskassenfonds  entnommen.  Im  Jahre  1841  wurde 
auch  mit  dem  Nebenseminar  in  Langenhorst  eine  Taubstummen- 
schule verbunden,  so  daß  im  Jahre  1843:  4 Anstalten  mit 
81  Taubstummenschülern  bestanden.  An  Stelle  der  Anstalt  zu 
Münster,  welche  eingegangen  war,  „weil  sie  es  niemals  zu  einer 
nennenswerten  Frequenz  zu  bringen  vermocht  hat“  i),  wurde  1851 
die  Anstalt  Petershagen  gegründet.  Im  übrigen  war  es  nicht  der 
Mangel  an  Frequenz,  der  die  Taubstummenanstalten  in  ihrer  Ent- 
wicklung behinderte,  sondern  der  Mangel  an  materiellen  Mitteln, 
so  daß  man  mittels  Kirchen-  und  B[auskollekten  die  öffentliche 
Mildtätigkeit  in  Anspruch  nehmen  mußte. 

Unter  den  im  Jahre  1837  ermittelten  194  taubstummen  Kin- 
dern Westfalens  waren  70  zur  Aufnahme  ungeeignet,  123  geeignet, 
von  denen  aber  nur  71  aufgenommen  werden  konnten.  Im  Jahre 
1840  konnten  von  wiederum  199  Taubstummen  77  unterrichtet 
werden,  während  50  Kinder  auf  Aufnahme  warten  mußten  und  die 
übrigen  für  den  Unterricht  ungeeignet  befunden  wurden. 


1)  Anl.  Vlla  zu  den  Verb,  des  21.  Prov.-Landtages  1873  S.  11. 
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Infolge  des  zunehmenden  Ertrages  der  Kollekten  und  der  stän- 
dischen Zuschüsse  aus  dem  Dispositionsfonds  der  Hilfskasse  wurde 
die  Zahl  der  Unterrichteten  allmählich  größer  — sie  betrug  1844 
100  — , während  die  Zahl  der  „Exspektanten“  abnahm. 

Der  Kollektenertrag  belief  sich  im  Durchschnilt  — mit  ge- 
ringen Schwankungen 

in  den  30  er  Jahren  auf  2400  Tlr.  jährlich 

„ „ 40  er  „ „ 3000  „ „ 

„ „ 60  er  „ „ 4900  „ ,, 

„ ,,  /0  er  ,,  „ 5500  ,,  ,, 

Der  Landtag  bewilligte  aus  seinem  Dispositionsfonds  jährlich 
1500  Tlr.,  verringerte  aber  seit  1868  diesen  Betrag  auf  500  Tlr., 
weil  die  Vermögenslage  des  Taubstummenfonds  eine  ,.gewiß  gün- 
stige“ zu  nennen  sei.  Die  Provinzialstände  hätten,  wie  es  in  dem 
Schreiben  des  Landtags -Marschalls  an  den  Oberpräsidenten  vom 
6,  April  1868  heißt,  „mit  nicht  geringem  Interesse  Kenntnis 
davon  genommen,  wie  die  finanziellen  Verhältnisse  sich  mehr  und 
mehr  günstig  gestalten,  wie  namentlich  die  Anstalten  zu  Soest  und 
Langenhorst  nunmehr  eigene  und  wohleingerichtete,  zugleich  die 
erforderlichen  Hof-  und  Gartenräume  einbegreifenden  Gebäude  mit 
Dienstwohnung  für  den  Hauptlehrer  als  volles  schuldenfreies  Eigen- 
tum des  Provinzialtaubstummenfoeds  besitzen,  auch  in  Petershagen 
nun  ein  passendes,  die  nötigen  Lehrzimmer  und  Wohnräume  ent- 
haltendes Haus  zu  erwerben  gelungen  ist.  Der  sehr  erfreuliche 
und  für  die  wachsende  Teilnahme  der  Bewohner  der  Provinz  an 
den  schönen  Zwecken  der  Anstalt  zeugende  Ertrag  der  Kollekten 
hat  die  Verwaltung  in  den  Stand  gesetzt,  ohne  Verminderung  des 
bereits  zu  einer  bedeutenden  Höhe  herangewachsenen  Kapital- 
vermögens die  für  Grunderwerbungen  aufgenommenen  Darlehen  bis 
auf  einen  Rest  von  3000  Tlr.  für  die  Anstalt  Petershagen  aus  den 
laufenden  Einnahmen  zurückzuzahlen.“  Die  Verringerung  des  Zu- 
schusses wird  in  dem  Schreiben  weiter  begründet  mit  dem  Hinweis 
auf  die  „großen  außerordentlichen  Bedürfnisse“,  durch  welche  die 
dem  Landtage  zur  Verfügung  stehenden  „beschränkten“  Fonds 
„gerade  in  neuester  Zeit“  in  Anspruch  genommen  seien. 


1)  Verb,  des  19.  Prov.-Landtages  1868,  S.  127  und  128. 
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Mochte  immerhin  die  damalige  Entwicklung  des  Taubstummen- 
onds  er  hatte  1841  einen  Kapitalbestand  von  rund  26920  Tlr 
1864  einen  solchen  von  67497  Tlr.  - den  Provinzialständen  als 
„gewiß  pnstig“  erscheinen,  den  „sachlichen  Anforderungen“  ent- 
sprach sie,  wie^  der  Oberpräsident  von  Kühlwetter  in  einer  Denk- 
schrift 0 des  näheren  ausführt,  durchaus  nicht.  Diese  Denkschrift 
vermochte  jedoch  auch  den  Landtag  vom  Jahre  1873  nicht  davon 
zu  überzeugen,  „daß  die  Vermögens  Verhältnisse  der  Taubstummen- 
anstalten ungünstig  seien  und  zu  deren  Fortbestehen  ein  be- 
deutender Zuschuß  erforderlich  wäre“  2)  und  demgemäß  bewilligte 
der  Landtag  1873  wiederum  nur  500  Tlr.  Der  wahre  Grund,  wes- 
halb er  nicht  mehr  bewilligte,  geht  aus  dem  Schreiben  des  Land- 
tagsmarschalls an  den  Oberpräsidenten  hervor,  in  welchem  der 
Landtag  sein  warmes  Interesse  für  Taubstummenanstalten  aus- 
drücklich betont  und  einstimmig  seine  Bereitwilligkeit  erklärt,  diese 
gegen  Überweisung  ihres  Kapitalvermögens  in  seine  provinzial- 
ständische Verwaltung  mit  zu  übernehmen“®),  Zum  Schlüsse  heißt 
es  in  dem  Schreiben:  „Der  ständische  Verwaltungsausschuß  ist  er- 
mächtigt, dieserhalb  (der  Übernahme  in  die  ständische  Verwaltung) 
mit  Ew.  Exzellenz  in  Unterhandlung  zu  treten  und  gebe  ich  mich 
der  Hoffnung  hin,  bei  dem  allseitigen  gleichen  Interesse  für 
die  segensreiche  Fortentwicklung  der  unentbehrlichen  Taubstummen- 

Anstalten  auch  auf  diesem  Gebiet  eine  Verständigung  baldigst 
herbeigeführt  zu  sehen.“ 

Als  dann  durch  das  Dotationsgesetz  vom  8.  Juli  1875  dem 
Provinzialverbande  das  Taubstummeninstitut  zur  eigenen  Verwaltung 
ubergeben  war,  bewies  der  Landtag  auch  wieder  größere  Opfer- 
wühgkeit,  die  in  der  Bereitstellung  der  Mittel  für  Aufbesserung 
der  Lehrergehälter,  Vermehrung  der  Lehrkräfte,  Vergrößerung  der 

Anstalten  usw.  zum  Ausdruck  kam.  Die  Abhaltung  von  Kollekten 
lat  seitdem  aufgehört. 

Bei  der  Übergabe  der  Anstalten  an  die  provinzialständische 
Verwaltung  am  1.  Januar  1876  befanden  sich  in  ihnen  176  Schüler 

nit  12  Lehrkräften.  Das  Kapitalvermögen  war  bis  dahin  ange- 
vachsen  auf  216250  M. 

1)  Anl.  VII  zu  den  Verh.  des  Prov.-Landtages  1873, 

2)  Verh.  des  21.  Prov.  Landtages  1873.  S.  94. 

3)  Ebenda.  S.  95. 
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Nach  Beginn  der  provinziellen  Selbstverwaltung  nahm  das 
Taubstummenunterrichtswesen  bald  einen  großen  Aufschwung,  wie 
folgende  Tabelle  nachweist: 


Entwieklnng  der  Taubstuninienaustalteii. 


Ausgaben  im  Ordinarium 


Jahr 


Höhe  d.  Bedürf- 
niszuschüsse 
der  Provinz 

a I b 


Anzahl 


Bcsol-  Pflege-  zusamm.  über- 
düngen kosten  a-c  haupt 

Mark  Mark  Mark  ! Mark  Mark 


1876 

1881 

1886 

1891 

1894 

1897 

1900 

1902 

1904 

1905 

1906 


23  475| 
34  6001 
47  123' 
66  304j 
68  610, 
79  145' 
110  304! 
115  200| 
119  588 
123  832 
130  177' 


21  042 

28  510 

29  825 
26  247 
44  786 
47  189 
51  613 
56  752 

60  072 

61  361 
74  871 


6 433 
10  490 
9 852 

13  444| 
15  891 

14  853 
19018 
20  262 
44  206 
42  432 
51  446 


50  950 
73  600 
86  800 
105  995 
129  287 
141  187 
180  935 
1922131 
223  866! 
227  625' 
256  494! 


27  950| 
40  000 
52  000 
70  750 
95  274 
102  160| 
135  787! 
140  803! 
167  336 
170  185 
169  848 


Proz.der 

Gesamt- 

ausgabe 

Proz. 

der 

Leh- 

rer 

der 

Zög- 

linge 

55,0 

13 

183 

54,3 

22 

250 

60,0 

26 

271 

67,0 

31 

218 

73,9 

32 

244 

72,4 

36 

273 

75,0 

42 

279 

73,2 

42 

324 

74,7 

42 

341 

74,8 

44 

327 

66,0 

46 

338 

Versicherungs- 

wert 


der  des 
Ge-  Inven- 
bäude  tars 

Mark  Mark 


71  400 
71  400 
97  320 
216  700 
271  1501 
271  150| 
278  590 
278  590 
29S440 
298  440 
376  660 


23  850 
23  850 
31  400 
35  820 
37  520 
37  520 
37  520 
37  520 
64  880 
64  880 
70  460 


Die  Zahlenangaben  fUr  1876,  1881  und  18S6  sind  dem  Etat,  die  übrigen  den 
Kechnungen  entnommen,  die  Anzahl  der  Zöglinge  gibt  ihren  Bestand  zu  Beginn 
des  Jahres  an,  nur  die  Zahlen  für  1876,  1881  und  1886  sind  Durchschnittsziffern 

der  jedesmal  voraufgegangenen  drei  Jahre. 

Unter  „Pflegekosten“  sind  die  Ausgaben  für  Wohnung,  Be- 
köstigung, Bett  und  Bettwäsche,  sowie  Reinigung  der  Leibwäsche 
zu  verstehen.  Für  alles  dieses  zahlten  die  Angehörigen  oder  die 
gesetzlichen  Vertreter  der  Pfleglinge  bis  1906  nur  180  M.  (-f  45  M 
für  den  Unterricht)  jährlich.  Da  aber  seit  mehreren  Jahren  schon 
die  Zöglinge  für  diesen  Preis  nicht  mehr  unterzubringen  waren,  (die 
Anstalten  sind  nämlich  Externate)  so  erhöhte  der  47.  Prov.-Landtag 
1906  das  Pflegegeld  auf  240  M.  jährlich,  d.  h.  für  320  Tage  nach 
Abzug  der  Ferientage,  also  pro  Tag  auf  0,75  M.  (früher  0,50). 
Wird  ein  Zögling  länger  als  320  Tage  verpflegt,  so  sind  die  ent- 
sprechenden Mehrkosten  besonders  zu  entrichten  i).  Seit  1904  sind 
in  dem  Etat  bezw.  Rechnungen  auch  die  Kosten  der  Verzinsung 
und  Tilgung  von  Anleihen,  von  Pensionen  und  dergl.  mitaufge* 


1)  Vergl.  Drucks.  6.  zum  47.  Prov.-Landtag  1906. 
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führt,  und  damit  erst  ein  richtiges  Bild  der  wirklichen  Kosten  des 

Taubstummenwesens  ermöglicht.  Die  entsprechenden  Beträge  be- 
laufen sich 

1904  auf  17  000  M, 

1905  „ 17800  „ 

1906  „ 19000  „ 

Die  für  außerordentliche  Ausgaben  seit  1889  aufgenommenen 
Anleihen  bezifferten  sich  bis  I9U6  auf  267500  M. 

Unter  den  Bedürfniszuschüssen,  welche  von  der  Provinz  ge- 
leistet werden,  figurieren  auch  die  Zinsen  des  Taubstummenfonds 
und  der  Wilhelm-Augusta-Stiftung.  Die  Zinsen  aus  der  letzteren 
(3500  M.  jährlich)  sind  bestimmt  zur  Unterstützung  von  30  Frei- 
stellen. Auch  die  Kreise  haben,  einer  Anregung  des  Königl.  Pro- 
vinzialschulkollegiums  im  Jahre  1878  folgend,  Freistellen  (gegen- 
wärtig 74 j gegründet. 


1.  Das  Blindeuwesen. 

a.  Die  Maßnahmen  der  Provinz  zur  Erziehung  und 

Bildung  der  Blinden. 


Wie  beim  Taubstummenwesen,  so  besteht  auch  beim  Blinden- 
wesen das  Ziel  der  Fürsorge  darin,  durch  geeignete  Anstalten  die 
Unglücklichen  so  heranzubilden,  daß  sie  sich  selbst  ihren  Unterhalt 
verdienen  können.  Diesem  Zweck  dient  in  Westfalen  die  Vincke- 
sche  Blindenanstalt.  Die  Gründungsgeschichte  der  Anstalt  geht 
bis  an  den  Anfang  der  40  er  Jahre  des  vorigen  Jahrhunderts  zu- 
rück. ^ Zu  dieser  Zeit  war  von  Frl.  Paulme  von  Mallinkrodt  und 
dem  Kreisphjsikus,  späteren  Vortragenden  Bat  im  Kultusministerium, 
Dr.  Hermann  Schmidt  unter  wesentlicher  Mitwirkung  des  damaligen 
Oberpräsidenten  Frhr.  v.  Vincke  in  Paderborn  eine  katholische 
Privatblindenanstalt  ins  Leben  gerufen  worden ').  Vincke  trog  sich 
mit  dem  Plane,  die  Anstalt  zu  einem  Provinzialinstitut  umzuge- 
ätalten.  Aber  sein  am  2.  Dezember  1844  eingetretene  Tod  verhin- 
lerte  den  edlen  Mann  an  der  Ausführung.  Daß  der  Plan  trotz- 
lem  bald  darauf  schon  verwirklicht  wurde,  ist  dem  großen  An- 
sehen zu  verdanken,  das  der  bedeutende  Staatsmann  in  der  ganzen 


1)  Vgl.  WoKEH,  die 
ichr.  Münster,  1897. 
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Provinz  genoß.  Vincke  starb  kurz  vor  seinem  50jährigen  Dienst- 
jubiläum, dessen  Feier  gebührend  zu  begehen  die  Provinz  sich  an- 
schickte.  Da  man  wußte,  daß  ihm  die  Gründung  einer  Provinzial- 
blindenanstalt sehr  am  Herzen  lag,  so  wurde  den  Provinzialstäuden 
„von  Männern  aus  fast  allen  Kreisen“  nahegelegt,  das  Jubiläum 
durch  Gründung  einer  derartigen  Anstalt  zu  feiern. 

Die  zum  8.  Prov.-Landtage  vom  Jahre  1845  versammelten 
Stände  wollten  den  einmal  angeregten  und  in  der  Provinz  mit  Liebe 
aufgenommenen  Plan  zur  Gründung  einer  v.  Vinckeschen  Provinzial- 
blindenanstalt nicht  vereitelt  wissen.  Konnte  auch  der  Ehrentag 
des  Mannes,  dem  es  galt,  nicht  mehr  gefeiert  werden,  so  konnte 
doch  die  dankerfüllte  Provinz  ihm  ein  seiner  würdiges  Denkmal  in 
einer  solchen  Anstalt  gründen,  und  so  den  Kreis  der  wohltätigen 
Einrichtungen  schließen,  den  der  Verewigte  in  seinem  lieben  West- 
falen ins  Leben  gerufen  und  durch  die  Anstalten  in  Benninghausen, 
Marsberg  und  Gesecke  zu  ziehen  begonnen '). 

Demgemäß  beschloß  der  8.  Prov.-Landtag  die  Errichtung  der 
Anstalt  mit  der  Bestimmung,  daß  diese  unter  dem  Namen  „Vincke- 
sches  Blinden-Institut“  in  zwei  Abteilungen  a)  für  die  Blinden  kath. 
Religion  in  Paderborn,  b)  für  die  Blinden  evangelischer  Religion  in 
Soest  gegründet  werde. 

„Des  Königs  Majestät  sanktionierten  wohlgefällig  diesen  Be- 
schluß und  bewilligten  den  erbetenen  bedeutenden  Zuschuß  von 

10000  Rtlr.  zur  Beischaffung  von  Gebäulichkeiten “2)  Ebenso 

wurde  der  Beschluß  des  Landtags,  1.  jährlich  2000  Tlr.  zur  Be- 
streitung der  laufenden  Ausgaben  der  neuzugründenden  Anstalt 
2.  von  jährlich  1000  Tlr.  zur  Bildung  eines  Fonds,  welcher  nach 
dem  Anwuchs  bis  zu  50  000  Tlr.  die  Erhebung  der  ersteren  Summe 
entbehrlich^machte,  aus  der  Provinzialhilfskasse  zu  gewähren,  Aller- 
höchst durch  den  Landtagsabschied  vom  27.  Dezember  1848  ge- 
nehmigt 3). 

Diese  Beschlüsse  wurden  alsbald  durch  eine  vom  Landtag  be- 
stellte ständische  Kommission  ausgeführt  und  am  15.  März  1847 


1)  Rede  des  Mitgliedes  der  ständischen  Kommission,  Frhr.  v.  Bodel- 
SCHWINGH,  abgedruckt  bei  Wokeb  a.  a.  0.  Anl.  9,  S.  215. 

2)  WoKER  a.  a.  0.  S.  215. 

3)  Verh.  des  8.  Prov.-Landtages  1845,  VII  S.  204. 
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konnte  die  Anstalt  zu  Soest,  am  6.  Dezember  desselben  Jahres  die 
zu  Paderborn  feierlich  eröffnet  werden  i). 

Im  Gegensatz  zu  Paderborn,  wo  die  Privatanstalt  nur  „iimge- 
wandelt“  zu  werden  brauchte,  mußte  man  in  Soest  „auf  grünem 
Rasen“  beginnen.  Der  Vorsprung  der  Paderborner  Anstalt  wurde 
aber  durch  teilweise  Anrechnung  des  Vermögens  mit  2760  Tlr.  bei 
"Verteilung  des  Königl.  Gnadengeschenks  ausgeglichen,  indem  von 
den  10  000  Tlr.  Soest  6620  und  Paderborn  nur  3380  Tlr.  erhielt. 

Im  Jahre  1850  hatten  sich  die  Vermögensverhältnisse  ent- 
wickelt, wie  folgt: 

1.  Das  Vermögen  der  Anstalt  Soest  betrug 

a)  an  Kapital 1900  Tlr. 

b)  an  Grundstücken : Größe  1 Morgen,  89 

Quadratruten,  15  Fuß,  Wert  . . . 225 

c)  an  Geb.äude,  versichert  zu  ...  . 7400  ” 

d)  an  Inventar 1100 

zusammen:  10  625  Tlr. 


2.  Das  Vermögen  der  Paderborner  Anstalt  betrug: 


a)  an  Kapital 

b)  an  Mobiliar 

c)  an  Immobilien  und  zwar  Gar- 
ten, Ankaufspreis  . . . . 

Gebäude,  Taxwert  .... 
Haus 

d)  Kasseubestand 


7 624  Florin  -1-  400 

1197 


4271 

2760 

750 

1326 


Tlr. 

?? 


zusammen  17624  Florin  + 9378  Tlr. 


Nach  Abzug  der  für  ein  neues  Anstaltsgebäude  gezahlten  und 
noch  aufzuwendenden  Beträge  zu  8300  Tlr.  verbleibt  für  Paderborn 
ein  Vermögen  von  17  624  Fl. -f  2405  Tlr.,  sowie  der  Wert  des 
neuen  Anstaltsgebäudes  'h. 

Beide  Anstalten  hatten  im  ersten  Jahre  nach  der  feierlichen 
Eröffnung  1848  je  10  Zöglinge.  Zehn  Jahre  später  war  deren  Zahl 
in  Soest  auf  20,  in  Paderborn  auf  26  gestiegen,  ein  Zeichen,  daß 
das  Blindeninstitut  ein  Bedürfnis  war. 


1)  WoKEK,  a.  a.  0.  S.  76 ff 

2)  Diese  Rechnungen  sind  abgedr.  bei  Wokeb  a.  a.  0.  S.  105  und  106. 
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Die  Bedürfnisfrage  klarzustellen,  wurden  in  der  Provinz  wie- 
derholt Zählungen  der  Blinden  vorgenommen.  Die  Ergebnisse  sind 
die  folgenden:’). 


Gesamtzahl 
der  Blinden 

im  Jahre 

Gesamtzahl 
der  Blinden 

im  Jahre 

827 

1840 

946 

1865 

893 

1845 

794 

1866 

888 

1852 

1481 

1880 

993 

1863 

997 

1795 

962 

1864 

Von  größerem  Interesse  sind  an  dieser  Stelle,  wo  es  sich  um 
die  Bedürfnisfrage,  und  die  Blindenbildung  handelt,  die  Resultate 
von  1852  und  1895.  Im  Jahre  1852  sind  nämlich  59  blinde 
Kinder  unter  14  Jahren  ermittelt  worden,  von  denen  19  in  Pader- 
born und  14  in  Soest  untergebracht  waren.  Es  waren  also  nicht 
untergebracht  24  Kinder.  Im  Jahre  1895  dagegen  fanden  sich  46 
blinde  Kinder  unter  14  Jahren,  die  nicht  in  einer  Anstalt  unter- 
gebracht waren.  Da  von  diesen  24  im  vorschulpflichtigen  Alter 
standen,  bleiben  22  übrig,  die  in  die  Anstalten  der  Provinz  gehör- 
ten. Auffallend  ist  besonders  das  letzte  Ergebnis  angesichts  der 
Tatsache,  daß  aus  flnanziellen  Gründen  kein  Kind  mehr  der  An- 
staltspflege zu  entbehren  braucht,  nachdem  die  Provinz  für  Frei- 
stellen hinreichend  gesorgt  hat  und  die  öffentliche  Armenpflege 
für  bedürftige  Kinder  die  Kosten  übernimmt.  Schon  1871  konnte 
die  ständische  Kommission  zur  Verwaltung  der  Blindenanstalt  an 
den  Landtag  berichten,  daß  die  Vermögens-  und  Kassenverhält- 
nisse  sie  noch  nie  genötigt  hätten,  „irgend  einem  blinden  Kinde 
die  Aufnahme  in  die  Erziehungsanstalten  aus  pekuniären  Rück- 
sichten zu  versagen“  2)  Diese  höchst  erfreuliche  Finanzlage  sei 
wesentlich  den  Kollekten  zu  verdanken,  welche  der  Oberpräsident 
immer  erneut  von  5 zu  5 Jahren  bewilligte. 

An  Kollektenertrag  erhielten  von  1848  — 1878  einschl.  Geschenke 
usw.  die  Anstalt  Paderborn  165  606  M.  oder  5520  M.  jährl.  im 
Durchschnitt,  die  Anstalt  Soest  175  715  M.  oder  durchschnittlich  pro 
Jahr  5857  M. 


1)  WoKER,  a a.  0.  S.  5 — 24. 

2)  Anl.  Vlll  zum  20.  Prov. -Landtage  1871. 
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Entwicklung  der  Vinckeschen 


Jahr 

Ordent- 

liche 

Gesamt- 

kosten 

im 

ganzen 

Mark 

Darunter  für 

Unter  den  ordentlichen  Gesamtausgaben 
befinden  sich  an  Kosten 

Die 

Provinz 
leistet  an 
Bedürfnis- 
Zuschüssen 
im 

ganzen 

Mark 

Paderborn 

Mark 

Soest 

Mark 

der  Besoldungen 

der  Speisung 

Paderborn 

Mark 

Soest 

^lark 

Paderborn 

:Slaxk 

Soest 

Mark 

1 

9 

3 

4 

6 

t 

8 

9 

1870 

29  850 

13  950 

15  900 

2 325 

2 700 

6 450 

6 750 

6 000 

1880 

33  400 

16  900 

16  500 

3 339 

6 070 

7 095 

4 950 

18  300') 

1885 

42  850 

19  050 

23  8002. 

3 708 

8 295 

7 920 

7 350 

23  150 

1890 

74  668 

19  976 

54  692  ^ 

3 858 

12  158 

9 278 

8 974 

23  400 

1894 

63  304 

29  498 

33  806 

6 818 

12  523 

10  140 

8 800 

32  500 

1897 

68  565 

31  721 

36  844 

6 892 

13  541 

11922 

9 867 

32  740 

1900 

78  446 

35  661 

42  785 

8 663 

1 7 840 

11  777 

8 543 

40  350 

1902 

81  005 

38  112 

42  893 

9 465 

19  137 

11  518 

8 510 

41  100 

1904 

93  087 

46  110 

46  977 

9 895 

20  109 

13  080 

9 820 

52  760 

1905 

93  289 

47  357 

45  932 

9 900 

20  118 

13  676 

9 252 

49  305 

1906 

99  391 

50  777 

48  414 

11  578 

20  364 

14  181 

9 923 

47  513 

Die  Kollekten  hörten  seit  Durchführung  des  Dotationsgesetzes 
auf.  Die  Unterhaltungs-  und  Verwaltungskosten  werden,  soweit  sie 
nicht  aus  dem  eigenen  Erwerbe,  dem  Ertrag  des  eigenen 
Vermögens  und  der  überwiesenen  sonstigen  Einnahmen  gedeckt 
werden,  vom  Provinzialverbande  aufgebracht  (§  2 des  Keglements 
V.  25.  Februar  1890).  Wie  hoch  sie  sich  in  einzelnen  Jahren  be- 
laufen haben,  geht  aus  obiger  Tabelle  hervor. 

Im  allgemeinen  haben  sich  die  beiden  Zweiganstalten  ziem 
lieh  gleichmäßig  und  stetig  entwickelt.  Nur  bezüglich  der  Besol- 
dungstitel weist  diese  Tabelle  Spalte  5 und  6 auf  bedeutende 
Unterschiede  hin.  Diese  sind  dadurch  gegeben,  daß  an  der  An- 
stalt Soest  vorzugsweise  männliche  (gegenwärtig  neben  dem  Direk- 
tor 3 Lehrer,  2 Werkmeister  und  1 Handarbeitslehrerin),  an  der 
Anstalt  Paderborn  hingegen  vorwiegend  weibliche  Lehrkräfte  (gegen- 
wärtig 4 Lehrerinnen,  2 Handarbeitslehrerinnen,  2 Werkmeister  und 
1 Musiker)  und  zwar  Ordensschwestern  wirken. 

Daß  die  Bedürfniszuschüsse  seit  1870  so  gestiegen  sind,  ist 
zunächst  der  Dotationsgesetzgebung,  welche  dem  Provinzialverbande 


J)  Von  ISSO  an  ist  der  Zinsertrag  des  Blindenstammfonds  eingeschlossen. 
2)  Darunter  24551,94  Mark  „zu  belegende  Kapitalien“. 
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Proviuzialbliiideiianstalt. 


Diese  betragen 
für 

Diese 

betragen  Proz. 
d.  Gesamtkost. 

Anzahl 

der 

Zöglinge 

V ersicherungswert 

der  Gebäude 

des  Inventars 

Paderborn 

Mark 

Soest 

Mark 

Pader- 
born 
(v.  Sp. 

3) 

Soest 
(v.  Sp. 
4) 

Pa- 

der- 

born 

Soest 

Paderborn 

Mark 

Soest 

Mark 

Paderborn 

Mark 

Soest 

Mark 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

3 000 

3 000 

21,5 

19 

40 

46 

60  000 

46  200 

9 000 

6 870 

1 i 

8 500 

9 800 

50,3 

59 

40 

25 

66  000 

46  200 

9 000 

21  162 

9 400 

14  750 

50 

62 

44 

43 

92  000 

126  100 

22  350 

19  740 

8 550 

14  850 

43 

27 

42 

50 

92  000 

126  100 

22  350 

34  550. 

15  550 

16  950 

53 

50 

57 

52 

92  000 

126  100 

22  350 

34  550 

15  820 

16  920 

50 

53 

64 

58 

92  000 

126  100 

22  350 

34  550 

P 

o 

15  950 

24  400 

45 

57 

59 

50 

120  500 

132  100 

22  350 

36  500 

W 

17  930 

23  170 

47 

54 

61 

53 

122  460 

135  400 

36  500 

47  550 

> ^ 
1 s 

26  630 

26  130 

57,7 

55,6 

67 

49 

122  460 

135  400 

36  500 

47  550 

22  860 

26  435 

48,2 

53 

68 

49 

122  460 

135  400 

36  500 

47  550 

20  913 

26  600 

41 

55 

73 

48 

122  460 

135  400 

36  500 

47  550/ 

3^ 

< 

i 


4 
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die  Mittel  beschafft,  sodann  dem  Aufhören  der  Kollekten  zuzu- 
schreiben. Dabei  ist  zu  beachten,  daß  der  Pflegesatz  bis  1906  der- 
selbe geblieben  ist,  wie  im  Jahre  1851,  nämlich  180  M.  für  Ein- 
heimische und  300  M.  für  Fremde.  Der  47.  Prov.-Landtag  erhöhte 
den  Vergütungssatz  für  Pflege,  Wohnung  und  Unterricht  auf  240  M., 
was  im  Hinblick  auf  die  Tatsache,  daß  jeder  Blindenzögling  im 
Rechnungsjahre  1904  durchschnittlich  620  M.  der  Provinz  gekostet 
hat,  als  sehr  mäßig  zu  bezeichnen  ist  •).  Wie  die  Tabelle  auf 
dieser  S.  in  den  Spalten  16—19  zeigt,  sind  die  Gebäude  und  das 
Inventar  im  Werte  gestiegen.  An  außerordentlichen  Ausgaben  für 
diese  Zwecke  (Neuanschaffungen,  Umbauten  und  dergl.)  sind  von 
1889  bis  einschl.  1906  im  ganzen  5S820  M.  aufgewendet  und  aus 
Anleihen  beschafft  worden. 

Das  Vermögen  der  „Vinckeschen  Blindenanstalt“  besteht  nach 
dem  Reglement  v.  25.  Febr.  1890  (§  3): 

1.  in  dem  Köuigl.  Gnadengeschenk  von  3000  M., 

2.  in  dem  Vermögen  der  ursprünglichen  Privatblindenanstalt 
Paderborn ; 

3.  in  der  vom  8.  Provinziallandtage  gewährten  Summe  von  6000  M.; 


7* 


1)  Vgl.  Drucks.  6.  zum  47.  Prov.-Landtag  1906  S.  3. 
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4.  in  dem  nach  Beschluß  des  8.  Prov.-Landtags  angesammelten 

Stammfonds  von  150  000  M. 

Das  Stammkapital  Nr.  4,  sowie  das  später  der  Anstalt  in  ihrer 
Gesamtheit  etwa  zufließende  Vermögen  bleibt,  wenngleich  die 
Nutzungen  beiden  Zweiganstalten  zu  gleichen  Teilen  überwiesen 
werden,  deren  gemeinschaftliches  Eigentum.  Alles  übrige  unbeweg- 
liche Vermögen  wird  und  bleibt  besonderes  Eigentum  derjenigen 
Zweiganstalt,  welcher  es  ursprünglich  überwiesen  ist. 

Falls  wider  Erwarten  eine  der  beiden  Zweiganstalten  später 
eingehen  sollte,  so  soll  deren  Privatvermögen  der  anderen  nicht 
zufallen,  sondern  darüber  vom  Provinziallandtage  Bestimmung  ge- 
troffen werden.  Für  den  „unverhofften  Fall“  des  Eingehens  der 
Paderborner  Anstalt  ist  bestimmt,  daß  das  Privatvermögen,  aus- 
schließlich des  vom  Staat  oder  der  Provinz  überwiesenen,  soweit 
etwaige  Schenkungsurkunden  für  gewisse  Schenkungen  nicht  ein 
anderes  bestimmen,  der  bischöflichen  Behörde  in  Paderborn  für 
arme  Blinde  überwiesen  wird. 

Das  Vermögen  der  beiden  Anstalten  betrug: 

1008  für  Soest  für  Paderborn 

1.  Kapitalvermögen  . . 37  998,77  18617,69 

2.  Gebäude  und  Inventar  207  550,00  169  960,00 

3.  Grundvermögen  . . . 1 ha  2 a 4 qm  1 ha  26  a 87  qm 

b)  Fürsorge  für  die  aus  der  Anstalt  entlassenen 

Blinden. 

Den  Schlußstein  des  ganzen  Blindenfürsorgezwecks  bildet 
neben  der  Schul-  und  Berufsbildung  die  Arbeit  für  die  Ent- 
lassenen ').  Diese  kann  bestehen  in  der  Ausrüstung  mit  Arbeits- 
geräten und  Kohstoffen,  Aufsuchen  eines  Wohnorts,  der  sich  für 
die  Verwertung  der  Arbeitskraft  des  Blinden  empfiehlt,  Ge- 
währung von  Darlehn  zu  geschäftlichen  Zwecken  usw.,  überhaupt 
m allen  solchen  Maßnahmen,  welche  auf  eine  womöglich  wirt- 
schaftlich-selbständige, auskömmliche  und  sichere  Existenz  der  Blin- 
den abzielen. 

Die  in  solcher  Art  von  beiden  Anstalten  seit  längeren  Jahren 
geübte  Fürsorge  für  die  Entlassenen  ist  durch  Stiftung  je  eines 

1)  WoKEE  a.  a.  0.  S.  53. 
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Fonds  zur  Unterstützung  entlassener  Zöglinge  etatsmäßig  dotiert 
worden.  Der  Kapitalbestand  des  Fonds  belief  sich  1906  für  Soest 
auf  36960,28  M.,  für  Paderborn  auf  13017,47  M. 

Die  Frage,  ob  für  solche  Entlassene,  die  in  der  Welt  nicht 
ohne  öffentliche  Hilfe  leben  können,  Pflege-  und  Beschäftigungsan- 
stalten gegründet  werden  sollen,  hat  in  der  Provinz  durch  An- 
gliederung einer  Pflegeanstalt  für  weibliche  Blinde  an  die  Pader- 
borner Zweiganstalt  im  Jahre  1865  eine  allerdings  beschränkte 
vorläufige  Ausführung  gefunden.  Es  fanden  in  diesem  Asyl  bisher 
durchschnittlich  7—9  Pfleglinge  jähr^ch  ein  gutes  Unterkommen. 

Durchgreifend  ist  die  Frage  der  Errichtung  von  PflegeanstaUen 
für  erwachsene  Blinde  erst  durch  Beschluß  des  46.  Provinzialland- 
tags vom  18.  Januar  1905  erledigt  worden.  Dadurch  wurde  zur 
dauernden  Erinnerung  an  die  am  27.  Februar  1906  stattfindende 
silberne  Hochzeit  Ihrer  Majestäten  des  Kaisers  und  der  Kaiserin 
aus  Provinzialmitteln  ein  Betrag  von  150  000  M.  unter  dem  Namen 
„Wilhelm-Augusta-Viktoria-Stiftung“  mit  der  Bestimmung  bereit- 
gestellt, daß: 

1.  bei  den  Vinckeschen  Provinzialblindenanstalten  zu  Soest 
und  Paderborn  je  ein  Blindenheim  errichtet  wird,  zur  Aufnahme 
solcher  aus  der  Schule  oder  aus  der  Blindenanstalt  entlassener 
Blinden,  die  nicht  schon  anderweit  genügend  versorgt  sind  oder 
welche  sich  wegen  körperlicher  oder  geistiger  Mängel  ihren  Unter- 
halt selber  nicht  verdienen  können,  ohne  dabei  einer  besonderen 
Anstaltspflege  zu  bedürfen. 

2.  Aus  den  Zinsen  des  für  die  Einrichtung  der  beiden  Blinden- 
heime nicht  erforderlichen  Betrages  bei  jedem  der  beiden  Blinden- 
heime 5 ganze  und  5 halbe  Freistellen  bewilligt  werden.“ 

c.  Maßnahmen  zur  Verhütung  der  Erblindung. 

Die  wichtigsten  Maßnahmen  in  der  Blindenfürsorge  bestehen 
naturgemäß  darin,  soweit  eine  Wiederherstellung  des  Sehvermögens 
der  schon  Erblindeten  nicht  zu  erreichen  ist,  wenigstens  die  Er- 
blindung der  übrigen  zu  verhüten.  In  letzterer  Hinsicht  hat  auch 
die  Provinzialverwaltung  ihr  Verdienst.  Und  daß,  wie  die  Statistik 
uachgewiesen  hat,  die  Zahl  der  Blinden  pro  10000  Einwohner 
Westfalens  von  5,2  im  Jahre  1852  auf  3,32  im  Jahre  1895  zurück- 
gegangen war,  ist  neben  den  Fortschritten  der  Augenheilkunde  auch 
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der  von  der  Provinz  getroffenen  Einrichtung  der  „Provinzialaugen- 
heilanstalt“ zuzuschreiben  •). 

Die  jetzige  Provinzialaugenheilanstalt  ist  in  den  Jahren  1881  bis 
1883  zustande  gekommen.  Dr.  Josten,  der  eine  Privatklinik  in 
Münster  besaß,  wandte  sich  1881  an  den  ständischen  Verwaltungs- 
ausschuß mit  dem  Ersuchen,  die  Errichtung  und  Einrichtung  einer 
Provinzialaugenheilanstalt  zu  bewirken.  In  seiner  langjährigen  Praxis 
hatte  er  oft  die  Erfahrung  gemacht,  daß  das  Sehvermögen  der  an 
den  Augen  Erkrankten  zu  retten  gewesen  wäre,  und  daß  er  wegen 
der  langen  Dauer  der  Krankheit  oft  mit  einem  halben  Erfolg  hätte 
zufrieden  sein  müssen,  da  die  Gemeinden  nicht  die  Kosten  tragen 
könnten  2).  Der  47.  Prov.-Landtag  1884  nahm  den  Antrag  mit  der 
Maßgabe  an,  daß  Gebäude  und  Inventar  der  Anstalt  Eigentum  der 
Provinz  bleiben,  die  Verwaltung  der  Anstalt  und  die  Behandlung 
der  Patienten  jedoch  auf  Privatrechnung  des  Antragstellers  erfol- 
gen sollet). 

Die  Annahme  des  Antrages  wurde  der  Provinz  wesentlich  er- 
leichtert durch  das  Geschenk  des  Rentners  Wilhelm  Hüffer  aus 
Münster  (damals  zu  Rom  weilend),  welcher  für  Errichtung  und 
Einrichtung  einer  Heilanstalt  für  Augenkranke  in  dieser  Stadt  für 
die  Bedürfnisse  der  Provinz  Westfalen  60000  M.  stiftete.  Die 
innere  und  äußere  Unterhaltung  des  Anstaltsgebäudes,  sowie  die 
äußere  Unterhaltung  des  Direktorialgebäudes  ist  Sache  der  Provinz. 
Die  Benutzung  des  Inventars  ist  dem  leitenden  Arzt  unter  der  Be- 
dingung überlassen,  daß  er  bei  Beendigung  des  zwischen  ihm  und 
dem  Provinzialverbande  jedesmal  auf  6 Jahre  abgeschlossenen  Ver- 
trags, ein  Inventar  von  gleicher  Anzahl  und  Güte  zurückgewähren 
muß.  Gegenwärtig  unterhält  die  Anstalt  51  Betten,  von  denen  36 
auf  die  dritte  Verpflegungsklasse  entfallen.  Im  Jahre  1906  waren  täg- 
lich durchschnittlich  36  Kranke  (gegen  37  im  Jahre  1905)  ver- 
pflegt. Für  jeden  Kranken  der  dritten  Klasse  zahlt  die  Provinz 
pro  Verpflegungstag  50  Pfg.  Zuschuß,  1906  im  ganzen  5896  M. 

Die  Kosten  der  Unterhaltung  der  Gebäude  und  des  Inventars 
betrugen  mit  Einschluß  des  Zuschusses  für  Verpflegung  der  Kran- 
ken der  III.  Klasse 


1)  WoKER  a.  a.  0.  S.  12. 

2)  WoKER  a.  a.  0.  S.  23. 

3)  Verb,  des  27.  Frov.-Landtages  1S84,  S.  27. 
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im  Jahre  1891  • 

„ „ 1896  . 

„ „ 1901  . 

„ 1905  . 

..  ..  1906  . 


1356  M. 
6570  „ 
6563  „ 
11513  „ 
7494 


5.  Das  Hebammeuiinterrichtsweseu. 

Die  Verwaltung  und  Unterhaltung  der  Hebammenlehrinstitute 
wurde  den  Provinzialverbänden  durch  das  Dotationsgesetz  vom 

5.  Juli  1875  (§  13)  übertragen. 

Beim  Erlaß  des  Gesetzes  befand  sich  in  der  Provinz  Westfalen 

nur  eine  Unterrichtsanstalt  für  Hebammen,  die  zu  Paderborn, 
welche  1 833  von  der  Königl.  Preußischen  Regierung  dort  gegründet 
worden  ist.  Das  Anstaltsgebäude  wurde  bereits  Ende  der  80er  Jahre 
baufällig  und  entsprach  nicht  länger  in  bezug  auf  Lage  nnd  Ein- 
richtung den  an  eine  leistungsfähige  Anstalt  zu  stellenden  An- 
sprüchen. Deshalb  beschloß  der  33.  Prov.-Landtag  1892  die 
Errichtung  einer  neuen  Anstalt.  Diese,  am  1.  September  1894  be- 
zogen, bietet  31  Plätze  für  Schülerinnen,  25  Plätze  für  Schwangere 
und  16  Plätze  für  Wöchnerinnen.  In  dieser  Anstalt  wurden  bis 
1906  jährlich  ca.  60  Hebammen  in  zwei  Kursen  von  je  fünf- 
monatiger Dauer  ausgebildet.  Aber  diese  Dauer  der  Kurse  genügte 
nicht  zu  einer  den  wachsenden  Anforderungen  der  modernen  Hy- 
giene entsprechenden  Ausbildung,  während  andererseits  auch  die 
Zahl  der  jährlich  Ausgebildeten  in  keinem  richtigen  Verhältnis  zu 
der  starken  Vermehrung  der  Bevölkerung  W'^estfalens  stand  >). 
Sollten  aber  die  Kurse  von  mindestens  achtmonatiger  Dauer  sein, 
wie  die  Fachleute  verlangten,  so  konnten  jährlich  nur  30  Hebammen 
ausgebildet  werden  2).  So  mußte  eine  zweite  Anstalt  gebaut  werden. 
Diese  ist  in  Bochum  errichtet  und  1906  vollendet  worden.  Sie 
kann  bei  Vollbesetzung  Raum  bieten  für  40  Schülerinnen,  47 
Schwangere,  33  W’öchnerinnen  3.  Klasse,  8 — 9 Pensionärinnen  1. 
und  2.  Klasse,  8 Kranke  (Schülerinnen,  Schwangere)  und  1 1 Kranke 
1.  und  2.  Klasse  (Frauenkrankheiten).  Es  ist  aber  auch  noch  für 
eine  spätere  Erweiterung  gesorgt,  indem  bereits  ausgebaute,  aber 
noch  nicht  ausgestattete,  große  Schlafsäle  mit  20  24  Betten  noch 

belegt  werden  können. 

1)  Vgl.  Drucks.  10  zum  44.  Prov.-Landtag  1903. 

2)  Vgl.  Drucks.  7 zum  47.  Prov.-Landtag  1906. 
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Daß  die  neuzeitlichen  Anforderungen  an  das  Hebammenunter- 
richtswesen — seit  einigen  Jahren  finden  Wiederholungskurse  für 
bereits  praktizierende  Hebammen  von  anfangs  16 tägiger,  jetzt 
vierwöchiger  Dauer  und  außerdem  besondere  sechswöchige  zur 
Ausbildung  von  Wochenbettpfiegerinnen  statt  — größere  finanzielle 
Opfer  fordern,  ist  zu  ersehen  aus  der  folgenden  Zusammenstellung 
der  ordentlichen  Gesamtkosten  der  Hebammenlehranstalt  in  Pader- 
born mit  den  von  der  Provinz  in  den  einzelnen  Jahren  geleisteten 
Zuschüssen. 

Entwicklung:  der  Unterlialtungskosten  der  Hebaminenlehraiistalt 

Paderborn. 


Ordentl. 

1 Zuschüsse  der  Provinz 

Jahr 

Gesamtkosten 

überhaupt 

Proz,  der 

Mark 

Mark 

Gesamtkosten 

1875 

17  730 

3 342 

18,8 

1881 

14  665  1 

3 342 

23,0 

1885 

14  390  ' 

3 342 

23,2 

1891  i 

14  477 

1 450 

1 7 

1 12,0 

1896  ! 

25  338 

9 000 

35,5 

1901  1 

28  000 

12  000 

43,0 

1905  1 

46  412  2) 

27  400 

59,0 

1906  i 

47  300 

29  200 

7 V 

62,0 

Die  starke  Steigerung  der  Ausgaben  im  Jahre  1905  gegenüber 
1901  ist  auf  die  im  Jahre  1904  erfolgte  Einschiebung  des  Titels 
, Beiträge  zu  den  Kosten  der  Hauptverwaltung“  in  den  Etat  der 
Anstalt  zurückzuführen,  der  bis  dahin  nur  im  Hauptetat  verrechnet 
'vurde.  Dieser  Titel  weist  1905  und  1906  je  11600  M.  zur  Ver- 
dnsung  und  Tilgung  der  für  die  Anstalt  aufgenommenen  Anleihen 
lach.  Im  ganzen  beträgt  die  Summe  der  letzteren  227  225  M. 
^r  den  Neubau  der  Bochumer  Anstalt  kamen  1904—1906  noch 
J29000  M.  hinzu,  so  daß  die  Provinz  seither  an  außerordentlichen 
Ausgaben  1 056  225  M.  aufzuwenden  hatte.  Die  Anstalt  zu  Bochum 
latte  für  1906  einen  Etat  von  96  500  M.,  dazu  ist  der  Bedürfnis- 
iuschuß  der  Provinz  auf  74  500  M.  = 77  Proz.  der  Gesamtkosten 
’eranschlagt,  unter  denen  für  Verzinsung  und  Tilgung  von  Anleihen 
!5  000  M.  verzeichnet  sind. 


1)  Nach  Etat. 
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2.  Abscliiiitt. 

Das  Armenwesen, 

I.  Aufgaben  und  Organisation  der  provinziellen 

Armenpflege. 

Als  Landarmenverband  hat  die  Provinz  Westfalen  diejenigen 
Aufgaben  zu  erfüllen,  welche  ihr  durch  die  Preußische  Armen- 
Gesetzgebung  in  derselben  Weise  wie  den  übrigen  preußischen 
Landarmenverbänden  zugewiesen  sind.  Sie  hat  insbesondere  die 
Pflicht,  für  die  Landarmen,  d.  h.  diejenigen  Hilfsbedürftigen  zu 
sorgen,  die  keinen  TJnterstützungswohnsitz  besitzen.  Außerdem  sind 
ihr  folgende  Nebenpflichten  zugewiesen  worden: 

a)  Gewährung  einer  Beihilfe  für  die  westfälischen  Ortsarmen- 
verbände, die  ihren  Verpflichtungen  zu  genügen  unvermögend 
sind  (Ges.  v.  8.  März  1871,  § 36); 

b)  Unterstützung  derjenigen  hilfsbedürftigen  Deutschen,  die  aus 
dem  Ausland  übernommen  werden  müssen,  ohne  einen 
Unterstützungswohnsitz  zu  haben,  ihren  letzten  Unter- 
stützungswohnsitz jedoch  in  Westfalen  gehabt  haben  (Ges. 
V.  8.  März  1871,  § 63); 

c)  Unterhaltung  von  Ausländern,  deren  Bedürftigkeit  innerhalb 
des  Landarmenverbandes  hervorgetreten  ist  (Ges.  v.  8.  März 
1S71,  § 64); 

d)  Unterbringung  der  im  Landarmenbezirk  festgenommenen 
wegen  Landstreicherei,  Bettelei  usw.  verurteilten  und  nach 
verbüßter  Strafe  der  Landespolizeibehönde  überwiesenen  Per- 
sonen in  ein  Arbeitshaus  (Ges.  v.  8.  März  1871,  § 86); 

e)  Unterbringung  und  Tragung  eines  Teiles  der  Unterhaltungs- 
kosten , der  der  Zwangs-  und  Fürsorgeerziehung  über- 
wiesenen Jugendlichen  (Ges.  v.  13.  März  1878  u.  2 Juli  1900); 

f)  Sorge  für  Errichtung  und  Unterhaltung  von  Anstalten  zur 
Aufnahme  von  geisteskranken,  blinden,  siechen  und  ähnlichen 
Land-  und  Ortsarmen,  sowie  Tragung  eines  bestimmten 
Teiles  des  finanziellen  Aufwandes  für  letztere  (Gesetz  vom 

II.  Juni  1891). 

Die  Organe  des  Landarmenverbandes  sind  seit  Einführung  der 
Provinzialordnung  dieselben,  wie  die  des  Provinzialverbandes.  Im 
wesentlichen  besteht  die  heutige  Organisation  schon  seit  Einführung 
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der  Selbstverwaltung  im  Jahre  1871  (Reglements  vom  4.  Oktober 
1871),  nur  mit  dem  Unterschiede,  daß  früher  an  Stelle  des  Pro- 
vinzialausschusses der  ständische  Verwaltungsausschuß,  an  Stelle  des 
Landeshauptmanns  der  Landarmendirektor  fungierte.  Die  vordem 
staatliche  Verwaltung  wurde  von  einem  Landarmendirektor  neben- 
amtlich geführt.  Der  Prov.- Landtag  hatte  das  Recht  der  Mit- 
wirkung bei  der  Einrichtung  und  Kontrolle  der  Verwaltung  durch 
ständische  Deputierte  (siehe  Verfassungsgeschichte  S.  10)  gemäß 
Kab.-Ordre  vom  13.  September  1843. 

2.  Die  ordentliche  Armenpflege. 

Seit  Erlaß  des  Gesetzes  vom  11.  Juni  1891,  welches  den 
Landarmen  verbänden  die  Fürsorge  für  Unterbringung  von  geistes- 
kranken, blinden,  taubstummen  Ortsarmen  in  entsprechenden  An- 
stalten oder  die  Errichtung  der  letzteren  zur  Pflicht  macht, 
unterscheidet  man  in  der  Provinzialverwaltung  ordentliche  und 
außerordentliche  Armenpflege  und  versteht  unter  letzterer  die 
Armenfürsorge  auf  Grund  des  Gesetzes  von  1891,  unter  ersterer 
die  Fürsorge  für  die  eigenen  Armen  (Landarmen). 

Über  die  Verhältnisse  der  Landarmen  in  der  Provinz  West- 
falen sind  von  der  Verwaltung  Erhebungen  angestellt  worden, 
welche  einen  tieferen  Einblick  in  diese  Verhältnisse  ermöglichen  •) 
Sie  erstrecken  sich  auf  die  Jahre  1889,  1894  und  1899  und  zwar 
jedes  Jahr  auf  den  1.  November  und  beziehen  sich  nur  auf  die 
dauernd,  d.  h.  mindestens  sechs  Monate  hindurch  ohne  Unter- 
brechung Unterstützten. 

Die  Erhebungen  ergeben  zunächst  folgende  Gesamtübersicht: 


(resamtziihl  und  Gesanitkosteii  der  Laiidarnieu. 


Jahr 

j Zahl  der 
Unterstützten 

Gesamtkosten 
' Mark  1 

Einwohner- 
zahl der 
Provinz  , 

auf  lO  000 
Einwohner 
entfallen  also 

die  Gesamt- 
kosten betra- 
, gen  pro  Xopf 
Mark 

1889 

2522 

255  587 

2 202  737 

1 11 

101 

1894 

2996 

338  757 

2 428  661 

12 

113 

1899 

1 3502 

478  130 

2 700  250  1 

i 13 

116 

1)  Vgl.  Drucks.  1 zum  32.  Prov.-Landtag  1890,  Drucks.  5 zum  37.  Prov.- 
Landtag  1896,  Drucks.  1 zum  42.  Prov.-Landtag  1901. 
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Es  ist  also  zu  konstatieren,  daß  die  Zahl  der  Landarmen 
stärker  gestiegen  ist  als  die  Zahl  der  Gesamtbevölkerung,  daß  aber 
die  Zunahme  der  Gesamtkosten  ungefähr  in  gleichem  Verhältnisse 
erfolgt  ist  wie  die  Zunahme  der  Landarmen. 

In  zweiter  Linie  ist  über  die  Art,  wie  diese  Landarmen  ver- 
pflegt wurden,  und  den  dadurch  veranlaßten  Kostenaufwand  folgen- 
des festgestellt: 


Übersicht  über  die  Art  der  Verpflegung  und  deren  Kosten. 


Von  den  in  eigener  Pflege  des 
Landarmenverbandes  befindlichen 
sind  in 

i 

Von  Orts- 
armenver- 
bänden der 
Provinz  sind 
untergebr.in 

Im  ganzen 
befinden 
sich  also  in 

Von  auswärti- 
gen Armenver- 
bänden sind  für 
Rechnung  des 
Landarmenver* 
bandes  verpfl. 

1 Anstalten 

Familien 

Er- 

wach- 

sene 

Kosten 

pro  1 der 
Kopf  1 

Kosten 

pro 

Kopf 

Kinder 

Kosten 

pro 

Kopf 

An- 

stalten 

Fa- 

milien 

geschl. 

Pflege 

offener 

Pflege 

Per- 

sonen 

auf ge- 
wendet 
pro  Kopf 

2 

3 i 4 

5 

6 

7 

8 

9 

ll> 

11 

12 

13 

1889 

374 

j 259 

32 

151,5 

185 

297  , 

105 

118 

1613 

524 

1910  I 

88 

' 53 

1894 

534 

314  , 

31 

139 

110,5 

114 

2100  j 

679 

2239 

78 

70 

1899 

698 

346 

31 

207  i 

117  ' 

120,8 

217  i 

2328  ' 

946 

' 2445  : 

111 

104 

Die  Kosten  für  die  von  den  Ortsarmenverbänden  der  Provinz 


Verpflegten  sind  nicht  nach  Art  der  Verpflegung  getrennt  ange- 
geben; sie  betragen  zusammen  pro  Kopf: 


im  Reg.-Bez.  Münster 
,,  „ Minden 

„ „ Arnsberg 


1889 

1894 

1899 

66  M, 

58  M. 

83  M. 

69  „ 

6S  „ 

69  „ 

67  „ 

67  „ 

82  „ 

Daß  hiernach  die  Durchschnittssätze  im  Regierungsbezirk 
Minden  stabiler  gewesen  sind  als  die  in  den  beiden  anderen  Be- 
zirken, dürfte  vielleicht  auf  den  vorwiegend  agrarischen  Charakter 
des  Bezirks  zurückzuführen  sein,  da  Schwankungen  in  den  Teuerungs- 
verhältnissen in  ländlichen  Gegenden  wohl  weniger  fühlbar  sind  als 
in  Industriegebieten.  Es  kommt  hinzu,  daß  im  Reg.-Bez.  Minden 
die  Zahl  der  in  Familien  untergebrachten,  alleinstehenden  Land- 
armen, für  welche  größtenteils  volles  Pflegegeld  gezahlt  wird,  von 
49  im  Jahre  1889  auf  42  im  Jahre  1899  zurückgegangen  ist,  wäh- 
rend im  Reg.-Bez.  Münster  die  Zahl  von  32  auf  44,  im  Reg.-Bez.  Arn.s- 
berg  von  99  auf  1 1 8 gestiegen  ist.  Für  den  Regierungsbezirk  Münster 
liegt  die  Erhöhung  des  Durchschnittssatzes  hauptsächlich  in  der 


I 


108 


2. 


Teil. 


Zunahme  der  alleinstehenden  Hilfsbedürftigen  im  Kreise  Recbling- 
hausen  und  zwar  von  5 im  Jahre  1889  auf  47  im  Jahre  1899  und. 
im  Stadtkreise  Münster  von  22  im  Jahre  1889  auf  43  im  Jahre  1899 

TT  4-  Durohschnittssatzes  für  die  auswärtigen 

Unterstützten  findet  ihre  Erklärung  ebenfalls  hauptsächlich  in  der 
bedeutenden  Zunahme  der  alleinstehenden  Hilfsbedürftigen.  Die 
Zahl  dieser  auswärtigen,  teils  in  Anstalten,  teils  gegen  volles  Pfiege- 
geld  in  Familien  untergebrachten  Landarmen  betrug 
im  Jahre  1889:  10  Erwachsene,  1 Kind 
” »’  1899:  35  „ 10  Kinder 

Der  Durchschnittssatz  für  Auswärtige  überhaupt  stellt  sich 
1899  wesentlich  höher  als  derjenige  für  die  innerhalb  der  Provinz 
Verpflegten.  Der  Grund  hierfür  dürfte  darin  zu  suchen  sein,  daß 
bezüglich  der  Auswärtigen  die  Prüfung,  ob  die  Unterstützung  an- 
pmessen,  mit  Schwierigkeiten  verbunden  ist  und  daß  häufig  dem 
Landarmenverbande  jede  Handhabe  fehlt,  bei  anscheinend  zu  hoch 
bemessener  Unterstützung  eine  Ermäßigung  zu  erzielen. 

Uber  den  Familienstand  der  Landarmen  orientiert  diese  Tabelle : 


Faiiülieiistaiid. 


Jahr 


Zahl 


Zahl 

der 


Zahl  der  Familien,  in  welchen 


l 


der  Fa-  Kinder 
nahen  ‘ 


in 
ihnen 


Eheleute 
leben 


der 

Mann 

lebt 


die 

Frau 

lebt 


der  Jlann 
die  Familie 
verlassen 
hat 


Gesamt- 
kopfzahlj®^®^®^ 


in  Fa- 
milien 


6 


1889 

1894 

1899 


327 

459 

437 


925 

1090 

1260 


8 


111 

285 

266 


8 

18 

3 


Land- 

arme 


9 


209 

148 

118 


82 

153 

68 


1362  1160 
1826  , 1170 
1876  I 1626 


ln  engem  Zusammenhänge  mit  der  Frage  nach  dem  Familien- 
Stande  steht  die  Frage  nach  den  Ursachen  der  Hilfsbedürftigkeit, 
Als  solche  wurden  für  die  nicht  in  eigener  Pflege  des  Landarmen- 
verbandes Befindlichen  folgende  festgestellt  (vom  Jahre  1889  fehlen 
die  betr.  Angaben); 

in  den  Jahren 

Tod  des  Mannes  bei 

Verlassen  seitens  des  Mannes 
und  Trunkfälligkeit  bei  . 

Inhaftierung  des  Mannes  bei  . 

Krankheiten  bei  . 


1894 

1899 

. 427 

476 

Personen 

« 

229 

. 324 

141 

. 278 

251 

99 

. 625 

676 

zusammen  1654  1772  Personen 
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in  den  Jahren 

1894 

1899 

Übertrag 

1654 

1772 

Personen 

Gebrechen  bei 

. 78 

229 

99 

Unfall  bei 

. 38 

83 

99 

hohes  Alter  bei 

. 138 

199 

99 

große  Kinderzahl  bei 

. 171 

144 

99 

Verwaisung  bei 

. 111 

145 

99 

uneheliche  Kinder  wurden  unterhalten  84 

84 

99 

zusammen 

2292 

2656 

Personen 

In  eigener  Pflege  des  Landarmenverbandes  befanden  sich 

1894 

1899 

wegen  Siechtums,  hohen  Alters  . 

. 279 

294 

Personen 

„ Epilepsie  und  Idiotie  . . 

. 55 

74 

99 

„ Geisteskrankheit  .... 

. 200 

330 

9* 

„ Verwaisung,Verlassen  seitens  der 

Eltern,  Armut  der  Eltern  . . 

. 170 

148 

Kinder 

zusammen 

704 

846 

Personen. 

Einen  Überblick  über  die  Gesamtkosten  der  Landarmenver- 
waltung bietet  die  Tabelle  S.  110  oben. 

Die  Kosten  der  Landarmenpflege  haben  sich  also  seit  1872 
mehr  als  verzehnfacht,  während  die  Bevölkerung  sich  im  gleichen 
Zeitraum  verdoppelt  hat.  Mehr  als  alles  andere  dürften  die  allge- 
meinen wirtschaftlichen  Verhältnisse  dies  verursacht  haben').  Für 
das  Landarmenwesen  besonders  kommt  in  Betracht  die  durch  den 
großartigen  Aufschwung  der  Industrie  herbeigeführte  und  ver- 
stärkte Mobilisierung  der  Bevölkerung,  weil  der  Erwerb  des  Unter- 
stützungswohnsitzes in  den  Gemeinden  dadurch  erschwert  wird. 
Namentlich  kommen  in  Betracht  die  großen  Unternehmungen,  die 
wie  z.  B.  der  Bau  des  Dortmund-Ems-Kanals  viele  Leute  nach 
Westfalen  gelockt  haben,  welche  bei  Arbeitsstockung,  wirtschaft- 
lichen Depressionen  usw.  in  erster  Linie  die  Hilfe  des  Landarmen- 
verbandes in  Anspruch  nehmen  mußten.  Die  Provinzial  Verwaltung 
hat  seit  1886  in  ihren  Berichten  diejenigen  Hilfsbedürftigen,  die 
wegen  mangelnder  Erwerbsmöglichkeit  vorübergehend  2)  unterstützt 
werden  mußten,  nach  ihrer  Zahl  und  dem  Maß  der  gewährten 


1)  Vgl.  Münstekbehg  in  Schmollers  Forschungen,  6.  Bd.,  IV.  Heft,  S.  206  f. 

2)  Unter  „vorübergehend“  Unterstützten  sind  seit  dem  1.  Oktober  1897 
diejenigen  Landarmen  gemeint,  welche  weniger  als  13  Wochen  unterstützt 
worden  sind,  während  vorher  auch  die  länger  als  13  W^ochen  Unterstützten 
hierzu  gezählt  sind. 
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Die  Gesamtkosten  der  Laudaniienpfle^e 


1 

2 

3 

4 

5 

1 ^ 

! 7 

! 8 

9 

10 

Jahr 

Kosten  der  Land- 
1 armenpflege  in 

i 

\ An-  Gemein- 
stalten  ’ den 

Mark  Mark 

1 

1 Für 
^ verwahr- 
loste 
Kinder 

Mark 

Bei- 
hilfen 
an  Ürts- 
armen- 
ver- 
bände 

M ark 

Besol- 

dungen, 

Ver- 

wal- 

tungs- 

kosten 

Mark 

i 

1 

1 Pro- 
zeß- 
kosten 

Mark 

Gesamt- 

summe 

Spalte 

2—7 

Mark 

Er- 

stattet 

wurden 

!Mark 

Bleibt 

Provin- 

ziallast 

Mark 

1872 

21  9S8 

55  499 

11  091 

727 

' 5 129 

1264 

95  698 

1 432 

! 91  266 

1873 

22  376 

48  813 

9 680 

416 

10  300 

784 

1 92  369 

667 

91  702 

1874 

30  412 

1 60  414 

9 442 

1807 

10  123 

749 

112  947 

507 

112  440 

1875 

31  505 

59  633 

7 832 

976 

10  368 

491 

110  805 

1 561 

109  244 

1876 

44  579 

I 88  562 

7 749 

1493 

13  447 

994 

156  824*) 

1 711 

155  113 

1877 

39  894 

102  330 

4611 

1250 

11  235 

288 

159  608 

1 535 

158  073 

1878 

46  551 

119  202 

3 581 

1690 

11  024 

408 

182  456 

2 025 

180  431 

1879 

48  626 

136  968 

4 000 

1675 

11  309 

788 

203  366 

2 520 

200  846 

1880 

49  39S 

158  858 

3 668 

3971 

12  235 

324 

228  454 

3 884 

224  570 

1881 

54  379 

181  803 

3 662 

4215 

12  634 

709 

257  402 

4 454 

252  948 

1882 

56  671 

195  989 

2 835 

3699 

13  449 

244 

272  888 

4 535 

268  353 

1883 

58  406 

206  120 

2351 

2947 

15  062 

179 

287  065 

6 486 

280  579 

1884 

59  463 

208  265 

1 903 

1879 

15  656 

931 

288  097 

7 399 

280  698 

1885 

65  085 

221  466 

1 948 

2688 

16  264 

831 

308  282 

5 554 

302  738 

1886 

70  568 

225  495 

1 787 

4012 

16  162 

952 

318976 

4 581 

314  395 

1887 

73  128 

217  862 

1 577 

5349 

16  172 

851 

314  939 

6 195 

308  744 

1888 

65  315 

241  792 

1 651 

2681 

16  656 

278 

328  373 

6 340 

322  033 

1889 

82  015 

221  753 

1 104 

2292 

16  630 

241 

324  035 

7 761 

316  274 

1890 

88  082 

238  540 

65S 

3440 

19  749 

185 

350  654 

7 795 

342  859 

1891 

96  106 

241  636 

449 

3942 

19  616 

491 

362  240 

8 259 

353  981 

1892 

101  621 

289  739 

303 

5149 

22  500 

273 

419  585 

8 265 

411  320 

1893 

140  051 

301  763 

195 

749 

26  100 

328 

468  186 

8 595 

459  591 

1S94 

127  686 

335  737 

192 

869 

27  000 

61 

491  545 

10  317 

481  228 

1895 

134  840 

354  908 

280 

1611 

27  200 

311 

519  150 

9 224 

509  926 

1896 

186  672 

303  418 

566 

2327 

24  800 

78 

517  861 

9 093 

508  768 

1897 

214  163  1 

310  690  I 

467 

2417 

25  000 

16 

552  753 

9 958 

542  795 

1898 

226  070  1 

318  692 

368 

2335 

25  000 

— 

572  465 

18  115 

554  349 

1899  1 

239  499  i 

332  386 

322 

2311 

25  700 

106 

600  324 

14  250 

586  074 

1900  ' 

255  250 

357  868 

152 

2731 

28  000 

111 

644  112 

20  268 

623  844 

1901  1 

276  832  , 

417  866  ' 

75 

2816 

29  000 

96 

726  685 

25  724 

700  961 

1902  1 

285  672 

486  997  , 

17  i 

2357 

34  000  1 

80 

809  123 

29  378 

779  745 

1903  j 

305  045 

500  818  1 

— 

1956 

35  000 

74 

S42  893 

29  873 

813  020 

1904  1 

332  897 

511495 

— 1 

1062 

43  500 

46 

889  000 

39  785 

849  215 

1905 

350  491  j 

484  974  ! 

— 

817 

45  500 

— 

881  282 

35  880 

S45  402 

1906  ' 

355  837  1 

459  669  i 

— 

1302 

43  500 

4 

860  312 

39  520 

820  792 

Unterstützungen  besonders  aufgeführt.  Die  betr.  Angaben  sind  in 
nachstehender  Tabelle  (s.  S.  111)  zusammengestellt. 

Außer  den  pflichtgemäßen,  d.  h.  gesetzlich  auferlegten  Leistun- 
gen für  Armenzwecke  hat  die  Provinz  auch  solche  aufzuweisen, 
welche  aus  eigener  Initiative  hervorgegangen  sind.  Dazu  gehören 

1)  Für  ^4  Jahr. 
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Die  Aufwendungen  für  vorübergehend  üntei’stützte. 


Jahr 

Zahl 

der  vorüber- 
gehend 
Unterstützten 

Aufwand  für 
diese 

Mark 

Gesamtkosten 
der  Land- 
armenpHege 

Mark 

Prozentver- 
hältnis von 
Sp.  3 zu  4 

2 

3 

4 

5 

1886 

931 

34  629 

318  976 

10,8 

1887 

948 

38  170 

314  939 

12,0 

1888 

905 

31  147 

328  373 

9,4 

1889 

963 

32  204 

324  035 

12,9 

1890 

1220 

44  295 

350  654 

13,1 

1891 

1656 

47  526 

362  240 

18,0 

1892 

2357 

74  704 

419  585 

21,3 

1893 

2526 

99  655 

468  186 

30,0 

1894 

3030 

143  520 

491  545 

28,0 

1895 

3262 

146  607 

519  150 

11,8 

1896 

2031 

61  313 

517  861 

11,8 

1897 

1796 

38  467 

552  753 

T.O 

1898 

1810 

3S839 

572  465 

6,8 

1899 

1958 

44  123 

600  324 

7,3 

1900 

2366 

52  782 

644  112 

8,2 

1901 

3572 

70  667 

726  6S5 

9,7 

1902 

3156 

67  743 

809  123 

8,4 

1903 

3284 

88185 

842  893 

10,4 

1904 

3554 

90  644 

889  000 

10,2 

1905 

2979 

72  721 

881  282 

8,2 

1906 

2506 

70  875 

860  312 

8,2 

die  Aufwendungen  für  verwahrloste  Kinder  und  Augenkranke.  Unter 
dem  Einflüsse  des  Zwangserziehungsgesetzes  von  1878  sind  die 
Aufwendungen  für  verwahrloste  Kinder  allmählich  zurückgegangen 
und  haben  seit  1902  ganz  aufgehört.  Die  Ausgaben  für  augen- 
kranke Ortsarme  sind  in  den  Beihilfen  für  Ortsarmenverbände 
. enthalten. 


3.  Die  autierorrtentliche  Armeupllege. 

Das  Gesetz  vom  8.  Juli  1891  verpflichtet  die  Landarmenver- 
bände für  Bewahrung,  Kur  und  Pflege  der  hilfsbedürftigen  Geistes- 
kranken, Idioten,  Epileptischen,  Taubstummen  und  Blinden,  soweit 
dabei  diese  der  Anstaltspflege  bedürfen,  in  geeigneten  Anstalten, 
Sorge  zu  treffen.  Verpflichtet  zur  Aufnahme  und  Bewahrung,  zur 
Gewährung  der  Kur  und  Pflege  ist  zunächst  derjenige  Landarmen- 
verband, welchem  der  vorläuflg  unterstützungspflichtige  Ortsarmen- 
verband angehört. 

Dieser  Landarmenverband  kann  die  Übernahme  der  Hilfsbe- 
dürftigen, sowie  den  Ersatz  der  aufgewendeten  Verpflegungs- 
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und  Überführungkosten  von  demjenigen  Landarmenverband  ver- 
langen, dem  der  endgültige  unterstützungspflichtige  Ortsarmenver- 
band angehört  (Art.  1,  § 31). 

Der  § 31a  bestimmt  dann  ferner,  daß  der  Landarmenverband 
die  allgemeinen  Verwaltungskosten  und  die  Kosten  der  von  der 
Anstalt  selbst  bewirkten  Beerdigung  zu  tragen  hat,  die  sonstigen 
Kosten  aber  „vorbehaltlich  anderweiter  Vereinbarung“  von  dem 
endgültig  unterstützungspflichtigen  Ortsarmen  verbände  sich  erstatten 
lassen  kann. 

Es  bleibt  nach  dem  Gesetz  den  Ortsaimenverbänden  auch  in 
Zukunft  unbenommen,  für  die  in  Bede  stehenden  Hilfsbedürftigen 
selbst  zu  sorgen.  Daß  die  Durchführung  des  Gesetzes  dem  Land- 
armenverbande  Westfalen  große  Kosten  verursacht  hat,  ist  schon 
oben  bei  der  Darstellung  der  Anstalten  dargetan  worden.  Es  han- 
delt sich  hier  noch  um  die  Frage,  in  welchem  Umfange  das  Gesetz 
die  Provinz  belastet  hat  in  Hinsicht  auf  die  „allgemeinen  Verwal- 
tungskosten“. Diese  sind  ersichtlich  aus  folgender  Tabelle,  in 
welcher  auch  die  übrigen  Kosten  für  außerordentliche  Armenpflege, 
die  Zahl  der  Verpflegten  und  die  Art  der  Anstalten,  in  welchen 
diese  untergebracht  wurden,  dargestellt  sind. 


Kosten  der  ausserordeiitlieheii  Ariiienpllege. 


Jahr 

Be- 

stand 

der 

Ver- 

pflegt. 

am 

Ende 

des 

Jahres 

Diese  waren  untergebracht  in 

Gesamt- 

kosten- 

aufwand 

Mark 

Erstattet 

wurden 

Mark 

Die  Provinzial- 
last beträgt  also 

Irren- 

an- 

stalten 

Idio- 

len- 

an- 

Stäl- 

ten 

An- 

stalt. 

für 

Epi- 

lepti- 

sche 

Blin- 

den- 

an- 

stal- 

tea 

Tanh- 

stnm- 

men- 

an- 

stal- 

ten 

Hospi- 
tälern, 
Pfle- 
ge an- 
stalten 

über- 

haupii 

Mark 

Prov. 

der 

Ge- 

samt- 

kosten 

Proz. 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

1893 

2131 

1526 

232 

317 

9 



83 

800  251 

603  586 

196  665 

24,5 

1894 

2462 

1664 

324 

368 

11 

8 

87 

911  888 

686  998 

224  890 

24,6 

1895 

2651 

1794 

356 

388 

13 

23 

76 

1 006  979 

757  952 

249  027 

24,7 

1896 

2894 

1921 

400 

431 

30 

44 

68 

1 104  150 

843  485 

260  665 

23,6 

1897 

3132 

1986 

4SI 

486 

35 

73 

71 

1 213  007 

920  296 

292  711 

24,1 

1898 

3316 

2132 

489 

500 

41 

91 

63 

1 322  963 

987  712 

335  251 

26,0 

1899 

3502 

2215 

544 

530 

43 

101 

69 

l 407  778 

1 040  905 

366  873 

26,0 

1900 

3752 

2344 

576 

587 

45 

131 

69 

1 499  331 

1 142  600 

356  731 

23,8 

1901 

4029 

2453 

644 

645 

50 

166 

72 

1 599  025 

1 171  364 

427  661 

26,7 

1902 

4282 

2574 

691 

724 

54 

174 

65 

1 709  599 

1 254  414 

455  185 

26,6 

1903 

4575 

2810 

737 

704 

60 

191 

73 

1 843  328 

l 347  687 

495  641 

27,0 

1904 

4786 

2932 

776 

748 

58 

197 

75 

1 954  467 

1 436  686 

517  781 

26,5 

1905 

5022 

3083 

812 

799 

60 

198 

70 

2 047  616 

1 518  210 

529  406 

26,0 

1906 

5283 

3241 

860 

835 

67 

206 

74 

2 189  435 

1 657  304 

532  131 

24,3 

Das  Finanzwesen  des  Westfälischen  Provinzialverbandes. 


113 


r 


4.  Das  Korrijgeiidenweseu. 

Für  diejenigen  Armen,  welche  auf  Grund  des  § 38  Ges.  v. 

8.  März  1871  vom  Landarmenverbande  in  einem  Arbeits-  oder 
Korrektionshause  untergebracht  werden  müssen  — es  sind  die  im 
Landarmenverbandsbezirk  festgenommenen,  wegen  Landstreicherei 
Bettelei  usw.  verurteilten  und  nach  verbüßter  Strafe  den  Landes- 
polizeibehörden überwiesenen  Personen  (Strafgesetzbuch  § 361  ^lr. 
3—8,  § 362)  — dient  gegenwärtig  das  Provinzialarbeitshaus  Benning- 
hausen. Dieses  besteht  als  Provinzialanstalt  seit  1821.  Bis  zum 
Jahre  1891  führte  es  die  Bezeichnung  „Landarmen-  uud  Korrek- 
tionshaus“; denn  die  Anstalt  war  bis  dahin  auch  zur  Aufnahme 
von  Landarmen  bestimmt.  Die  Behandlung  der  letzteren  war  eine 
bessere  als  die  der  Korrigenden.  Sie  erhielten  „ein  besonderes 
Zimmer,  bessere  Kost  und  überhaupt  rücksichtsvollere  Behandlung 
als  die  Häuslinge“  i). 

Schon  bald  nach  Übergabe  der  Anstalt  an  die  ständische 
Selbstverwaltung  (1.  Januar  1872),  suchte  diese  die  längst  als  not- 
wendig anerkannte  Trennung  der  Landarmen  von  den  Korrigenden 
durchzuführen.  Zu  diesem  Zwecke  und  um  Raum  für  die  wachsende 
Zahl  der  Korrigenden  zu  gewinnen,  beschloß  der  24.  Prov.-Land- 
tag  1880,  nachdem  die  Erweiterungen  des  Anstaltsgebäudes  wegen 
der  Zunahme  der  Korrigenden  das  beabsichtigte  Ziel  nicht  erreicht 
hatten,  den  Neubau  eines  besonderen  Landarmenhauses  auf  dem 
Gutshofe  Eickelborn-Benninghausen.  Gerade  um  die  Zeit  der  Fertig- 
stellung des  Neubaues  wurde  die  Höchstzahl  der  Einlieferungen  von 
Vagabunden  erreicht,  nämlich  969.  Während  in  den  60er  Jahren 
und  anfangs  der  70er  Jahre  die  Durchschnittszahl  der  täglich  Ver- 
pflegten ca.  170  betrug,  stieg  sie  1875  auf  250  und  1886  sogar 
auf  425.  Die  Steigerung  der  Korrigendenzahl  machte  die  Unter- 
bringung einer  Zahl  Korrigenden  auf  dem  Gutshofe  Eickelborn- 
Benninghausen  notwendig,  sodaß  wiederum  die  Trennung  der  Land- 
armen von  den  Häuslingen  nicht  vollständig  war.  Eine  solche 
wurde  erst  erreicht,  als  1891  das  Landarmenhaus  durch  Über- 
führung der  Landarmen  nach  Gesecke  aufgelöst  war.  Seit  dieser 
Zeit  führt  die  Korrektionsanstalt  den  Namen  „Provinzialarbeitshaus. 

1)  Verb,  des  8.  Prov.- Landtages  1845,  VI,  S.  157. 

Lübbering,  Das  Finanzwesen  des  Provinzialverbandes  Wesöalen.  8 
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In  der  Hauptsache  dürfte  sich  das  finanzielle  Interesse  bezüg- 
lich des  Korrigendenwesens  auf  die  Frage  konzentrieren,  in  welchem 
Umfange  diese  „lästige  Landplage“  das  Budget  der  Provinz  be- 
lastet. Zur  Beantwortung  dieser  Frage  sind  für  jedes  Jahr  nach 
Einführung  der  Selbstverwaltung  die  ordentlichen  Gesamtausgaben 
zusammengestellt.  Die  finanzielle  Belastung  der  Provinz  ergibt  sich 
aus  den  Zuschüssen,  welche  zur  Deckung  der  Gesamtkosten  nach 
Abzug  der  Einnahmen  aus  dem  landwirtschaftlichen  und  gewerb- 
lichen Betriebe  der  Anstalt  geleistet  werden  mußten. 

Siehe  Tabelle  auf  S.  115. 

Daß  insbesondere  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  für  das 
Korrigendenwesen  von  der  größten  Bedeutung  sind,  entspricht  der 
Erfahrung.  Und  zwar  in  doppelter  Hinsicht:  einmal  ist  in  Jahren 
flotten  Geschäftsganges  die  Zahl  der  Korrigenden  besonders  gering 
und  ferner  können  diese  in  Zeiten  der  Hochkonjunktur  recht  loh- 
nend beschäftigt  werden.  Am  besten  geht  dies  hervor  aus  den 
letzten  Jahren.  Namentlich  im  Jahre  1906  ist  die  Zahl  der  Korri- 
genden die  geringste  seit  1883  und  zugleich  der  von  der  Provinz 
geleistete  Zuschuß  am  niedrigsten.  Daß  im  vorhergehenden  Jahre 
der  Zuschuß  beinahe  doppelt  so  hoch  war,  ist  abgesehen  von  der 
größeren  Zahl  der  Korrigenden  dem  zufälligen  Umstande  zuzu- 
schreiben, daß  für  eine  Lieferung  von  Matratzen  im  Werte  von 
30000  M.  an  die  neue  Hebammenlehranstalt  die  Abrechnung  nicht 
vor  Schluß  des  Rechnungsjahres  erfolgen  konnte,  sodaß  eigentlich 
diese  30000  M.  für  1905  zu-  und  für  1906  abzusetzen  sind,  wo- 
durch ein  entsprechender  Ausgleich  zwischen  den  beiden  Jahren 
gegeben  wäre.  Diese  Erhöhung  des  Gesamtaufwandes  vom  Jahre 
1904  ab  ist,  wie  schon  des  öfteren  bei  anderen  Anstalten  betont, 
hauptsächlich  der  Einschiebung  des  Titels  „Beiträge  zu  den  Kosten 

der  Hauptverwaltung“  zuzuschreiben.  Dieser  beträgt  für  die  3 letz 
ten  Jahre  je  15  200  M. 

Das  pnaue  Gegenteil  dessen,  was  die  letzten  Jahre  bezüglich 
des  Korrigendenwesens  aufweisen,  zeigen  die  80er  Jahre.  Die 
Verwaltungsberichte  aus  dieser  Zeit  klagen  über  die  steigende  Zu- 
nahme der  Korrigenden,  die  aber  trotz  „Verschärfung  des  Straf- 
maßes“ durch  die  Behörden  und  trotz  der  lange  von  der  Verwal- 
tung herbeigesehnten  Festsetzung  der  Nachhaft  nach  gleichen 
Grundsätzen  im  Staate  (Reskript  des  Ministers  des  Innern  vom 
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Kosten  des  Korrigenden wesens. 


Jahr 


Davon  durch  bare 
Zuschüsse  der  Provinz 
gedeckt 

überhaupt  | P^oz.  des 
; Gesamtauf- 
Mark  wandes 


1872 

1873 

1874 

1875 

1876 

1877 

1878 

1879 

1880 
1881 
1882 

1883 

1884 

1885 

1886 

1887 

1888 

1889 

1890 

1891 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 

1901 

1902 

1903 

1904 

1905 

1906 


137 

162 

186 

250 

? 

9 

236 

237 
242 
279 
267 
277 
370 
450 
425 
377 
407 
407 
424 

391 
372 
354 
370 
368 
357 
375 
398 
404 
397 
383 
354 

392 
388 
397 
348 


103  442 
115  662 
131  176 
122  823 
166  985  0 
174217 
168  463 
170  255 
160  036 
179  811 
176  214 

201  994 

175  298 
188  433 
149  701 
136  481 
120  5S3 
110  026 
113  081 
127  618 
147  569 

147  818 
149  311 
149  189 

148  165 

145  754 
154  291 

146  524 

176  508 
179  310 
191  063 

202  732 
250  263 
260  144 
244  539 


17  340 

18  480 
53  091 
23  282 
42  234 

49  342 

50  331 

74  361 

68  025 

69  586 

59  376 
65  280 

51  189 
73  019 

60  111 
48  687 
60  241 
48  654 

53  890 
57  198 
76  668 
78  100 
50  000 

54  000 
68  500 
68  350 
76  760 

75  370 
72U00 
72  400 
80  600 
75  300 

70  900 
124  047 

64  200 


17 

16 

40 

20 

25 

28 

30 

43 

42 

40 

34 

32 

30 

40 

40 

36 
50 

44.2 
47,6 
45 

52 

53 

33.5 

36.2 

46.2 
47 
50 

51.3 
40 
40 
42 

37 

28.3 

47.6 
27 


29.  Dezember  1883)  nicht  abnehmen  wollte.  Beachtenswerter  als 
diese  polizeilichen  Eingriffe  dürfte  für  die  Abnahme  der  Korrigen- 
denzahl — abgesehen  von  Verhältnissen  der  wirtschaftlichen  Kon- 
junktur — die  Einrichtung  der  Arbeiterkolonien  und  Wanderarbeits- 
stätten  (Naturalverpflegungsstationen)  gewesen  sein,  die  vom  Pro- 


1)  Für  ^/4  Jahre. 
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vinzialverbande  deshalb  auch  finanziell  unterstützt  worden  sind. 
(Das  Nähere  hierüber  wird  im  6.  Kapitel  dargelegt). 

5.  Die  Fürsorgeerziehung. 

Schon  im  Jahre  1825  übernahm  die  Provinz  freiwillig  die 
Fürsorge  für  verwahrloste  Kinder,  indem  sie  im  Landarmen-  und 
Korrektionshause  Benninghausen  eine  Erziehungsanstalt  für  ca. 
60  Knaben  und  20  Mädchen  einrichtete  und  die  Hälfte  der  Kosten 
auf  den  Landarmenfonds  übernahm,  um  die  Gemeinden  zu  er- 
leichtern und  zur  Unterbringung  verwahrlosender  Kinder  anzureizen 
Die  Anstalt  bestand  bis  1852.  An  ihre  Stelle  traten  dann  mit 
provinzieller  Unterstützung  kirchliche  Anstalten. 

Die  Fürsorge  der  Provinz  wurde  durch  Gesetz  vom  13.  März 
1878  mit  seinen  Novellen  vom  27.  März  1881  und  23.  Juni  1884 
obligatorisch  auf  diejenigen  Kinder  ausgedehnt,  welche  nach  Voll- 
endung des  sechsten  und  vor  Vollendung  des  zwölften  Lebens- 
jahres eine  strafbare  Handlung  begangen  hatten.  Diese  konnten 
von  Obrigkeits  wegen  in  eine  geeignete  Familie  oder  in  eine  Er- 
ziehungs-  oder  Besserungsanstalt  untergebracht  werden,  wenn  die 
Unterbringung  mit  Kücksicht  auf  die  Beschaffenheit  der  strafbaren 
Handlung,  auf  die  Persönlichkeit  der  Eltern  oder  sonstigen  Erzieher 
des  Kindes  und  auf  dessen  übrige  Lebensverhältnisse  zur  Verhütung 
weiterer  sittlicher  Verwahrlosung  erforderlich  ist  (§  1 des  Ges.  vom 
13.  März  1878).  Die  Einlieferungs- und  die  Kosten  der  ersten  Aus- 
stattung mit  Kleidung,  Wäsche  usw.  hatten  nach  dem  Gesetz 
die  zur  Alimentation  Verpflichteten  oder  die  Ortsarmen  verbände, 
die  übrigen  Kosten  der  Staat  und  der  Provinzial  verband  je  zur 
Hälfte  zu  tragen. 

Das  Gesetz  vom  2.  Juli  1900,  nach  welchem  die  Fürsorge- 
erziehung schon  im  Falle  der  Gefahr  der  Verwahrlosung  vom  Vor- 
mundschaftsgericht angeordnet  werden  kann,  bestimmt  bezüglich 
der  Kosten,  daß  der  Staat  zwei  Drittel,  der  Provinzialverband  ein 
Drittel  der  Unterhaltungs-  und  Erziehungskosten,  der  Ortsarmen- 
verband aber  die  Überführungs-  und  ersten  reglementsmäßigen 
Ausstattungskosten  zu  tragen  haben.  Sowohl  der  Provinzial-  als 
der  Ortsarmenverband  kann  sich  die  aus  der  Fürsorgeerziehung  er- 

Lwachsenen  Kosten  von  den  Zöglingen  selbst  oder  deren  alimen- 
tationspflichtigen Angehörigen  erstatten  lassen. 
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Wie  hoch  die  Zahl  der  der  Zwangs-  und  Fürsorgeerziehung 
überwiesenen  Jugendlichen  und  die  Kosten  der  Erziehung  sich  in 
den  einzelnen  Jahren  belaufen,  zeigt  folgende  Tabelle . 

Kosten  der  Zwaii^-  und  Fürsorgeerziehung. 


Bestand  der  Zöglinge  am  Ende  des  Jahres: 


Jahr  1.  auf  Grund 
des  Ges.  v. 
13.  III.  78. 

1880  130 

1881  252 

1SS2  268 

1883  354 

1884  413 

1885  450 

1886  441 

1887  381 

1888  381 

1889  379 

1890  341 

1891  313 

1892  313 

1893  299 

1894  322 

1895  291 

1896  304 

1897  306 

1898  288 

1899  327 

1900  322 

1901  507 

1902  466 

1903  425 

1904  394 

1905  327 

1906  264 


2.  auf  Grund 
des  Ges.  v. 
13.  VII.  1900. 


Kosten 


761 

1279 

1861 

2395 

3138 

3619 


zusammen 


130 

252 

26S 

354 

413 

450 

441 

381 

381 

379 

341 

313 

313 

299 
322 
291 
304 

300 
288 
327 
322 

1268 
1745 
22S6 
27  S9 
3465 
3883 


davon  entfallen 
auf  den  Provin- 
zialverband : 


269  792 


80  321 
84  863 
74101 
80  306 

73  636 

65  469 
67  741 

66  572 

67  376 

68  789 

63  082 

64  063 

74  199 
73  279 
77  344 

195  354 
366  653 
472  806 
581  789 
661  682 
735  456 


134  896 


40  160 
42  431 
37  050 
40  153 
36618 

32  735 

33  870 
33  286 

33  688 

34  394 

31  541 

32  031 

37  068 
36  614 

38  672 
66  523 

142  597 
173  896 
211  096 
217  597 
244  735 


Dio  StGigorung  dGi  KostGü  hat  naturgGmäß  in  GrstGr  LiniG 
ihren  Grund  in  der  Zunahme  der  Zöglinge  nach  dem  Gesetze  von 
1900,  in  zweiter  Linie  aber  in  dem  Wachsen  der  Pflegesätze. 
Noch  im  Jahre  1898  betrugen  diese  in  Familien  120,  in  Anstalten 
durchschnittlich  202,64  M.  Gegenwärtig  schwanken  sie  in  elf  Ab- 
stufungen zwischen  576  M.  und  240  M.  Die  Frage,  ob  der  Staat 
auch  an  den  allgemeinen  Verwaltungskosten  zu  zwei  Dritteln  par- 
tizipiere, ist  durch  Beichsgerichtsentscheidung  vom  19.  Oktober 
1905  im  bejahenden  Sinne  entschieden  worden,  worauf  vom  Staate 
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Zuschüsse  für  ArnienzMeeke, 


Jahr 

Feststehende 

Zahlungen 

für 

Armenzwecke 

Mark 

Für 

wohltätige 

Anstalten 

Mark 

Für  leistungsschwache  Gemeinden  *) 

Verminderung 

vorhandener 

Belastung 

Mark 

Ver- 

besserungen 

Mark 

Unter- 

bringung 

von 

Trinkern 

Mark 

Sonstige 

Zwecke 

Mark 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

t 

1876 

13  932 

9 720 

■ 

1886 

13  932 

25  000 

- 

1891 

13  932 

29  500 

1896 

13  932 

10  500 

1899 

13  932 

6 000 

1901 

13  932 

6 000 

— 



1903 

13  918 

6 000 

160  665 

3 OüO 

492 

27  500 

1904 

9 437 

6 000 

76  800 

43  401 

482 

35  430 

1905 

13  870 

6 000 

116  400 

131 095 

139 

3 128 

1906 

13  870 

6 000 

82  275 

113  932 

386 

24 

dem  Provinzialverbande  nachträglich  noch  71 199  M.  erstattet 
worden  sind. 

Eigene  Erziehungsanstalten  besitzt  die  Provinz  nicht.  Es  stehen 
ihr  aber  in  ausreichender  Zahl  Privatanstalten  innerhalb  der  Pro- 
vinz zu  Gebote,  welche  von  ihr  auch  finanziell  unterstützt  worden 
sind.  Bis  1902  hatte  sie  ihnen  34  500  M.  verzinsliche  und 
233  693  M.  unverzinsliche  grundbuchmäßig  eingetragene  Darlehen 
bewilligt. 

Die  sonstigen  Maßnahmen  der  Provinz  zur  Bekämpfung 
der  Armut  und  Fördei-iing  der  4V<»hlfahrtspflege. 

Mit  der  bisher  erörterten  Tätigkeit  der  Provinz  ist  deren 
Wirksamkeit  auf  dem  Gebiete  des  Armenwesens  noch  nicht  er- 
schöpft. Vielmehr  wird  diese  Tätigkeit  mannigfach  ergänzt. 

Von  wohltätigen  Anstalten,  die  seitens  der  Provinz  unterstützt 
werden,  sind  die  Erziehungsanstalten,  Arbeiterkolonien  und  Arbeits- 
nachweise bereits  erwähnt.  Es  kommen  hinzu  die  Kranken-  und 
Pfiegeanstalten  für  Sieche,  Idioten,  Gebrechliche  aller  Art.  Ferner 
sind  zu  erwähnen  die  Aufwendungen  für  Armenzwecke,  welche  sie  auf 
Grund  des  § 1 des  Dotationsgesetzes  vom  5.  Juli  1875  an  ver- 

1)  Wieviel  hiervon  auf  die  Armenzwecke  und  wieviel  auf  die  Wegezwecke 
entfallen,  konnte  mangels  getrennter  Aufführung  nicht  angegeben  werden. 
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Wohlfahrtseinriehtuiigen  und  arme  Gemeindeu. 


Arbeiter- 

kolonien 

Natural- 

verpflegungs- 

stationen 

Arbeits- 

nachweise 

Arnsberger 

Fonds 

1 

Siegener 
Fonds  1 

( 

Summe 

im 

Ist 

Summe 

im 

Soll 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

8 

9 

10 

11 

12 

- _ r 

13 

14 

\ 

_ _ _ 6 339  S08  — 30  799 

_ _ — 6 858  t>93  — 46  683 

12  000  5 000  — 6 184  640  u-n 

12  000  — 5 907  710  43  049  44  0(0 

12  000  — _ 5 976  740  38  648  39  248 

12  000  — 5 875  786  38  593  39  345 

30  000  18  266  5 000  5 465  801  ^71  297 

30  000  30  184  1 000  5 635  822  238  191 

30  000  19  221  10  000  6 165  822  ooo  qIÖ 

30  000  5 294  9 900  6 160  822  268  663  392  392 

schiedene  Armenkommissionen  und  Korporationen  für  die  aus  den 
Etats  der  Ministerien  des  Innern  und  der  geistlichen  Angelegenheiten 
überwiesenen  Jahressummen  im  Gesamtbeträge  von  ursprünglich 
13932  M.,  jetzt,  nach  Ablösung  einss  Teiles  dieser  Renten,  13S70  M. 
zu  leisten  hat.  Außerdem  zahlt  die  Provinz  auf  Grund  des  Gesetzes 
vom  2.  Juni  1902  („Nachtragsdotation“)  für  leistungsschwache  Ge- 
meinden auf  dem  Gebiete  des  Armen-  und  Wegewesens  jährlich 
364867,33  M.  Endlich  sind  hierher  zu  rechnen  die  aus  dem  Arns- 
berger  Unterstützungsfonds  und  dem  Siegener  Waisenfonds  jährlich 
aufzuwendenden  Beträge  (siehe  obige  Tabelle). 

Zu  vorstehender  Tabelle  ist  zu  bemerken,  daß  die  nicht  aus- 
gezahlten Beträge  des  Ausgabesolls  in  die  Restrechnung  des 
nächstfolgenden  Jahres';^  übergehen  und  in  diesem  zur  Auszahlung 
gelangen.  Es  sind  deshalb  die  Summen  des  Ausgabesolls  als  die 
normalen  und  der  Wirklichkeit  entsprechenden  anzusehen. 

Für  die  Verteilung  der  aus  der  Nachtragsdotation  verfügbaren 
Summen  ist  das  Reglement  vom  1.  April  1903  maßgebend.  Danach 
sind  aus  diesem  zunächst  zu  bestreiten  die  Beihilfen  zu  den  Kosten 
der  Verpflegungsstationen,  Zentralarbeitsnachweisestellen  und  Ar- 
beiterkolonien. Die  dann  verbleibenden  Summen  sind  zur  Unter- 
stützung von  leistungsschwachen  Kreisen  und  Gemeinden  für  Zwecke 
des  Armen-  und  Wegewesens  und  zur  Deckung  von  Kosten  des 
Neubaues  und  der  Unterhaltung  von  Brücken  zu  verwenden,  und 
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zwar  1.  sowohl  zur  Verminderung  einer  vorhandenen  Belastung 
wie  2.  zu  Beihilfen  für  Verbesserungen. 

Der  Provinzialausschuß  bestimmt  im  Einvernehmen  mit  dem 
Oberpräsidenten,  welcher  Betrag  der  verfügbaren  Summe  für  die 
Dauer  einer  Verteilungsperiode,  in  der  Regel  eines  Jahres,  für  die 
einzelnen  Zwecke  verwendet  werden  soll.  Den  Verteilungsmaßstab 
bilden  die  auf  den  Kopf  der  Zivilbevölkerung  in  den  betreffenden 
Verbänden  im  Verhältnis  zur  Zivilbevölkerung  in  der  Provinz  ent- 
fallenen Staatseinkommensteuern,  die  Höhe  der  in  den  Verbänden 
erhobenen  Kreis-  und  Gemeindesteuern,  endlich  die  für  Armen- 
und  Wegezwecke  veranlagten  Steuern.  Bei  Berechnung  der  Staats- 
und der  staatlich  veranlagten  Steuern  bleiben  die  fingierten  Ein- 
kommensteuersätze für  die  Einkommen  von  nicht  mehr  als  900  M. 
sowie  die  Betriebs-  und  Warenhaussteuer,  bei  Berechnung  der 
Gemeindesteuer  auch  die  Warenhaussteuer  außer  Betracht.  Die 
Höhe  der  Unterstützungen  wird  nach  billiger  Würdigung  des  Be- 
dürfnisses unter  vorzugsweiser  Berücksichtigung  des  Aufkommens 
an  Einkommensteuern  und  die  Aufwendungen  für  Armen-  und 
Wegezwecke  in  den  Kommunal  verbänden  bestimmt. 

Jn  Hinsicht  auf  die  Arbeiterkolonien  und  Natural  Verpflegungs- 
stationen ist  Westfalen  dank  der  Bemühungen  des  Pastors  v.  Bodel- 
schwingh  vorbildlich  geworden!).  Als  das  neue  Gesetz  über  die 
Wanderarbeitsstätten  im  Winter  1906/07  dem  Landtage  der  Mo- 
narchie zur  Beratung  vorlag,  besaß  Westfalen  bereits  ein  zusammen- 
hängendes Netz  von  Stationen,  eine  festgeregelte  Arbeitsordnung 
auf  diesen,  die  Beteiligung  des  Provinzialverbandes  zu  einem  Drittel 
der  Kosten,  eine  festgefügte  Organisation  im  Verbände  der  Ver- 
pflegungsstationen, den  Arbeitsnachweis  auf  den  Stationen,  im 
wesentlichen  also  alles,  was  das  neue  Gesetz  vorschreibt  2). 

Neu  ist  die  Bestimmung  des  Gesetzes,  daß  die  Einrichtung 
von  Wanderarbeitsstätten  nur  mit  zwei  Drittel  Mehrheit  vom  Prov.- 
Landtage  beschlossen  werden  kann  und  daß  in  diesem  Palle  der 
Provinzialverband  zwei  Drittel,  die  Kreise  ein  Drittel  der  Kosten 
tragen.  Ein  neues  Moment  ist  den  Verpflegungsstationen  hinzu- 

1)  Vgl.  den  Art.  „Arbeiterkolonien“  von  M.  von  Heckei  im  Wörterbuch 
der  Volkswirtschaft. 

Anlage  E zur  Drucks.  8 des  44.  Prov.-Landtages  1903. 


Das  Finanzwesen  des  Westfälischen  Provinzialverbandes.  121 

gefügt  worden  durch  organische  Verbindung  der  Wanderarbeits- 
stätten mit  dem  einheitlich  für  die  ganze  Provinz  organisierten  und 
unter  Leitung  eines  besonderen  Beamten  im  Hauptamte  stehenden 
Zentralarbeitsnachweis  in  Dortmund. 

Zu  bedauern  ist,  wie  mit  Recht  Landeshauptmann  Dr.  Hammer- 
schmidt auf  der  Landesdirektorenkonferenz  am  18.  und  19.  Juni 
1907  zu  Kassel  hervorgehoben  hat,  daß  die  Nachbarprovinzen,  ins- 
besondere die  Rheinprovinz,  nicht  gleichzeitig  vergehen. 

„Denn  das  unterliegt  keinem  Zweifel,  daß  ein  erheblicher  Teil 
der  Mängel,  die  in  der  gegenwärtigen  Organisation  hervortreten, 
darauf  zurückzuführen  sind,  daß  die  Nachbarprovinzen  nicht  mit- 
gegangen sind,  und  so  sind  auch  die  erheblichen  Mißstände,  die 
sich  bei  uns  gezeigt  haben,  an  den  Grenzorten  derjenigen  Provinzen 
festzustellen,  die  gleichartige  Einrichtungen  nicht  getroffen  haben.“ 
(Protokoll,  S.  21). 


Anhang 

zu  den  beiden  Abschnitten  über  die  Wohlfahrtspflege: 


Übersichtstabellen  betreffend  die  ordentlichen  Istausgaben 
für  Anstalten  und  Armenzwecke  im  Vergleich  zum  Gesamt 

der  ordentlichen  Istausgaben: 


I. 


Die  ordentlichen  Istausg 


abeii  für  die  Provinzialaustalteu. 


Jahr 

! 

Irren- 

anstalten 

Mark 

Land- 

armen- 

und 

Kran- 

kenhaus 

Gesecke 

Mark 

ei  '■ 

£ ö 1 

C5 

tß  -C 

5 

es 

cS 

H 

Mark 

fl  £ 

'S  ^ 

fl 

Cß 

ö i 

^ C3 

1 

Mark  , 

tue  g 
fl  pS 

*s 

Mark 

3 “7? 

£ ^ 

I ^ 

^ -S 

Mark 

insgesamt 
Sp.  2 — 7 

Mark 

Gesamt- 

Ist- 

ausgaben 

der 

Provinz 

^lark 

'S  a 

.SCO 

Vtoz. 

1 

i 2 

3 

1 

1 b 1 

t) 

7 

8 

9 

10 

1876  i. 

i 4S5  050 

’ 76  000 

1 50  950 

35  2S0 

12  080 

659  360 1 

4 263  9931 

15.5 

1886  ^ 

! 651  250 

77  300 

86  800 

42  850 

12  800 

871  000, 

4 828  32&I 

18 

1891 

1 044  S77 

82  333 

105  995 

65  681 

1 356 

14  478 

1 314  720' 

5 521  908 

24 

1896 

1 325  392 

108  449 

142  714 

108  002 

6 570 

24  3S8 

1 709  515 

7 134  033 

24 

1901 

1 592  055 

115  168 

186  741 

79  455 

1 6 563 

28  076 

2 008  058 

8 686  922 

, 22,6 

1905 

2 311  977 

119  755 

227  625 

93  289 

11  513 

46  412 

.2  810  571 

11  596  612 

25 

1)  Die  Zahlen  pro  1876  und  1886  sind  den  Etats  entnommen. 
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f 

t 


II.  Die  ordeiitlielien  Istuusg^abeu  für  Arinenzweeke  im  A>rgleicli  zu  den 
gesamten  ordentlichen  Istausgahen  und  pro  Kopf  der  BeTÖlkernng. 


Jahr 

Ürdentl. 

Armen- 

pflege 

1 

Mark 

Außcr- 

ordentl. 

Armen- 

pflege 

Mark 

Korri- 

genden- 

wesen 

1 

Mark 

Für- 

sorgeer- 

ziehung 

Mark 

Sonstige 

Armen- 

Wohl-  Insgesamt 

fahrts- 
zwecke ' 

Mark  Mark 

Die  Gesanit- 
armenlast 
(Sp.  7)  beträgt 

ö C3  1 

1 o , r 6^^ 

p.»  bo 

1 S s 2 

P S ® ö o ® 

O M 

Mark  Mark 

l 

2 

3 

' *4  : 

5 

6 7 

8 9 

tS76 

124  059») 

1 1 

133  5SSM 

30  799  28S  446 

7 0,15 

1886 

314395 

— 

149  701 

40  160 

46  683  550  939 

11,5  0,26 

1891 

353  981 

— 

127  618 

32  735 

' 72  938  587  272 

16  0,24 

1896 

508  768 

260  665 

14S  165 

31541 

44  070  993  209 

14  0,37 

1901 

700  961 

427  661 

i 179  31(1  1 

66  523 

39  345  1 413  800 

16  0,44 

1905 

S45  402 

529  406 

260  144  ; 

217  597 

392  317  2 244  S66 

19  0,62 

III.  Tergleieh  zwischen  den  ordentlichen  Istausgabeu  für  Anstalten 
und  Ai'iuenzAvecke  einer-  und  den  ordentlichen  (iesamt- Istausgabeu  der 

Proiinz  andrerseits. 


Jahr  1 

Für 

Anstalten 

Mark 

Für 

Armenzwecke; 

1 

Mark 

Zusammen 

Mark 

Prozentverhältnis  von 
Spalte  4 zu  den  Gesamt- 
Istausgaben 

Proz. 

1 

2 

3 

4 1 

5 

1870 

641  635 

288  446 

930  OSl 

21 

1886 

831  000 

550  939 

1 381  939 

28,6 

1891 

1 214  180 

587  272 

1 801  452 

32,5 

1896 

1 048  967 

993  209 

2 042  176 

28,6 

1901 

1 214  560 

1 413  800 

2 628  360 

30,2 

1905 

1 737  427 

2 244  866 

3 982  293 

34,3 

III.  Wirtschaftspflege. 

1.  Das  Wegeweseu. 

a)  Organisation  und  Aufgaben  der  Wegebauverwaltung. 

Infolge  der  Dotationsgesetze  vom  30.  April  1873  (§§  5 und  6) 
und  vom  8.  Juli  1875  (§§  18—24)  wurde  die  Verwaltung  der 

1)  Die  Beträge  für  1876,  welche  sich  auf  die  Zeit  vom  1.  Januar  1876 
bts  I.  April  1877  beziehen,  sind  auf  Jahr  reduziert. 

2)  Nach  Abzug  der  für  Arme  in  den  Provinzialanstalten  von  der  Provinz 
selbst  aufgewendeten  Beträge  als  durchlaufender  Posten. 


f 
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Staatschausseen,  jetzt  Provinzialstraßen  genannt,  mit  Ausnahme 
der  berg-  und  forstfisikalischen  Straßen,  den  Selbstverwaltungs- 
organen des  Provinzialverbandes  übertragen.  Die  obersten  Grund- 
sätze über  die  Wegebauverwaltung,  insbesondere  die  Feststellung 
des  Etats,  die  Verhältnisse  der  Beamten  nach  Zahl  und  Art  der 
Anstellung,  die  Bedingungen  für  die  Unterstützung  anderer  als 
Provinzialstraßen  usw,  hat  der  Provinziallandtag  zu  bestimmen 
(Reglement  v.  10.  Dezember  IS73  § 4 u.  13.  März  1889  § 2).  Der 
Provinzialausschuß  (bis  1886  der  ständische  Varwaltungsausschuß) 
hat  die  Verwaltung  „im  allgemeinen“  nach  den  Beschlüssen  des 
Landtags  zu  führen.  Insbesondere  vollzieht  er  die  Anstellung,  Pen- 
sionierung und  Entlassung  der  Beamten,  soweit  dies  nicht  dem 
Landtag  Vorbehalten  oder  dem  Landesdirektor  übertragen  ist,  be- 
schließt über  die  Verwendung  der  im  Etat  festgesetzten  Beträge, 
bewilligt  in  der  Regel  den  Kreisen  und  Gemeinden  Unterstützungen 
zum  Kommunalwegebau  und  bat  die  für  die  Verwaltung  der  Zentral- 
und  Lokalstellen  erforderlichen  Einrichtungen  zu  treffen  (Regle- 
ments vom  10.  Dezember  1875  §§  5 u.  6 und  13.  März  1889  § 3). 

Zur  Exekutive  der  Maßnahmen  des  Ausschusses  war  bis  1882 
nur  ein  technischer  Oberbeamter  („ständischer  Wegebaurat“),  von 
1882  an  auch  ein  „nicht -technischer  Direktor“  vom  Landtag  be- 
stellt, an  dessen  Stelle  mit  erweiterten  Befugnissen  seit  Einführung 
der  neuen  Provinzialordnung  der  Landeshauptmann  getreten  ist 
(Reglement  vom  13.  März  1889  § 4). 

Die  Aufgaben,  wie  sie  der  Provinzialverband  auf  Grund  des 
Dotationsgesetzes  übernommen  hat,  sind  in  dem  Reglement  für 
die  Wegebauverwaltung  vom  10.  Dezember  1875  folgendermaßen 
präzisiert : 

1.  Die  Verwaltung  und  Unterhaltung  der  Staatsstraßen  ein- 
schließlich der  Kosten  der  Besoldung  und  Pensionierung  des  für 
die  obere  Leitung  der  Neu-  und  Unterhaltungsbauten,  sowie  für 
die  Beaufsichtigung  der  Straßen  neu  anzustellenden  bezw.  schon 
vorhandenen  Beamtenpersonals ; 

2.  die  Fürsorge  für  den  Neubau  von  chaussierten  Wegen  und 
die  Unterstützung  des  Gemeinde-  und  Kreise-Wegebaues; 

3.  die  der  Staatsverwaltung  nach  gesetzlichen  Bestimmungen 
obliegende  Verpflichtung  zur  Leitung  der  Neu-  und  Unterhaltungs- 
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1 


Die  etatsiuässigeii  Aus- 


1 

1 - 

3 

1 4 

1 5 

b 

7 8 

P 

Etats- 

Jahr 

Besoldi 

Kosten  der 
Haupt- 
verwaltung 

ing  und  V( 

Kosten  der 
Bezirks- 
verwaltung 

Brwaltungsk 

Kosten  der 
Strahen- 
aufsiclit 

;osten,  und 

Unter- 
stützung en, 
Pensionen. 
Wartegelder 

zwar 

insgesamt 

1 

Kosten  der  Suohliche  Cnter- 
Arbeiter-  ' ^tung  der 

Versicherung  ^^aßen 

1 

1876 

— 

t 

— 

— 

— 

— (2  006  172)») 

1877/80 

20  050 

83  200 

122  147 

23  000 

248  397 

- i 1 700  000 

1180/82 

22  100 

1 

110  700  1 

105 137 

29  000 

266  937 

— 1 700  000 

1882/84 

43  000 

: 134  200 

107  869 

27  420 

312  489 

— 1 772  500 

1884/86 

52  000 

I 126  000 

114900 

22  500 

315  400 

— 1 772  500 

1886/88 

58  040 

127  200 

116  S20 

22  500 

324  560 

— 1 772  500 

1888/89 

— 

— 

— 

— 

— 

— 2 010  630)^) 

1889/90 

60  000 

147  OUO 

105  960  1 

39  000  1 

351  960 

— 1 854  450 

1890/92 

60  000 

153  420 

104  480  1 

. 1 

35  500 

353  400 

6 000  1 855  625 

1892 

I 67  OOO 

275  540 

35  000 

377  540 

12  500  1 872  325 

1893 

66  000 

264  000 

35  000 

365  000 

15  000  1 905  725 

1894 

j 67  000 

281  000 

34  000 

382  000 

15  000  1 887  025 

1895 

68  000 

272  000 

34  000 

374  000 

15  000  1 887  025 

1896 

69  000 

261  000 

34  000 

364  000 

15  000  1 SS5  775 

1897 

69  000 

272  000  i 

34  000 

375  000 

15  000  1 875  775 

1898 

77  290 

131  050 

126  680  ! 

38  000 

373  000 

14  500  1 725  000 

1899 

1 77  470 

131  600 

126  930 

38  000 

374  000 

14  500  1 725  000 

I960 

1 79  775 

156  900 

141800 

38  650 

417  125 

16  000  1 658  475 

1901 

80  875 

157  500 

142  600  ' 

38  650 

419  625 

16  500  1 652  075 

1902 

80  000 

163  300 

153  000  ; 

35  650 

431  950 

16  500  1 786  950 

1903 

80  200 

165  700 

154  800  ! 

35  650 

436  350 

16  50U  1 794  950 

19Ü4 

79  900 

157  000 

144  000  1 

43  150 

424  550 

20  000  1 800  950 

1905 

80  000 

158  400 

145  000 

43  150 

426  550 

S 20  000  1 800  950 

1906 

78  997 

159  200 

137  000 

43  200 

419  297 

20  000  2 044  157 

1907 

79  097 

154  500 

138  000 

43  200 

415  297  ' 

20  000  1 950  950 

1908 

81  251  i 

160  696 

147  000 

43  150 

i 432  097 

20  000  2 070  950 

1909 

81  163  1 

1 

161  184 

148  500 

43  150 

434  097 

20  000  2 078  950 

bauten  hinsichtlich  der  chaussierten  und  nicht  chaussierten  Straßen, 
außer  den  Staatsstraßen,  sowie  die  der  Staatsbauverwaltung  den 
Bezirksstraßen  des  Herzogstums  Westfalen  gegenüber  obliegenden 
Verpflichtungen  (§  1).  Die  zuletzt  genannten  Bezirksstraßen  des 
B[erzogtums  Westfalen  sind  durch  Verordnung  vom  19.  März  1882 
in  die  Unterhaltung  und  Verwaltung  des  Provinzialverbaudes  über- 
gegangen. Die  Wegebauverwaltung  ist  gegliedert  in  die  Haupt- 
verwaltung (Zentrale)  und  Bezirksverwaltung,  welche  aus  den  örtlich 
verschiedenen  Landesbauinspektionen  besteht;  letztere  zerfallen 
wiederum  in  sog.  Straßenmeisterbezirke. 
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^abeii  fiir  Wegezwecke. 


9 

10 

11 

12 

13 

Neu-  und 
Umbauten ' 

Kreis-,  Ge- 
meinde- und 

Gesamt  der 

Außer- 

von  Pro- 
vinzial- j 

Straßen  ■ 

1 

Genossen- 
schaftswege- 
bau j 

Insgemein 

ordentlichen  i 
Ausgaben  j 

ordentliche 

Ausgaben 

(550  000) ») 

— 

(2  556  172)1) 
2 024  400  1 

— 

(650  000)2) 

76  003 

(650  000)1 
2 037  400 

(780  000)2) 

70  463 

(780  000) 

780  000 

38441 

2 903  430 

— 

780  000 

35  530 

2 903  430  ! 

— 

780  000 

34  470 

2 911  530 

— 

1 

1 

(780  000)2) 

— 

(2  790  630)3) 

— 

438  440 

455  560 

39  590 

3 140  000 

— 

218  500 

410  000 

16  475 

2 860  000 

— 

207  400 

410  000 

7 235 

2 887  000 

— 

173  600 

410  000 

7 675 

2 877  000 

— 

148  500 

410  000 

7 475 

2 850  000 

— 

148  500 

1 410  000 

7 475 

2 842  000 

— 

88  300 

! 410  000 

6 925 

2 770  000 

— 

88  300 

410  000 

5 925 

2 770  000 

— 

138  000 

410  000 

— 

2 660  500 

138  000 

410000 

— 

2 661  500 

— 

128  400 

500  000 

— 

2 720  000 

802  000 

136  800 

500  000 

— 

2 725  000 

819  000 

157  600 

350  000 

— 

2 743  000 

785  000 

172  200 

350  000 

— 

2 770  000 

750  000 

185  000 

350  000 

— 

2 780  500 

595  000 

251  500 

350  000 

— 

2 849  000 

400  OOO 

133  753 

350  000 

— 

2 967  207 

400  000 

167  353 

796  000 

— 

3 349  600 

— 

225  953 

732  000 

4 093  000 

— 

259  553 

620  000 

— 

3 413  000 

Bemerkungen 


1)  Zu  1876:  Positionen 
des  Hauptetats.  Ein  Spezial- 
etat der  Wegebau  Verwaltung 
nicht  vorhanden. 

2.  Die  entsprechende 
Position  findet  sich  nur  im 
Hauptetat. 

3)  FUr  1888/89  ist  keiu 
Spezialetat  aufgestellt.  Die 
angegebenen  Zahlen  sind 
Positionen  des  Hauptetats. 
Die  formelle  Genehmigung 
des  Budgets  pro  1888/89 
erfolgte  durch  den  Landtag 
nachträglich  im  Jahre  1S99, 
indem  der  Etat  von  18SS/90 
angenommen  wurde. 


b.  Die  Aufwendungen  für  das  Wegewesen. 

Um  zunächst  eine  Übersicht  über  die  Gesamtausgaben  zu 
geben,  sind  in  vorstehender  Tabelle  die  sämtlichen  etatsmäßigen  Aus- 
gaben für  Wegezwecke  seit  Beginn  der  Selbstverwaltung  zusammen- 
gestellt. Letztere  begann  ihre  Tätigkeit  am  1.  Januar  1877,  nach- 
dem bis  dahin  die  nicht  unerheblichen  technischen  Schwierigkeiten 
der  Übertragung  der  Wegebauverwaltung  an  die  ständischen  Organe 
überwunden  waren.  So  erklärt  es  sich  auch,  daß  für  das  Jahr 
1876  vom  Prov.-Landtag  noch  kein  eigener  Spezialetat  entworfen 
werden  konnte. 
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•2.  Teil. 


1.  Besoldungen  und  Verwaltungskosten.  Unter  den  Aufwen- 
dungen för  die  einzelnen  Zwecke  sind  vor  allem  auffallend  die  Aus- 
gaben für  Verwaltung  und  Besoldungen,  welche  um  beinahe  das 
Doppelte,  nämlich  von  248  397  M.  im  Jahre  1877  auf  454097  M. 
(einschl.  Kosten  der  Arbeiterversicherung)  im  Jahre  1909  gestiegen 
sind.  Diese  Tatsache  ist  jedoch  leicht  zu  erklären,  teils  aus  der 
von  Zeit  zu  Zeit  notwendigen  Erhöhung  der  Gehälter  und  Löhne, 
teils  aus  Vermehrung  des  Beamtenpersonals  durch  das  Anwachsen 
der  laufenden  Verwaltungsgeschäfte.  Soweit  die  Vermehrung  der 
Beamten  als  Ursache  der  Steigerung  der  Verwaltungskosten  und 
Besoldungen  in  Frage  kommt,  sei  bemerkt,  daß  die  Verwaltung  mit 
Erfolg  bemüht  gewesen  ist,  die  Beamtenzahl  auf  ein  möglichst  ge- 
ringes Maß  zu  beschränken.  Sie  erreichte  durch  zweckmäßige  Um- 
gestaltung des  Aufsichtsdienstes,  daß  sich  die  Zahl  der  Aufsichts- 
beamten von  105  im  Jahre  1877  auf  78  im  Jahre  1890  und  52 
im  Jahre  1906  verminderte.  Dagegen  machte  das  Anwachsen  der 
Verwaltungsgeschäfte  — es  sei  nur  erinnert  an  die  zahlreichen  An- 
lagen von  Wasser-  und  Gasleitungen,  Kleinbahnen  und  dergl.  — 
die  Vermehrung  der  Bureaubeamten  sowohl  bei  der  Hauptverwal- 
tung wie  bei  den  Bezirksverwaltungen  notwendig.  Die  Zahl  der 
Beamten  betrug  nämlich 

1.  bei  der  Hauptverwaltung: 

1 obere,  4 mittlere  Beamte 

1908 4 ..  9 

2.  bei  den  Bezirksverwaltungen: 


1877 


5 obere. 


9 „ 11  „ 

Die  Bezirksverwaltungen  und  Landesbauinspektionen  sind  ver- 
mehrt oder  verkleinert  worden,  weil  der  Verkehr  besonders  in  den 
Industriegebieten  allmählich  eine  solche  Höhe  erreichte,  daß  die  be- 
treffenden Landesbauinspektionen  nur  durch  Verkleinerung  ihrer 
Bezirke  in  der  Lage  blieben,  eine  eingehende  persönliche  Prüfung 
der  in  Betracht  kommenden  Verhältnisse  vorzunehmen  und  die 
sachgemäße  Verwendung  der  für  diese  Straßen  alljährlich  aufzu- 
wendenden Mittel  genügend  zu  überwachen,  i) 

Die  Hauptänderungen  der  Landesbau-  (früher  Wegebau-)  Be- 
zirke hatten  folgendes  Ergebnis: 

1)  Drucks.  1 zum  41.  Prov.-Landtag  1900,  S.  27. 


Das  Finanzwesen  des  Westfälischen  Provinzialverbandes. 


127 


1885  1898 


We^ebau- 

inspektionen 

Länge  der 
Straßenstreoken 
in  Meilen 

Wegebaus 

inspcktionen 

Länge  der 
Straßen- 
strecken 
in  km 

Landesbau- 

inspektionen 

Länge der 
Straßon- 
strecken 
in  km 

Minden-Bielefeld 

20 

Munster  .... 

318,9 

Münster.  . 

294,97 

Munster  • 

65,9 

Bochum-Dortmund . 

342,6 

Dortmund  , 

192,44 

288,76 

Paderborn  , . 

53,4 

Altena-Hagen  . . 

336,6 

Hagen  . . 

Arnsberg-Soest  . 

6i;- 

Siegen- W ittgenstein 

309,1 

Siegen  . . 

319,15 

Altena-Siegen  , 

59,8 

Meschede-Brilon 

381,2 

Meschede  . 

269,51 

Bochum-Hagen  . 

63,25 

Soest-Lippstadt  . . 

Paderborn-Höxter  . 

340,9 

284,2 

Soest.  • . 

Paderborn  . 

293,85 

291,10 

zusammen 

324,05 

= 2430,375  km 

Minden-Ravensberg . 

zusammen 

265,4 
1 2478,9 

Bielefeld  . 
Bochum , . 

zusammen 

252,66 

202,61 

2405,05 

Hingegen  wurden  innerhalb  der  Landesbauinspektionen  die 
Wegemeisterbezirke  an  Zahl  verringert,  und  zwar  1897  von  62  auf 
58,  seit  1904  von  58  auf  43.  Auf  diese  Weise  konnten  die  Kosten 
der  Straßenaufsicht  etatsmäßig  von  154  800  M.  im  Jahre  1903  auf 
144000  im  Jahre  1904  herabgemindert  werden.  Die  Streckenlänge 
eines  Straßenmeisterbezirks  wurde  dadurch  von  41,35  km  durch- 
schnittlich auf  55,77  km  erhöht. 

Von  den  sonstigen  Verbesserungen  in  der  Verwaltung  sei  an 
dieser  Stelle  nur  hingewiesen  auf  die  Einführung  des  Fahrrades 
im  Aufsichtsdienst,  für  dessen  Verwendung  seit  1890  eine  bestimmte 
Summe  alljährlich  — in  den  letzten  Jahren  durchschnittlich  3260  M. 
— ausgeworten  wird,  und  auf  die  Vervollkommnung  der  Ausbildung 
der  Beamten.  Letztere  besteht  einmal  in  der  Unterweisung  der 
Aufsichtsbeamten  und  Wegewärter  in  der -Obstbaumpflege  in  be- 
sonderen Kursen,  welche  seit  1890  an  landwirtschaftlichen  Schulen 
eigens  für  diese  abgehalten  werden,  und  ferner  in  der  vollkomme- 
neren Ausbildung  des  Aufsichtspersonals  in  der  Wegebautechnik  auf 
der  in  Siegen  1901  begründeten  Wegebauschule;  vor  1901  konnte 
die  Ausbildung  nur  bei  der  Zentralverwaltung  im  praktischen  Dienst 
erfolgen,  was  einerseits  für  die  Verwaltung  lästig,  andrerseits  bei 
weitem  nicht  so  fruchtbar  für  die  Beamten  selbst  war,  als  die 
schulmäßige  Ausbildung  i). 

1)  Drucks.  1 zum  44.  Prov.-Landtag  1903,  S.  27.  Drucks.  1 zum  43.  Prov.- 
Landtag  1902,  S.  79. 
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Die  Ausgaben  für  die  Arbeiterversicherung  beziehen  sich  auf 
alle  drei  Versicherungszweige:  Kranken-,  Unfall-,  Invaliditäts-  und 
Altersversicherung.  Die  beiden  ersteren  sind  eigene  Einrichtungen 
der  Verwaltung.  Die  Zahl  der  Versicherten  betrug  im  Jahre  1906 
bei  der  Krankenversicherung  667,  bei  den  übrigen  Versicherungen 
je  1700  Mitglieder.  Außerdem  besitzt  die  Wegebau  Verwaltung  noch 
den  auf  Grund  der  Kabinettsordre  vom  26.  Januar  1857  gegründe- 
ten Unterstützungsfonds  für  Witwen  und  Waisen  der  Chaussee- 
aufseher und  -Wärter,  aus  welchem  1906  an  fortlaufenden  Unter- 
stützungen für  Witwen  und  Waisen  5570  M.  an  einmaligen  200  M. 
gezahlt  wurden. 

2.  Die  jährlichen  Unterhaltungskosten.  Während  die  Etats- 
aufstellungen der  Verwaltungskosten  und  Besoldungen  ziemlich 
genau  der  Wirklichkeit  entsprechen,  läßt  sich  ein  gleiches  nicht 
von  den  jährlichen  Unterhaltungskosten  sagen.  Es  können  deshalb 
nur  die  rechnungsmäßigen  Ergebnisse  berücksichtigt  werden  (vgl. 
die  Tabelle  Seite  129),  welche  seit  1888  regelmäßig  in  den  Verwal- 
tungsberichten mitgeteilt  sind. 

Die  Unterhaltungskosten  (Kosten  der  „sachlichen“  oder  „bau- 
lichen“ Unterhaltung)  beziehen  sich: 

1.  auf  die  „gewöhnliche“  Unterhaltung; 

2.  auf  die  Ausgabe  für  „außergewöhnliche“  Zwecke,  besonders 
Keparaturen  und  Herstellung  von  Decken  und  Brücken ; 

3.  auf  die  Kenten,  welche  engeren  Kommunalverbänden  (Städ- 
ten) für  Übernahme  der  Verwaltung  und  Unterhaltung  von 
Provinzialstraßen  jährlich  gezahlt  werden. 

Die  größten  Kosten  verursacht  die  gewöhnliche  Unterhaltung 
und  zwar  entfallen  bei  dieser,  in  Prozenten  ausgedrückt,  durch- 
schnittlich auf 

die  Instandsetzung  der  Fahrbahn  22 — 23^/2  Proz.; 

Beschaffung  der  Materialien  . . 57—60  „ 

Instandhaltung  der  Banketts,  Grä- 
ben, Bäume  und  Böschungen  . 9 — 10 1/2  „ 

Bauwerke,  Sicherheitsanlagen . . 4 — 5 „ 

Insgemein 3 — 6 „ 

Die  Beschaffung  der  Materialien  verur.sacht  also  die  meisten 
Kosten.  Das  liegt  zum  Teil  wohl  daran,  daß  die  westfälischen 
Steinbrüche  nicht  imstande  sind,  die  benötigten  Steine  in  der  er- 


Tabelle  111.  Die  Istmisgaben  für  die  buuliehe  Unterlialtuii^r  der  Proviiiziulstrasseii 
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2.  Teil. 


ford0rlich6n  Güt0  zn  Ii6f0m.  Dis  St6inbrüch6  d0s  Provinzialvor* 
band0S  b0i  B0l0cke  g0b0n  nur  0in  Mat0rial,  die  sogenannten 
Beiecker  Hornsteine,  das  an  Güte  unter  den  verwendbaren  Stein- 
arten etwa  die  vierte  Stelle  einnimmt.  Das  beste  Material,  der 
Basalt,  der  am  meisten  gebraucht  werden  muß,  kann  nur  von  aus- 
wärts speziell  vom  Rhein  und  von  Kassel  her  bezogen  werden. 
Die  Preise  für  den  Basalt  sind  in  den  letzten  zwei  Jahren  infolge 
Ringbildung  der  Basaltlieferanten  nicht  unerheblich  gestiegen.  Allein 
gegen  die  Preise  des  Jahres  1906  sind  die  heutigen  Preise  für 
Basaltkleinschlag  infolge  Abschlusses  der  Basaltkonvention  um 
2 M.  für  das  cbm,  also  um  rund  Ve  erhöht  worden  i)-  Hieraus, 
sowie  ferner  aus  der  Steigerung  der  Arbeitslöhne  und  Akkordsätze 
um  10—25  Proz.  und  aus  den  Erhöhungen,  welche  den  Unter- 
nehmern der  Dampfwalzarbeiten  zugestanden  werden  mußten,  er- 
klärt sich  die  Erhöhung  der  Mittel  für  laufende  Unterhaltung  der 
Provinzialstraßen  im  Ausgabenetat  seit  1906  gegenüber  den  Vor- 
jahren (Siehe  die  Tabelle  S.  124/25,  Sp.  8). 

Angesichts  des  notorisch  stark  gestiegenen  Verkehrs  auf  den 
Provinzialstraßen  und  der  Steigerung  der  Materialpreise  und  Löhne 
in  den  letzten  zehn  Jahren  könnte  es  verwunderlich  erscheinen, 
daß  die  Ausgaben  für  bauliche  Unterhaltung  so  wenig  gestiegen 
sind,  nämlich  von  756,2  M.  im  Jahre  1896  auf  789,4  M.  im  Jahre 
1906  für  das  km  Straßenstrecke,  während  schon  in  früheren  Jahren, 
wie  beispielsweise  1889,  pro  km  840  M.  ausgegeben  wurden.  Im 
Jahre  1900  wurde  sogar  der  geringste  Satz,  713  M.  pro  km  erreicht. 

Erklärlich  wird  diese  Tatsache  der  relativen  Verbilligung  nur 
im  Hinblick  auf  die  Vervollkommnung  der  Technik.  Besonders 
die  Verwendung  von  Dampfwalzen  (seit  1882)  bewirkte,  daß  die 
Straßendecken,  welche  seit  1890  in  einer  Stärke  von  10  cm  ange- 
legt wurden,  eine  gegen  früher  bedeutend  größere  Widerstandskraft 
erreichten.  Aber  auch  diese  Herstellungsart,  bei  der  noch  das 
härteste  und  zäheste  Material,  nämlich  Basalt  verwendet  wurde, 
genügte  nicht  mehr  den  Anforderungen  des  namentlich  in  Industrie- 
gebieten qualitativ  um  das  Doppelte  und  Dreifache  gestiegenen 
schweren  Verkehrs,  da  hier  Decken  mit  weicherem  Material,  welche 

1)  Erläuterungen  zum  Etat  pro  1908/09. 

Verb,  des  49.  Prov.-Landtages  1908,  II.  Teil,  S.  293  und  294. 
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früher  6 Jahre  und  länger  hielten,  häufig  schon  nach  zwei  Jahren 
völlig  abgenutzt  waren  '). 

Stärker  als  10  cm  die  Decken  anzulegen,  ging  jedoch  nicht 
an,  da  alsdann  der  in  bezug  auf  Dauerhaftigkeit  mühsam  zu  er- 
reichende Erfolg  in  keinem  richtigen  Verhältnis  zu  den  aufgewen- 
deten Mehrkosten  gestanden  hätte.  Es  blieb  also  nur  übrig,  da, 
wo  Decken  von  ganz  außerordentlicher  Dauerhaftigkeit  notwendig 
waren,  entweder  Kopfsteinpflaster  anzubringen,  oder  die  Decken 
häufig  zu  erneuern.  Letzteres  empfahl  sich  nicht  wegen  der  damit 
verbundenen  Belästigung  des  Verkehrs,  während  das  Kopfstein- 
pflaster unverhältnismäßig  teuer  — das  km  kostet  bei  5 m Breite 
35—40000  M.  — und  für  den  leichteren  Verkehr  unzweckmäßig 
(schnelle  Abnutzung  des  Pferdematerials)  gewesen  wäre.  Der  tech- 
nische Fortschritt  bestand  nun  darin,  ein  Pflaster  anzulegen,  wel- 
ches an  Haltbarkeit  dem  Kopfsteinpflaster  ungefähr  entsprach,  ohne 
dessen  Kostspieligkeit  und  Unzweckmäßigkeit  für  den  Verkehr  zu 
teilen.  Als  ein  solches  stellte  sich  das  sogenannte  Kleinpflaster 
(Setzsteinpflaster)  heraus.  Die  Versuche,  welche  mit  diesem  nach 
dem  Vorgänge  der  Provinz  Hannover  gemacht  wurden,  ergaben 
folgendes  Resultat: 

1.  das  Kleinpflaster  vermag  das  Kopfsteinpflaster  nicht  zu  er- 
setzen; es  ist  indessen  überall  da  angebracht,  wo  der  Ver- 
kehr besonders  stark  und  das  Gewicht  der  Fuhren  hoch  ist ; 

2.  das  Steinpflaster  erscheint  da  angezeigt,  wo  die  Straße  in 
feuchter  Lage  (Wäldern,  Hohlwegen)  sich  befindet  und  der 
Verkehr  kein  Kopfsteinpflaster  notwendig  macht; 

3.  Die  Abnutzung  ist  bei  Verwendung  des  geeignetsten  Mate- 
rials während  mehrere  Jahre  kaum  bemerkbar  gewesen  2). 

Genaue  Berechnungen  ergaben  ferner,  daß  die  Herstellungs- 
kosten der  Chaussierung  auf  den  für  Kleinpflaster  geeigneten  Strecken 
zwar  billiger  sind,  als  die  Herstellungskosten  des  Kleinpflasters 
— für  erstere  ca.  8000,  für  letztere  ca.  18000  M.  pro  km  — daß  aber 
andrerseits  die  jährlichen  Unterhaltungskosten  der  Chaussierung 
auf  600  M.,  der  Kleinpflasterung  nur  auf  100  M.  pro  km  anzu- 
schlagen seien  und  daß  endlich  nach  zuverlässiger  Schätzung  das 
Kleinpflaster  die  dreifache  Dauer  einer  Schotterdecke  besitze. 

1)  Drucks.  4 zum  41.  Prov.-Landtage  1900,  S.  l. 

2)  Drucks,  4 zum  41.  Prov.-Landtage  1900,  S.  2. 
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Diese  günstigen  Ergebnisse  veranlaßten  im  Jahre  1900  den 
Landtag,  außer  den  seit  1894  bereits  mit  Kleinpflaster  versehenen 
45  km  Straßendecken  noch  etwa  120  km  für  Kleinpflaster  geeig- 
nete Strecken  mit  Kleinpflasterung  ausbauen  zu  lassen.  Die  Kosten 
betrugen  nach  dem  Voranschlag  120  X 18000  = 2160000  M.  Die 
Herstellungskosten  eines  km  Kleinpflasters  stiegen  jedoch  schon  in 
den  folgenden  2 Jahren  auf  ca.  22U00  M.,  sodaß  ca.  480  000  M. 
mehr  als  veranschlagt  war,  erforderlich  gewesen  sein  würden,  falls 
die  projektierten  120  km  ausgebaut  worden  wären.  In  Wirklich- 
keit sind  aber  nur  die  vorgesehenen  2 160000  M.  verwendet  worden. 
Hiervon  wurden  ein  Drittel  auf  den  ordentlichen  Etat  (Titel  „Neu- 
und  Umbau“  von  Provinzialstraßen,  vergl.  Sp.  9 der  Tab.  S.  1 24, 25) 
übernommen,  weil  soviel  etwa  „für  die  mit  Kleinpflaster  zu  be- 
deckenden Strecken  erforderlich  gewesen  wäre,  wenn  man  sie  weiter 
mit  Chaussierung  erhalten  hätte  i).“  Der  Rest  wurde  durch  Anleihe 
aufgebracht  und  auf  den  außerordentlichen  Etat  übernommen.  Wie 
schon  hervorgehoben,  sind  es  vor  allem  die  verkehrsreichen  indu- 
striellen Gebiete,  für  deren  Straßen  das  Kleinpflaster  vorzugsweise 
Verwendung  findet.  Daß  diese  bedeutend  höhere  Kosten  verur- 
sachen als  die  agrarischen,  zeigt  die  Tabelle  S.  129,  in  welcher  die 
Landesbauinspektionen  Dortmund,  Bochum  und  Hagen  fast  in  jedem 
Jahr  erheblich  über  dem  Gesamtdurchschnitt  stehen,  während  die 
agrarischen  Bezirke  Meschede  und  Paderborn  ebenso  erheblich 
unter  dem  Durchschnitt  stehen  und  die  übrigen  mehr  oder  weniger 

gemischten  Bezirke  deren  Gesamtdurchschnitt  annähernd  gleich- 
kommen. 

Außer  den  Aufwendungen  für  „außergewöhnliche  Zwecke“ 
(Sp.  3 der  Tabelle  auf  S.  129)  sind  noch  die  im  Laufe  der  Zeit 
allmählich  gewachsenen  Renten  zu  erwähnen,  welche  an  engere 
Kommunal  verbände  für  Verwaltung  und  Unterhaltung  von  Provin- 
zialstraßen — gegenwärtig  92,941  km  — gezahlt  werden  (Tabelle 
auf  S.  129,  Sp.  4).  Von  dieser  nach  § 18,3  des  Dotationsgesetzes 
vom  8.  Juli  1875  dem  Provinzialverbande  zustehenden  Befugnis 
hat  letzterer  zuerst  1882  Gebrauch  gemacht.  Schon  damals  be- 
folgte der  Verwaltungsausschuß  den  Grundsatz,  die  Anträge  auf 
Übertragung!  äbzulehnen,  wenn  sie  nicht  von  leistungsfähigen  Ver- 
bänden  gestellt  werden.  Ebenso  ist  seither  die  Abfindung  grund- 

1)  Drucks.  4 zum  41.  Prov. -Landtage  lOuO,  S.  6. 
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sätzlich  nur  in  Renten,  nicht  in  Kapital  genehmigt  worden.  Strittig 
ist  die  Frage,  ob  mit  der  Übernahme  der  Verwaltung  und  Unter- 
haltung auch  das  Eigentum  an  den  Provinzialstraßen  den  engeren 
Verbänden  übertragen  ist  *).  Diese  Frage  ist  insofern  für  die  Ver- 
waltung belanglos  geworden,  als  sie  neuerdings  durch  besondere 
Klauseln  in  den  (abzuschließenden)  Verträgen  dem  Provinzialver- 
^ bande  das  dauernde  Benutzungsrecht  der  betr.  Provinzialstraßen- 

strecken für  durchgehende  gemeinnützige  Anlagen  aller  Art  sicher- 
stellt, sowie  auch  das  Recht  vorbehält,  durchgehende  gemeinnützige 
Anlagen  aller  Art  anderen  Verbänden  nach  dem  Ermessen  des 
Landeshauptmanns  zu  gestatten  ‘^).  Die  Verwaltung  hat  sich  hier- 
bei von  der  richtigen  Erkenntnis  leiten  lassen,  daß  die  wirtschaft- 
liche Bedeutung  des  in  der  Hand  der  Provinz  vereinigten,  zusammen- 
hängenden Wegenetzes  durch  die  Anlagen  von  durchgehenden  ge- 
meinnützigen Einrichtungen  — elektrische  Bahnen,  Wasser-  und 
Gasleitungen  u.  a.  — gegen  früher  erheblich  gewachsen  ist  3). 

3.  Die  Aufwendungen  für  Neu-  und  Umbauten.  Neubauten 
von  Provinzialstraßen  sind  seit  Beginn  der  Selbstverwaltung  nur  in 
sehr  beschränktem  Umfange  vorgenommen  worden.  Schon  vorher 
war  innerhalb  der  Provinz  der  staatliche  Chausseebaufonds  seit 
längerer  Zeit  zu  einem  „verhältnismäßig  geringeren  Teil“  für  Neu- 
bauten in  Anspruch  genommen. 

In  den  vom  Landtagskommissar  dem  Landtag  1875  mitgeteil- 
ten Berichten  der  Königl,  Regierungen  bemerkt: 

, 1.  Die  Königl.  Regierung  zu  Münster,  daß  in  dem  Regierungs- 

bezirk neue  Chausseebauten  für  unmittelbare  Rechnung  des 
Staates  in  den  letzten  30  Jahren  nicht  ausgeführt,  zurzeit 
auch  weder  Zusicherungen  für  Neubauten  gegeben,  noch 
i Anträge  auf  Neubauten  gestellt  seien ; 

2.  die  Königl.  Regierung  zu  Minden,  daß  in  dem  Regierungs- 
bezirke ein  Bedürfnis  zum  Bau  neuer  Provinzial-  (Staats)- 

* Straßen  überall  nicht  vorliege; 

3.  die  Königl.  Regierung  zu  Arnsberg,  daß  die  im  Bezirke  be- 
reits vorhandenen  und  zum  Ausbau  genehmigten,  beziehent- 


1)  Vgl.  Prot,  der  Landesdirektorenkonferenz  zu  Kassel  1907,  S.  53—55. 

2)  Verwaltungsbericht  190S,  S.  40  (Drucks.  1 zum  49.  Prov.-Landtagel, 

I Ausführungen  des  Landeshauptmanns  Dr.  Hammerschmidt 

I auf  der  Konferenz  zu  Kasse!,  Prot.  S.  54,  55. 
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lieh  bis  jetzt  in  Antrag  gebrachten  Chausseen,  soweit  es 
sich  um  Befriedigung  der  Interessen  des  größeren  allge- 
meinen Verkehrs  handele,  zurzeit  wenigstens  als  ausreichend 
zu  betrachten  seien  und  es  sich  für  die  Folge  nunmehr 
vorzugsweise  um  Befriedigung  lokaler  Bedürfnisse  handeln 
werde  ')• 

Der  Bericht  der  Arnsberger  Regierung  fügt  hinzu,  daß  der 
Ausbau  der  bereits  genehmigten  Straßen  in  ihrem  Bezirke  nach 
den  Vorschlägen  einen  Kostenbetrag  von  rund  20U000  M.  in  An- 
spruch nehmen  werde. 

Erheblicher  als  die  Kosten  für  Neubauten  waren  damals  schon 
die  ümbaukosten,  welche  nach  den  Mitteilungen  der  Regierungen 
sich  auf  die  Anschlagssumme  von  400  000  M.  beliefen.  Daß  seitdem 
dio  Aufwendungen  für  Neubauten  nicht  beträchtlich  gewesen  sein 
können,  ersieht  man  am  besten  daraus,  daß  die  Provinzialstraßen 
an  Länge  nur  um  33  km  zugenommen  habend). 

Soweit  die  ümbaukosten  sich  auf  Kleinpflasterung  beziehen, 
sind  sie  in  der  Tabelle  S.  129  Spalte  3 schon  verrechnet  worden. 

Zur  Klarstellung  der  Frage  nach  den  wirklichen  ordentlichen 
Kosten  des  Neu-  und  Umbaues  in  den  letzten  12  Jahren  sind  sie 
mit  den  übrigen  Kosten  in  der  Tabelle  S.  1 35  nochmals  dargestellt. 

An  außerordentlichen  Ausgaben  sind  von  1900  bis  1904  aus 
Anleihen  bestritten  worden 


für  Kleinpflaster 
Brücken 


1 440  000  M. 
236000  .. 


Die  Aufwendungen  für  Brücken  aus  Anleihen  zu  decken,  ist 
ministeriell  beanstandet  worden.  Die  erforderlichen  Beträge  müssen 
daher  wie  früher  aus  ordentlichen  Mitteln  aufgebracht  werden. 

4.  Die  Ausgaben  für  den  Kreis-,  Gemeinde-  und  Genossen- 
schaftswegebau. Während  das  Provinzialstraßennetz  bei  der  Über- 
nahme der  Wegebauverwaltung  seitens  der  provinzialständischen 
Organe  bereits  im  wesentlichen  ausgebaut  war,  lagen  die  Verhält- 
nisse der  Kreis-  und  Gemeindewege  noch  sehr  im  argen.  Wie 

1)  Ber.  des  VII.  Ausschusses  zur  Ausführung  des  Dot.-Ges.,  in  Drucks.  S 
zum  22.  Prov.-Landtag  1875,  S.  31. 

2)  Nach  den  Berechnungen  von  Dr.  Pbtebsilie:  «Die  Entwicklung  der 
preußischen  Chausseen  unter  der  Herrschaft  der  Selbstverwaltung“  in  der 
Zeitschr.  für  Transportwesen  und  Straßenbau,  Jahrgang  1907,  S.  313. 
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Die  ordentlichen  Ausgaben  für  Neu-  und  Umbau  von  Provinzialstrassen. 


Jahr 

Herstellung 

von 

Kleinpfiaster 

Mark 

Herstellung 

von 

Brücken 

Mark 

Verzinsung  und  Tilgung 
der  Anleihen 
zur  Herstellung  von 
Kleinpflaster  Brücken 

Mark  Mark 

Zusammen 

Mark 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

1S94 

84  034 

43  500 

— 

— 

127  534 

1S95 

76  035 

60  000 

— 

136  035 

1696 

47  226 

3 000 

— 

— 

50  226 

1897 

86  505 

3 000 

— 

— 

89  5o5 

1698 

118  009 

— 

— 

— 

118  009 

1899 

127  342 

— 

— 

— 

127  324 

1900 

115  054 

— 

S400 

(2  248)  ‘) 

123  454 
(+2  2481 

1901 

113  623 

— 

16  800 

(6  429) 

128  423 
(-f6  429) 

1902 

97  492 

— 

30  600 

7 000 

135  092 

1903 

138 833 

— 

43  400 

8 800 

191  033 

1904 

115  770 

— 

ÖO  005 

10  024 

175  799 

1905 

, 

— 

89  400 

10  753 

100  153 

1906 

— 

— 

123  000 

1 0 7 53 

133  753 

Petersilie  in  dem  oben  zitierten  Aufsatze  berechnet  hat,  waren 
im  Jahre  1876  in  Westfalen  überhaupt  an  Kreis-,  Gemeinde-  und 
Privatchausseen  2843  km  vorhanden,  während  ein  Vierteljahrhundert 
später  deren  5980  km,  also  mehr  als  Doppelte  vorhanden  waren. 
Derselbe  Autor  erkennt  gerade  aus  der  Art  und  Weise,  wie  die 
Provinzialverbände  die  Unterstützung  des  Kreis-  und  Gemeinde- 
wegebaues den  örtlichen  Verhältnissen  stets  angepaßt  und  daraus, 
in  welchem  Umfange  sie  von  dem  Rechte  der  Übertragung  der 
Provinzialstraßen  auf  engere  Kommunalverbände  Gebrauch  gemacht 
haben,  ein  wie  starkes  verwaltungstechnisches  Können  unserer 
Selbstverwaltung  innewohnt.  Daß  dieses  Urteil  auch  und  zwar  in 
hervorragendem  Maße  vom  westfälischen  Provinzialverbande  aus- 
gesagt werden  kann,  dürfte  aus  den  bisherigen  Erörterungen  schon 
hervorgegangen  sein  und  wird  aus  den  nachfolgenden  Ausführungen 
noch  weiter  zu  entnehmen  sein. 

Der  Landtag  erkannte  im  Jahre  1875  sofort  die  Beförderung 
des  Gemeindewegebaues  als  eine  der  wichtigsten  Aufgaben  der  Pro- 
vinzialvertretung an  und  etatierte  die  Bedarfssumme  zu  diesem 

1)  Die  Beträge  sind  nicht  im  Etat  der  Wegebauverwaltung,  sondern  nur 
im  Ilauptetat  pro  1900  und  1901,  Titel  12,  Pos.  21  und  22  nachgewiesen. 
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Zwecke  für  1876  auf  100000  M.  Mehr  konnte  er  nicht  bewilligen, 
weil  der  Chausseebaufonds  durch  die  von  der  Staatsregierung  be- 
reits eingegangenen  Verpflichtungen  und  Zusagen  „vorläufig“  noch 
für  andere  Zwecke  zu  sehr  belastet  war.  Die  etatsmäßigen  Fonds 
der  Königl.  Regierungen  der  Provinz  zur  Unterstützuug  des  Gemeinde- 
wegebaues beliefen  sich  vordem  auf  22  500  M.  Außer  diesen  den 
Königl.  Regierungen  zur  selbständigen  Verwendung  überwiesenen 
Fonds  wurden  vom  Handelsminister  zu  demselben  Zwecke  noch 
extraordinäre  Zuschüsse“  — durchschnittlich  25  000  M.  — be- 
willigt, so  daß  jährlich  ca.  50000  M.  für  den  fraglichen  Zweck  zur 
Verwendung  kamen.  Diese  Summe  war,  wie  die  Kgl.  Regierungen 
mitteilten,  „viel  zu  gering,  um  selbst  die  billigsten  Anforderungen 
der  Gemeinden  auch  nur  annähernd  berücksichtigen  zu  können“  i). 

Der  Provinziallandtag  sorgte  dafür,  daß  von  jetzt  an  der 
Gemeindewegebau  kräftiger  als  bisher  gefördert  wurde.  Die  Grund- 
sätze, die  er  dabei  befolgte,  sind  in  den  Reglements  und  Nach- 
trägen dazu  vom  10.  Dezember  1875,  20.  November  1877,  14.  April 
1880,  17.  August  1880,  13.  März  1889  und  13.  April  1889  nieder- 
gelegt. 

Maßgebend  für  die  Gegenwart  ist  das  letztgenannte.  Nach 
dessen  § 10  kann  die  Gewährung  von  Geldmitteln  seitens  der 
Prnvinzialverwaltung  für  den  Kreis-,  Gemeinde-  und  Genossen- 
schaftswegebau erfolgen : 

a)  durch  Gewährung  von  Unterstützungen  zur  Erhaltung  von 
Gemeindewegen ; 

b)  durch  Gewährung  von  Beihilfen  zum  Neu-  und  Umbau 
von  Gemeinde-  und  Kreis-Wegen  und  Brücken; 

c)  durch  Gewährung  von  Prämien  für  den  Neubau  solcher 
Straßen,  die  in  technischer  Hinsicht  etwa  den  Provinzial- 
straßen entsprechen.  Die  Prämien  sollen  in  der  Regel  nicht 
über  ein  Drittel  der  Gesamtkosten  des  Weges  bemessen 
werden  (§  22). 

Bedingung  für  alle  drei  Arten  von  Bewilligung  ist,  daß  in  aus- 
•eichender  Begründung  die  Bedeutung  des  Weges  an  sich  und  in 
jezug  auf  den  allgemeinen  Verkehr,  die  Leistungsfähigkeit  der  be- 
reffenden  Gemeinde,  die  von  ihr  für  Wegebau  bereits  gemachten 
\.ufwendungen,  die  Art  des  Verkehrs,  die  in  Betracht  kommenden 


1)  Verh.  des  22.  Landtages  1875.  Drucks.  VI  S.  32. 
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Örtlichen  Verhältnisse,  die  Art  und  Weise  der  beabsichtigten  Aus- 
führung zu  erläutern  und  nach  Maßgabe  der  besonderen  Bestim- 
mungen des  Reglements  näher  darzulegen  sind  (§  11).  Für  dieselbe 
Wegestrecke  wird  nur  einmal  ein  Beitrag  gezahlt  (§  14). 

Im  wesentlichen  haben  diese  Grundsätze  von  Anfang  an  Gel- 
tung gehabt.  Neu  sind,  von  technischen  Einzelheiten  abgesehen, 
in  diesem  Reglement  gegenüber  den  früheren  nur  die  unter  a)  ge- 
nannten Unterstützung  zur  Unterhaltung  von  Gemeindewegen,  so 
daß  bis  dahin  nur  Beihilfen  und  Prämien  bewilligt  wurden.  Die 
tatsächlich  von  der  Provinz  zugunsten  des  Kreis-  und  Gemeinde- 
baues gemachten  Aufwendungen  sind  aus  folgender  Tabelle  zu 
ersehen: 


Die  Istausgabeii  für  den  Kreis-,  Gemeinde-  und  Genossensehaftswegeban. 


1 

2 

3 

! 4 

5 

Jahr 

Beihilfen 

Mark 

Neubau-Prämien 

Mark 

Unterstützungen 

!Mark 

Zusammen 

Mark 

IS76 

106  303 

312  965 

_ 

419  268 

1877 

190  6.35 

114  735 

— 

305  370 

1878 

147  674 

81  .504 

— 

229  178 

1879 

48  380 

359  561 



407  941 

1880 

235  809 

212  074 



447  883 

1881 

63  497 

710  745 

— - 

774  242 

1882 

196  677 

77  133 

— 

273  810 

1883 

74  340 

144  129 

— 

218  469 

1884 

168  903 

93  S52 



262  755 

1885 

154  923 

182  367 

337  290 

1886 

148  758 

9 169 

157  927 

1887 

200  0S7 

130  635 

— 

330  722 

1888 

76  592 

262  014 

— 

338  606 

1889 

177  839 

127  260 

. — 

305  099 

1890 

145  890 

163  236 

— 

309  126 

1891 

299  211 

154  179 

' — 

453  390 

1892 

275  763 

210  895 

— 

486  658 

1893 

' 199  926 

212  363 

13  064 

425  353 

180; 

215  894  ! 

140  013 

21  348 

377  255 

1895 

195  350 

95  489 

9 413 

300  252 

1890 

257  118 

118  820 

12  769 

388  707 

1897 

277  117 

127  193 

16  724 

421  034 

1898 

237  641 

137  328 

26  853 

401  822 

1899 

279  117 

133  969 

25  055 

438  141 

1900 

696  375 

64  197 

9 402 

749  974 

1901 

70S  224 

125  944 

68  913 

803  081 

1902 

643 137 

70  352 

40  921 

754  410 

1903 

538  363 

62  561 

22  580 

623  504 

1904 

735  993 

18  704 

41  607 

796  304 

1905 

761  042 

26  324 

45  558 

832  924 

1906 

414  294 

92  693 

44  638 

551  625 
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Im  ganzen  sind  in  den  31  Jahren  von  1876—1906  für  den 
Kreis-  und  Gemeindewegebau  (der  Genossenschaftswegebau  ist  nicht 
von  nennenswerter  Bedeutung)  13922120  M,  seitens  des  Provinzial- 
verbandes aufgewendet  worden.  Das  macht  pro  Jahr  im  Durch- 
schnitt rnnd  449  000  M.  Daß  dieser  Durclischnittssatz  höher  ist  ^ 

als  der  durchschnittliche  ordentliche  Etatshetrag,  liegt  darin  be-  1 

gründet,  daß  seit  1900  auch  außerordentliche  Ausgaben  für  den  ( 

Kreis-  und  Gemeindewegebau  im  Betrage  von  3 Mül.  M.  gemacht  * 

wurden,  von  denen  Teilbeträge  in  den  Jahressummen  enthalten  sind. 

Ferner  ergibt  sich  aus  einem  Vergleich  der  wirklichen  Ausgaben 
mit  den  etatsmäßigen,  daß  die  Verwaltung  sich  nicht  genau  an  den 
jedesmaligen  Etat  gehalten  hat.  Dieses  Verfahren  ist  jedoch  wohl 
begründet,  wie  aus  dem  Verwaltuugsbericht  von  1882  hervorgeht  i). 

Dieser  betont  eingangs,  daß  infolge  der  aus  Provinzialmitteln  be- 
willigten Beihilfen  und  Prämien  der  Bau  befestigter  und  anderer 
Gemeindewege  sowie  der  Neubau  von  Chausseen  einen  erfreulichen 
Aufschwung  genommen  habe  und  fährt  dann  fort:  „Viele  Gemeinden, 
ja  ganze  Kreise,  in  denen  der  Wegebau  bis  dahin  vernachlässigt 
war,  haben  die  ihnen  in  Aussicht  stehenden  Provinzialbeihilfen  in  R 

Anspruch  genommen  und  seitdem  auch  aus  eigenen  Mitteln  sehr 
erhebliche  Beträge  auf  den  Wegebau  verwendet.  Dieser  Tatsache 
gegenüber  konnten  und  durften  wie  uns  bei  der  Bewilligung  von 
Beihilfen,  insbesondere  aber  bei  der  Zusage  von  Chaussee-Neubau- 
Prämien  nicht  genau  innerhalb  der  nach  dem  jedesmaligen  Etat 
zur  Verfügung  stehenden  Geldmittel  bewegen,  zumal  die  Neubau- 
prämien immer  nur  zum  bei  weitem  geringsten  Teile  in  dem  Jahre 
zur  Abhebung  kommen,  in  welchem  die  Bewilligung  erfolgt.  Im 
anderen  Falle  würde  der  Wegebau  unzweifelhaft  wieder  ins  Stocken 
geraten  und  damit  das  Interesse  der  Provinz  auf  das  bedenklichhte  i 

geschädigt  sein.“ 

Der  Erfolg  der  Kommunalwegebaupolitik  des  Provinzial-  1 

Verbandes  erhellt  am  besten  aus  nachstehenden  Bestandsaufnahmen  I 

der  westfälischen  Chausseen  2).  , 

1)  Verh.  des  2(i.  Landtages  1882,  S.  28. 

2)  Nach  Petebsilie  a.  a.  0.  S.  271.  Es  muß  an  dieser  Stelle  auf  die 
Difl'erenz  zwischen  den  Aufstellungen  Petersilies  und  den  Angaben  der  Ver- 
waltungsberichte in  Hinsicht  auf  die  Provinzialstraßen  hingewießen  werden.  Sie 
beträgt  bei  Petebsilie  für  1876  (-j-)  24,625  km,  1891  (-}-)  17,20  km,  1895  (4-)  7,80 
km,  1900  (-j-)  15,28  km. 
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Es  waren  vorhanden  in  km: 


1.  Januar 

l.  April 
IS9I 

l.  April 
IS95 

1.  April 
1900 

Kreischausseen 

1415 

2504 

2497 

317S 

Guts-  und  Gemeindechausseen  . . • 

1358 

1983 

2515 

2714 

Aktien-  und  sonstige  rrivatchausseen 

70 

75 

83 

8b 

Provinziiilcbausseen  ..•••* 

2455 

2483 

24S4 

24Sb 

Insgesamt; 

529b 

0845 

7579 

S40S 

Demnach  beträgt  die  Zunahme  der  Chausseen  in  Westfalen  auf 
die  einzelnen  Jahresgruppen  verteilt  in  km: 


von  1870 
bis  1891 

1 

von  1891 
bis  1895 

von  1895  ! 

i bis  1900  ' 

1 1 

von  IS76 

! bis  1900 

1 

ProvinzialchuuBseen 

28 

1 

4 i 

33 

Kreischausseen 

889 

193 

681 

1 (63 

Guts-  und  Gemeindechausseen . . . 

625 

532 

199 

1356 

Aktien-  und  sonstige  Privatchausseen 

5 

‘ 8 

' 5 

1 

Insgesamt : 

1547 

734 

889 

! 3170 

Trotz  dieser  erfreulichen  Zunahme  der  Kommunalchausseen 
konnte  der  41.  Prov.- Landtag  1900  sich  der  Einsicht  nicht  ver- 
schließen, daß  im  Hinblick  auf  die  steigende  Bedeutung  der 
Chausseen  als  Zufuhr-  und  Verbindungsstraßen  der  großen  Städte 
mit  dem  platten  Lande  und  der  Gemeindewege  für  Industrie  und 
Landwirtschaft  die  bisher  aufgewendeten  Mittel  für  den  Gemeinde- 
und  Kreiswegebau  nicht  genügt  hätten.  Dies  ging  klar  hervor  aus 
einem  Vergleich  der  von  den  Kommunalverbänden  beantragten  mit 
den  darauf  bewilligten  Summen  ^).  Es  wurden 


; 

bewilligt 

beantragt 

im  Jahre 

Mark 

Mark 

1887 

, 512  910 

877  747 

1888 

' 384  270 

610  990 

1889 

367  925 

895  685 

1890 

386  757 

877  689 

1891 

342  626 

1 017  753 

1892 

409  440 

910  320 

1893 

424  663 

1 089  441 

1894 

408  891 

1 119  259 

1895 

419  996 

994  795 

1896  i 

444  436 

985  166 

1897 

442  764 

1 157  154 

1898  i 

428  339  : 

1 250  055 

1899 

■109  201 

1 4SI  908 

1)  Drucks.  3 zum  41.  Prov.- Landtage,  1900,  Anl.  I. 


r 
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Nach  den  im  Jahre  1S9S  gemachten  Erhebungen  bestand  in 
den  Kreis-  und  Gemeinde -Vertretungen  der  Wunsch,  in  den  näch- 
sten Jahren  für  etwa  22^ji  Mill.  M.  Kreis-  und  Gemeindestraßen  zu 
bauen.  Eine  Prüfung  der  Xachweisungen  ergab  die  Berechtigung 
dieses  Wunsches.  Diesem  konnte  aber  nur  durch  außerordentliche 
Geldmittel  Rechnung  getragen  werden.  Da  bisher  die  Höhe  der 
gewährten  Beträge  in  der  Regel  auf  ein  Viertel  der  betr.  Kosten- 
anschlagsumme bemessen  worden  war,  so  ergab  sich,  daß  unter 
Beibehaltung  dieser  Bemessungsgrundlage  für  die  nächsten  Jahre 
22>/2 

— ^ Jlill.  = 5 625  0Ü0  M.  provinzseitig  zur  Verfügung  zu  stellen 


waren.  ; 

Mit  Rücksicht  darauf,  daß  die  Zinsen  und  Tilgungsbeträge  für 
eine  so  hohe  Summe  das  Ordinarium  des  Haushaltsplanes  für  lange 
Zeit  zu  sehr  belastet  hätte,  wurde  beschlossen,  vorerst  nur  3 Mill. 
anzuleihen.  Von  diesen  waren  am  1.  April  1908  ca.  260  000  M. 
abgehoben.  Daß  der  Provinzialverband  auch  eine  gewisse  Kontrolle 
ausübt,  ob  die  mit  Provinzialbeihilfen  ausgebauten  Kreis-  und 
Gemeinde  Wege  gemäß  § 13  des  Reglements  betr.  die  Wegebau-  « 

Verwaltung,  sowie  den  entsprechenden  Beschlüssen  der  betr.  Kommunal- 
verbände vorschriftsmäßig  und  gut  unterhalten  werden,  liegt  jeden- 
falls sehr  im  Interesse  des  Verkehrs.  Die  Besichtigung  und 
Berichterstattung  hierüber  obliegt  (seit  1898)  den  Landesbau- 
inspektionen *). 

Es  dürfte  keinem  Zweifel  unterworfen  sein,  daß  es  den  klei- 
neren Verbänden  oft  schwerer  wird,  die  Straßen  in  einem  brauch- 
baren Zustande  zu  erhalten,  als  dem  Provinzial  verbände,  dem  ein 
gut  geschultes  Verwaltungspersonal  und  sonstige  bessere  Mittel  zur 
Verfügung  stehen.  Es  war  deshalb  vom  34.  Provinzial- Landtage  ^ 

(Sitzung  vom  7.  Februar  1893)  beschlossen  worden,  den  Landes-  I 

hauptmann  zu  ermächtigen,  auf  ergehenden  Antrag  wegen  Ver-  j 

waltung  und  Unterstützung  der  Kommunalchausseen  durch  die 
Provinzialverwaltung  gegen  angemessene  Entschädigung  in  Ver- 
handlung zu  treten.  Dieser  Beschluß  hätte  wahrscheinlich  gute 
Ergebnisse  zur  Folge  gehabt,  wenn  die  betr.  Kommunal  verbände 
darauf  eingegangen  wären.  Zwar  wurden  von  verschiedenen  Ver- 


bänden Anträge  gestellt,  aber  diese  waren  fast  sämtlich  für  den 
Provinzialverband  unannehmbar,  so  daß  der  Beschluß  eine  prak- 
tische Bedeutung  nicht  erlangen  konnte ‘j. 


Zusammeustellung'  der  Istausgabeu  für  Wegezwecke. 


Jahr 

I. 

liesanit- 

Ist- 

ausgaben 

M. 

II. 

Persünliche 
und  Verwaltuügs- 
kosten 

III. 

Sachliciie  Unter- 
haltung der  Pro- 
vinzialstraßen 

IV. 

Kreis- 

und  Gemeinde- 
wegebau 

V. 

iQägemeia,  Neubaat. 
Arbeiterversicherung 
u.  sonstige  Ausgaben 

über- 

haupt 

M. 

®/o  der 
Gesamt- 
Tstaus- 
gaben 

über- 

haupt 

M. 

®/o  der 
Gesamt- 
IstauB- 
gaben 

über- 

haupt 

M. 

®/o  der 
Geßamt- 
Ibtaus- 
gaben 

über- 

haupt 

M. 

der 

Gesamt- 

Istaus- 

gaben 

1 

2 

3 

4 

5 

0 

m 

i 

8 

9 

10 

1888 

3 037  032 

351  960 

11,5 

1 991  699 

65,6 

338  606 

11,3 

354  i 6 1 

11.6 

1889 

3 058  059 

351  960 

11,5 

2 072  391 

67,76 

305  099 

9,97 

329  209 

10,77 

1890 

2 697  923 

353  400 

13,1 

1 847  240 

68,4 

309  126 

11,5 

188  157 

i 

1891 

3 029  885 

353  400 

11,0 

l 936  903 

64 

453  390 

15 

286  1 92 

9,4 

1892 

2 970  048 

377  540 

12,7 

2 032  102 

68,3 

486  658 

16 

80  348 

2,7 

1893 

2 760  109 

305  000 

13,2 

1 921  106 

70 

425  353 

15,3 

54  650 

1,5 

1894 

2 795  831 

382  000 

13,7 

l 805  589 

67 

477  255 

17 

70  987 

2,3 

1895 

2 794  565 

374  000 

13,4 

l 873  028 

67 

300  252 

10,7 

247  285 

8,9 

189H 

2 768  537 

364  000 

13,1 

1 864  883 

67,3 

388  707 

14 

150  947 

5.6 

1897 

2 779  808 

375  000 

13,5 

1 850  647 

66,5 

421  034 

15,5 

133  127 

4,5 

1898 

2 785  507 

373  000 

13,4 

1 785  527 

64 

401  822 

14,42 

225  218 

8,18 

1899 

2 878  800 

374  000 

13 

l 839  100 

04 

438  141 

15,2 

227  505 

7,8 

1900 

3 249  550 

417  125 

12,83 

1 762  603 

54,2 

749  974 

23 

319  848 

9,97 

1901 

3 580  076 

419  625 

11, T 

1 786  728 

50 

803  081 

22,43 

570  642 

15,87 

1902 

3 443  933 

431  950 

12,5 

1 810  876 

52,6 

754410 

21.9 

446  697 

13 

1903 

3 427  500 

436  350 

12,73 

; 889  081 

55,1 

623  504 

18.2 

478  571 

13,97 

1904 

3 650  178 

424  550 

11,6 

1 954  038 

53,44 

796  304 

21,8 

481  2S6 

13,16 

1905 

3 486  040 

426  660 

12,23 

l 896  228 

54,4 

832  924 

24 

330  344 

9,37 

1906 

3 151  001 

419  297 

13,3 

I 950  587 

01.9 

551  625 

17,5 

229  552 

7,3 

Die  bisher  erörterte  Wegebaupolitik  des  Provinzialverbandes 
kommt  zahlenmäßig  zum  Ausdruck  in  der  folgenden  Tabelle,  in 
welcher  zum  Vergleich  die  Istausgaben  für  Wegezwecke  in  den 
letzten  zwei  Dezennien  nach  den  einzelnen  Hauptausgabezwecken 
getrennt  zusammengestellt  sind.  Es  ergibt  sich  daraus,  daß  die 
Ausgaben  für  Verwaltung  und  Besoldungen  prozentual  im  Ver- 
hältnis zur  Gesamtausgabe  im  ganzen  nur  eine  geringe  Steigerung 
aufweisen.  Zurückgegangen  sind  verhältnismäßig  die  sachlichen 
Unterhaltungskosten  der  Provinzialstraßen,  während  die  Ausgaben 
für  den  Kreis-  und  Gemeindewegebau  besonders  in  den  letzten 


1)  Drucks.  1 zum  39.  Prov.-Landtage  1898,  S.  48. 


1)  Vgl.  Verwaltungsbericht  zum  36.  Prov.-Langtage,  Drucks.  1 S.  431'. 
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6 Jahren  nicht  unerheblich,  entsprechend  den  Intentionen  des  Land- 
tages gestiegen  sind.  Die  rechnungsmäßigen  Gesamtausgaben  (ein- 
schließlich verbliebener  Bestände  und  Reste)  sind  in  folgender 
Tabelle  dargestellt  und  in  Prozenten  der  Gesamtausgaben  des  Pro- 
vinzialverbandes und  pro  Kopf  der  Bevölkerung  in  einzelnen  Jahren 
berechnet,  wobei  bemerkt  wird,  daß  für  1870  und  1886  die  Etats 
zugrunde  gelegt  sind. 


Die  reehmmgrsrailssigeu  Gesamtausgaben  der  AVegebauverwaltuug. 


Jahr  1 

Ist-  ' 

1 

ausgaben 

M 

Ver- 
bliebene 
Bestände 
und  Eest- 
ausgaben 

M. 

Davon  verwendet: 

1 

Die  reclinungsmäßigen  Gesamt- 
ausgaben für  Wegezweckc  be- 
tragen demnach: 

1 für 

W ege- 
zwecke 

M. 

‘ lür 

andere 
, Zwecke 

M.  i 

überhaupt 

M. 

°yoder  Ge- 
samtaus- 
gabe des 
Provinzial- 
verbandes 

pro  Kopf 
der  Be- 
völkerung 

M. 

1 : 

2 i 

3 

4 

5 

6 j 

7 

8 

i 

IS76 

2 556  1 72  I 

I 

- — 

1 

2 556  172 

60 

1,32 

ISS6 

2 911  530  [ 

— 

— 

2 911  530 

60,3 

1,32 

1887 

2 966  269  1 

646  329  i 

317  110 

329  219 

3 283  379 

i 

— 

ISS^ 

3 037  032 

254  438 

. — 

254  438 

3 037  032 

— 

— 

ISi'O  ! 

, 3 058  659 

329  219 

— - 

329  219 

3 05S  659 

— 

— 

1690 

i 2 697  923 

450  079 

— 

450  079 

2 697  923 

— 

i,n 

1S91 

1 3 029  885 

287  747  i 

— 

287  747 

3 029  8 85  i 

45,2 

— 

1892 

: 2 976  64S 

211  084 

211084 

— 

3 1 88  532 

— 

— 

1895 

1 2 766  109 

315  257 

222  664  ' 

92  693 

2 988  773 

— 

— 

1891 

j 2 795  83 1 

369  026 

j 204  218 

164  808 

2 800  049 

— 

— 

1S95 

2 794  565 

422  1S8 

1 335  492 

86  695 

3 130  057 

— 

1,16 

1890 

2 76S  537  1 

1 421  684 

; 336  174 

85  510 

3 105  711 

31,2 

I 

1897 

2 779  808  1 

407  171 

370  255 

36  910 

3 150  063 

— 

1 — 

iS9S 

2 785  567  i 

409  239 

330  381 

78  858 

3 115  948 

— 

— 

1S99 

2 S78  806 

78  458 

— 

78  458 

1 2 878  806 

— 

— 

1900 

3 249  550 

20  000 

— 

20  000 

! 3 249  550 

— 

1 ,02 

1901 

3 dSO  076  i 

3 500  ' 

— 

3 500 

3 580  076 

23 

— 

19U2 

3 443  933 

90  024 

— 

90  024 

3 443  933  , 

— 

— 

1903 

3 427  506 

177  816 

93816 

84  000 

3 521  322' 

— 

— 

1904 

1 3 656  178 

124  655 

124  655 

— 

3 780  833 

— 

— 

1905 

: 3 486  046 

85  207 

85  207 

— 

3 571  253 

18,3 

0,9 

1906 

13  151  061 

582  491 

582  491 

— 

3 733  552 

— 

— 

2.  Sonstige  Verkehrseinrichtungen. 

Abgesehen  von  den  Eisenbahnen  (Klein-  und  Nebenbahnen) 
die  an  andrer  Stelle  dieser  Arbeit  behandelt  sind,  kommen  hier  die 
heißumstrittenen  Kanalprobleme  in  Betracht,  die  in  dem  Gesetze 
vom  9.  Juli  1886  und  vom  1.  April  1905  ihr  Lösung  gefunden  haben. 
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Der  Provinzialverband  Westfalen  hat  in  dem  jahrelangen 
Kampfe  um  die  Kanalprojekte  es  nicht  an  üpferwilligkeit  fehlen 
lassen  V*  Außer  weitgehenden  Garantien  — die  letzte,  welche  sieh 
aus  § 2 des  Gesetzes  vom  1.  April  1905  ergab,  beträgt  2118000  M. 
— hat  er  an  Grunderwerbskosten  für  den  Dortmund  - Ems  - Kanal 
die  Summe  von  1 Mül.  M.  aufgebracht. 

J.  Förderimg  der  Landwirtschaft, 
a.  Unterstützung  landwirtschaftlicher  Lehranstalten. 

Die  Unterstützung  niederer  landwirtschaftlicher  Lehranstalten 
obliegt  dem  Provinzialverbande  gemäß  dem  Dotationsgesetze  vom 
8.  Juli  1875  (§  14).  Beim  Erlaß  des  Gesetzes  bestanden  in  West- 
falen drei  theoretisch-praktische  Ackerbauschulen,  in  Eiesenrodt 
(seit  1845),  in  Herford  (seit  1868),  zu  deren  Gunsten  die  1852  ge- 
gründete Ackerbauschule  Botzlar  eingegangen  war,  und  in  Lüding- 
hausen (seit  1869)  '^).  Letztere  beiden  wurden  1875  zugleich  auch 
Landwirtsehaftsschulen  mit  der  Berechtigung  zur  Ausstellung  von 
Zeugnissen  für  den  einjährig-freiwilligen  Militärdienst,  während 
gleichzeitig  noch  die  theoretisch-praktische  Ackerbauschule  der  von 
Mellinschen  Stiftung  in  Füchten  hinzutrat.  So  waren  also  bei  Be- 
ginn der  provinziellen  Selbstverwaltung  zwei  Landwirtschaftsschulen, 
zwei  mit  diesen  verbundene  theoretisch-praktische  Ackerbauschulen 
vorhanden.  Außer  diesen  bestand  in  Siegen  (seit  1 853)  die  Wiesen- 
bauschule zur  Heranbildung  von  Meliorationstechnikern. 

Mit  diesen  Schulen  war  für  die  größeren  Gutsbesitzer  hin- 
reichend gesorgt,  nicht  aber  lür  die  große  Masse  des  mittleren 
Bauernstandes,  da  einerseits  dieser  seinen  Söhnen  den  Besuch  der 
Landwirtsschaftschule  aus  finanziellen  Gründen  nicht  ermöglichen 
konnte  und  andrerseits  die  Ackerbauschulen  nicht  hinreichend  lei- 
stungsfähig waren.  Zwar  suchte  man  durch  Wandervorträge  dem 
Bedürfnis  nach  besserer  Fachbildung  entgegenzukommen.  Jedoch 
wurde  dadurch  dieses  Bedürfnis  eher  gesteigert  als  befriedigt.  Da 

1)  Vergl.  die  Beschlüsse  (meist  einstimmig  oder  doch  mit  großer  Mehr- 
heit gefaßt)  der  Landtage  von  188",  1894,  1895,  1897,  1898,  1899,  1900,  1901, 
1902  und  1906.  Siehe  auch  Sympher,  der  Rhein.- Weser-Elbe-Kanal,  1905. 

2)  Vergl.  Haselhoff  und  Breme,  die  Entwicklung  der  Landeskultur  in 
der  Provinz  Westfalen,  Münster  1900,  S.  139 — 146. 
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auch  die  ländlichen  Fortbildungsschulen  gerade  in  fachwissenschaft- 
licher  Beziehung  versagten,  sah  man  sich  in  fast  allen  landwirt- 
schaftlichen Vereinen  veranlaßt,  die  Gründung  von  Winterschulen 
in  die  Wege  zu  leiten.  Im  Jahre  1880  wurden  die  ersten  Winter- 
schulen  in  Elspe  und  Fretter  gegründet.  Es  folgten  dann  in 
rascher  lolge  fast  in  jedem  Jahre  Neugründungen  und  in  der  kur- 
zen Spanne  Zeit  von  1880—1898  wurden  im  ganzen  17  Schulen 
ins  Leben  gerufen. 

Gegenwärtig  bestehen  in  Westfalen  mit  Einschluß  einer  jüngst 
gegründeten  und  abzüglich  einer  eingegangenen  19  landwirt- 
schaftliche Winterschulen.  Die  Träger  dieser  Schulen  sind  meistens 
Kreisverbände,  in  einigen  Fällen  Amtsgemeinden  und  in  einem 
Falle  ist  der  Träger  ein  Privatmann.  Die  Schulen  werden  von 
Kreisen,  Gemeinden,  landwirtschaftlichen  Vereinen,  der  Landwirt- 
Schaftskammer  und  von  der  Provinz  unterstützt. 

Die  beiden  letzteren  führen  gemeinsam  die  Oberaufsicht  unbe- 
schadet des  staatlichen  Aufsichtsrechts  durch  die  sog.  Schulkom- 
mission nach  dem  Statut  für  die  landwirtschaftlichen  Winterschulen 
in  der  Provinz  Westfalen  vom  Jahre  1902  i). 

Die  Schulkommission  besteht  aus  drei  Vertretern  des  Provin- 
zialverbandes, nämlich  zwei  vom  Provinzialausschuß  gewählten  und 
dem  Landeshauptmann  und  zwei  Vertretern  der  Landwirtschafts- 
kammer. Sie  stellt  den  Normallehrplan  auf  und  ist  berechtigt, 
jederzeit  sich  an  den  Verhandlungen  der  örtlichen  Schulkuratorien 
zu  beteiligen  und  von  den  Schuleinrichtungen  und  dem  Unterricht 
Kenntnis  zu  nehmen.  Die  Kuratorien  haben  ihr  alljährlich  Bericht 
zu  erstatten,  den  Haushaltsplan  und  die  Eechnungsabschlüsse 
einzureichen.  Ferner  obliegt  der  Kommission  die  Verteilung  der 
Beihilfen  für  die  Schulen  und  ihre  gleichzeitig  als  Wanderlehrer 
tätigen  Fachlehrer.  Sie  hat  sich  gutachtlich  zu  äußern  über  ge- 
plante Neugründungen  oder  örtliche  Verlegungen  von  Schulen.  Die 
Genehmigung  hierzu  steht  dem  Provinzialausschuß  und  der  Land- 
wirtschaftskammer zu.  Den  beiden  letzteren  hat  die  Kommission 
jährlich  Bericht  zu  erstatten.  Als  Äquivalent  für  ein  so  weit- 
reichendes Aufsichtsrecht  bieten  die  Landwirtschaftskammer  und 
der  Provinzialverband  den  Schulen  finanzielle  Unterstützung,  die 

1)  Drucks.  5,  Aal.  B.  zum  43.  Prov.-Landtage  1902. 
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aus  einem  gemeinschaftlichen  Fonds  bestritten  wird.  Die  jährlichen 
Zuwendungen  für  diesen  betragen  seitens  der  ersteren  300,  seitens 
des  letzteren  1500  M.  für  jede  Schule. 

An  ordentlichen  Beihilfen  aus  dem  Fonds  erhält  jede  Schule, 
die  sich  den  Bestimmungen  des  Statuts  unterworfen  hat  — es 
waren  dies  im  Jahre  1906  16  Anstalten  — jährlich  1500  M. 
Aus  den  Überschüssen  können  den  Schulen  nach  Ermessen  der 
Schulkommission  mit  Berücksichtigung  ihrer  Bedürftigkeit  außer- 
ordentliche Zuwendungen  gemacht  werden.  Die  Kosten,  welche 
durch  die  Tätigkeit  der  Kommission  den  Vertretern  der  Landwirt- 
schaftskammer entstehen,  trägt  diese  selbst,  während  der  Provinzial- 
verband die  Kosten  für  seine  Vertreter,  sowie  diejenigen  der  durch  ihn 
zu  führenden  sachlichen  Verwaltung  übernimmt.  Die  übrigen  Kosten, 
besonders  soweit  sie  sich  aus  der  Zuziehung  der  land  wirtschaftlich - 
schultechnisch  ausgebildeten  Persönlichkeiten,  Winterschuldirektoren 
usw.  ergeben,  werden  aus  dem  gemeinschaftlichen  Fonds  bestritten. 

In  bezug  auf  die  Weiterentwickelung  oder  Abänderung  dieser 
Organisation,  soweit  namentlich  die  Bewilligung  von  Staatszuschüssen, 
Errichtung  einer  größeren  Zahl  neuer  Anstalten,  intensiver  Beauf- 
sichtigung der  Schulen  hinsichtlich  der  sachgemäßen  Durchführung 
des  Normallehrplans  und  der  Betätigung  der  Fachlehrer  als 
Wanderlehrer,  bessere  Regelung  der  Anstellungs-,  Besoldungs-  und 
Pensionsverhältnisse  der  Fachlehrer,  Normalbesoldungsplan,  stärkere 
Beteiligung  des  Provinzialverbandes  an  den  Gründungs-  und  Unter- 
haltungskosten usw.  in  Frage  kommen,  sind  die  Verhandlungen 
noch  nicht  abgeschlossen  i)- 

Die  Pensions-  und  Reliktenverhältnisse  der  im  Hauptamte  an- 
gestellten  Lehrer  betrachtet  der  Provinzialausschuß  wohl  mit  Recht 
als  geordnet,  da  diese  festangestellten  Lehrer  in  die  Westfälische 
Pensions-  und  Witwenkasse  eingekauft  sind. 

Die  Organisation  der  landwirtschaftlichen  Winterschulen  West- 
falens war  vor  1902  (Statut  vom  23.  April  1889)  anders  gestaltet. 
Die  Kommission  bestand  aus  drei  Mitgliedern,  nämlich  1.  dem 
Direktor  des  Landwirtschaftlichen  Provinzial  Vereins  für  Westfalen 
und  Lippe,  2.  dem  Direktor  des  Westfälischen  Bauernvereins, 
3.  einem  Mitgliede  des  Provinzialausschusses.  Der  Einfluß  des 

1)  Vgl.  Drucks.  11  zum  49.  Prov.-Landtage,  1908. 
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Provinzialverbandes  auf  die  Winterschulen  war  demnach  viel  ge- 
ringer als  jetzt.  Dementsprechend  waren  auch  die  finanziellen  Lei- 
stungen der  Provinz  geringer:  sie  betrugen  jährlich  900  M.  für 
jede  Schule.  Gehen  wir  noch  weiter  zurück,  so  finden  wir,  daß  vor 
1889  überhaupt  noch  keine  einheitliche  Organisation  für  die  west- 
falischen Winterschulen  bestand  und  daß  der  Provinziallandtag 
nicht  jährliche,  sondern  höchstens  einmalige  kleinere  Beträge  be- 
sonders zu  den  Gründungskosten  bewilligte,  während  für  Wander- 
vorträge seit  1886  jährliche  Bewilligungen  stattgefunden  haben. 
Die  jährlichen  etatsmäßigen  Ausgaben  für  landwirtschaftliche  Lehr- 
anstalten haben  sich  folgendermaßen  entwickelt: 


Jährliche  /nschiisse  für  landwirtschaftliche  Lehranstalten. 


Jahr 

} 

Wiesen- 

bauschule 

Mark 

Landwirt- 
schaft 8- 
schulen 

Mark 

Ackerbau- 

schulen 

Mark 

Winter- 

sohulen 

und 

Wander- 

vorträge 

Mark 

Zuschüsse  f . die 
Beiträge  der 
Winterschul- 
fachlehrer zu  den 
Pensions-  und 
Reliktenkassen 

Mark 

Zusammen 
(Sp.  2—6) 

Mark 

L876 — 77 

450 

9 000  1 

3 900 

1 13  350 

1878—83 

450 

9 000  ! 

3 600 

,1 

13  150 

1884—86 

1 700 

9 000 

4 200 

3 OOO 

17  900 

1887-88 

2 250 

9 000 

4 200 

3 000 

— 

18  450 

1889—92 

2 250 

9 000 

4 200 

9 500 



24  950 

1893—94 

2 250 

9 000 

4 200 

12  000 



27  450 

1895—97 

' 2 250 

15  000 

4 200 

15  000 



33  450 

1898—99 

4 000 

15  000 

— 

15  000 

32  250 

1900—01 

4 000 

19  000 

— 

15  000 

38  000 

902—03 

5 000 

19  000 

— 

25  500 

— 

49  500 

1904—05 

5 000 

19  000 

— 

25  500 

2 200 

51  700 

1906 

5 000 

19  000 

— 

24  000®)  1 

2 500 

50  500 

Die  Tabelle  läßt  erkennen,  daß  die  Bewilligungsfreudigkeit  des 
Landtages  für  die  landwirtschaftlichen  Lehranstalten  nicht  unbe- 
:rächtlich  gewachsen  ist.  Die  Zuschüsse  für  die  Wiesenbauschule 
getragen  ein  Viertel  ihrer  jährlichen  Gesamtkosten.  Was  den  Be- 
mch  und  die  Wirksamkeit  der  Winterschulen  betrifft,  so  lauten 


1)  Die  Zahlen  beziehen  sich  nur  auf  die  Schule  zu  Riesenrodt,  welche 
lach  Brügge  verlegt  und  seit  1897  nur  noch  Winterschule  ist. 

2)  Von  1897  bis  1903  sind  die  entsprechenden  Beträge,  die  von  647  auf 
I486  M.  in  dieser  Zeit  stiegen,  aus  dem  Dispositionsfonds  des  Provizial-Aus- 
ichusses  entnommen  und  daher  etatsmäßig  nicht  vorgesehen. 

3)  Weniger,  weil  eine  Schule  (Laasphe)  eingegangen  ist. 
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die  Berichte  im  allgemeinen  günstig.  Er  wird  nur  seit  Jahren 
darüber  geklagt,  daß  viele  Teilnehmer  die  Schule  im  zweiten 
Winter  nicht  wieder  besuchen.  Die  Gesamtzahl  der  Winterschüler 


beträgt : 

1880 

1890 

1899 

1906 


43 

519 

719 

899 


Die  Gesamtaufwendungen  des  Provinzialverbandes  für  landwirt- 
schaftliche Lehranstalten  belaufen  sich  von  1876—1906  einschließ- 
lich auf  753  650  M.,  ungeachtet  der  einmaligen  Bewilligungen  aus 
dem  Dispositionsfonds  des  Provinzialausschusses. 


b)  Förderung  der  Landeskultur. 

„Vielfach  hört  man  dem  westfälischen  Bauernstände  einen 
Vorwurf  daraus  machen,  daß  er  inmitten  der  kultuviertesten  und 
betriebsreichsten  Landschaft  Europas  so  große  Landstrecken  unbe- 
nutzt und  unbebaut  liegen  lasse“  ')•  Soweit  dieser  Vorwurf  be- 
gründet ist,  dürfte  neben  der  geschichtlichen  Tatsache,  daß  der 
westfälische  Landmann  erst  seit  verhältnismäßig  kurzer  Zeit,  näm- 
lich seit  Durchführung  der  Markenteilungen  (1830—1860),  im  Privat- 
besitz dieser  Landstrecken  ist,  hauptsächlich  die  Unzulänglichkeit 
der  Betriebsmittel  eine  ausreichende  Erklärung  bieten.  Daß  aber 
tatsächlich  dieser  Vorwurf  mehr  und  mehr  an  Berechtigung  ver- 
liert, seitdem  die  Provinzialverwaltung  (und  die  Staatsregierung) 
dem  westfälischen  Landwirt  durch  Bereitstellung  finanzieller  Mittel 
in  wachsendem  Umfange  die  Kultuvierung  der  Ödländereien  ermög- 
licht, ersieht  man  daraus,  daß  allein  das  Ackerland  in  Westfalen 
von  1878—1900  sich  von  835  411  auf  839  578  ha,  also  um  0,5  Proz. 
vermehrt  hat  2). 

Wie  schon  erwähnt,  stehen  dem  Provinzialverbande  an  Fonds 
für  die  Landeskultur  der  Landesmeliorations-,  der  West-  und  der 
Paderborner  Fonds  zur  Verfügung.  Zugunsten  der  beiden  ersteren 
wirft  die  Provinz  jährliche,  etatsmäßige  Summen  aus,  während 
letzterer  keine  Zuschüsse  erhält. 


1)  Haselhoff  und  Bbbme,  a.  a.  0.  S.  70. 

2)  Kellbrmann,  Die  Steigerung  der  Roherträge  des  Ackerlandes  in 
Deutschland  seit  Anfang  des  19.  Jahrh.  Sonderabdr.  aus  den  landwirtschaftl. 
Jahrbüchern,  Berlin,  1906,  S.  292. 
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Die  verfügbaren  Mittel  aus  den  Fonds  werden  teils  in  Form  von 
Cilgungsdarlehen,  wie  ausschließlich  beim  Paderborner  Fonds  und  bis 
1894  einschließlich  teilweise  beim  Landesmeliorationsfonds,  größten- 
eils  aber  in  Form  von  Beihilfen  ä fond  perdu  zur  Förderung  der 
Landeskultur  im  weitesten  Sinne,  jedoch  nur  soweit  gebraucht,  als 
iie  nach  Zweck  und  Umfang  nicht  über  das  provinzielle  Interesse 
linausgeht.  Es  gehören  also  hierhin  Bodenverbesserungen  aller 
irt,  insbesondere  Ent-  und  Bewässerungen,  Drainagen,  Moor-  und 
Jeidekulturen  usw.  und  neuerdings  auch  Wasserleitungen,  bei 
velchen  vorwiegend  landwirtschaftliche  Interessen  in  Frage  kommen. 
Die  Kosten  der  größeren  Unternehmungen  werden  in  der  Regel  zu 
. e einem  Drittel  von  den  Interessenten,  dem  Staat  und  dem  Pro- 
dnzialverbande  aufgebracht.  Bedingung  dabei  ist  u.  a.,  daß  die 
.nteressenten  sich  zu  einer  Genossenschaft  zusammenschließen, 
liemit  hängt,  wie  Breme')  sagt,  zusammen,  daß  das  westfälische 
Genossenschaftswesen  sich  in  so  „erstaunlichem  Umfange“  ent- 
wickelt hat.  „Während  bis  zum  Anfang  der  70  er  Jahre  es  kaum 
:nöglich  war,  mit  Ach  und  Krach  irgend  eine  Genossenschaft  zu- 
itande  zu  bringen  und  die  letzten  Stimmen  zur  Erlangung  der 
Majorität  gleichsam  zusammengehettelt  werden  mußten,  drängt  man 
leute  mit  Ungeduld  von  allen  Seiten  dazu,  sind  kaum*  hinreichend 
Techniker  für  Aufstellung  der  Entwürfe  heranzuziehen  und  ist 
sine  einstimmige  Annahme  der  Entwürfe  in  größeren  Umkreisen 
Sitte  geworden.“  Auch  in  solchen  Fällen,  wo  der  Staat  unbeteiligt 
)leibt,  wie  beispielsweise  für  Projektaufstellungen,  Musterkultur- 
mstalten,  zur  Besoldung  von  Wiesenbautechnikern  für  den  Wiesen- 
bauverein u.  a.  werden  von  der  Provinz  erhebliche  Aufwendungen 
gemacht  (vgl.  nachstehende  Tabelle). 

Trotz  der  starken  Erhöhung  der  Zuschüsse  an  den  Westfonds 
n den  letzten  Jahren,  genügten  diese  bei  weitem  nicht  den  An- 
forderungen, da  allein  für  das  Jahr  1905  Anmeldungen  auf  Unter- 
stützungen in  Höhe  von  rund  650000  M.  eingelaufen  sind,  deren 
Dringlichkeit  namentlich  im  Hinblick  auf  die  unter  Wassermangel 
stark  leidenden  Gemeinden  der  Gebirgsgegenden,  auf  Heide-  und 
Moorkulturen,  besonders  des  Münsterlandes,  und  auf  die  durch  den 
raschen  Rückgang  der  Rentabilität  der  Haubergswirtschaft  in  den 

1)  Haselhoff  und  Breme,  a.  a.  0.  S 152. 
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Jährliche  Ausgaben  für  die  Landeskultur. 


Landes- 

1 

Provinzial- 

Besoldung 

meliorations-  i 

Westfonds 

Wiesenbau- 

von  Wiesen- 

4jUSaIUUl<jU 

Jahr  1 

fonds 

verein 

bautechnikern 

öp. 

! 

t 

Mark  | 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

1876—79 

60  000 

' I 



60  000 

1880—81 

80  000 

— 

— 

— 

80  000 

1882—85  ' 

60  000 

— 

— 1 

1 60  000 

1886—91 

60  000 

— 

2 OÜO 

62  000 

1892—93 

90  000 

— 

< 1 1 

2 000  1 

i 92  000 

1894—97 

90  000 

— 

— 

3 000 

93  000 

1898 

90  000 

' 35  OüO 

10  000 

5 500 

145  500 

1899—01 

90  000 

60  000 

j 10  000  ’ 

5 500 

170  600 

1902—03  1 

90  000 

120  000 

10  000 

5 500 

230  500 

1904-05 

90  000 

150  000 

1 10  000 

, 5 500 

260  500 

1906 

90  000 

2ü5  000 

j 10  000 

5 500 

1 315  500 

1 

Schälwaldgebieten  notwendigen  Aufforstungen  und  sonstigen  Maß- 
nahmen ')  zum  allergrößten  Teil  unbestreitbar  war.  Wohl  war  der 
Staat  in  der  Lage,  aus  seinem  Flußregulierungsfonds  größere  Sum- 
men für  die  hiesige  Provinz  flüssig  zu  machen.  Aber  diese  Mittel 
gelangten  nicht  in  die  hiesige  Provinz  hinein,  weil  die  Voraus- 
setzung, daß  der  Provinzialverband  die  gleichen  Mittel  gewähre, 
nicht  erfüllt  ward.  So  sah  sich  denn  der  Provinzialverband,  einer 
Anregung  des  Landwirtschaftsministers  folgend,  veranlaßt,  seine 
jährlichen  Zuschüsse  abermals  zu  erhöhen.  Er  tat  dies  mit  Rück- 
sicht auf  die  bisher  auf  allen  Gebieten  bemerkbare  Steigerung  der 
Ausgaben  in  der  Weise,  daß  die  Rückeinnahmen  von  den  aus 
dem  Landesmeliorationsfonds  gewährten  Tilgungsdarlehen  — jähr- 
lich rund  30  000  M.  — zur  Unterstützung  mit  verausgabt  wurden, 
um  so  zu  verhindern,  daß  dem  Provinzialverbande  erhöhte  Ausgaben 
entständen  2). 

Die  Verwendung  der  Mittel  seit  1876  geschah  rechnungsmäßig, 
wie  folgt: 

1.  aus  dem  Landesmeliorationsfonds  wurden  gezahlt: 

a)  an  Beihilfen 2 369  7224  M. 

b)  zur  Verzinsung  und  Tilgung  von 

Darlehen  87654,, 

2.  aus  dem  Westfonds  an  Beihilfen  einschl.  des  staatlichen 
Anteils  1771 344  M. ; 

1)  Vgl  Klutmann,  Die  Haubergswirtschaft.  Ihr  Wesen,  ihre  geschieht!. 
Entwicklung  und  ihre  Reformbedürftigkeit.  Jena  19ü5. 

2)  Vgl.  Drucks.  12  zum  46.  Prov.-Landtage  1905. 
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3.  aus  dem  Paderborner  Fonds  waren  an  Tilgungsdarlehen  am 
. April  1907  ausgegeben  81  466  M. 

Die  Darlebensbewilligungen  aus  dem  Landesmeliorationsfonds 
lind  nur  bis  1894  einschl.  erfolgt.  In  diesem  Jahre  nämlich 
wurde  ein  eigenes  Kreditinstitut,  die  Landeskulturrentenbank,  ins 
^jeben  gerufen  und  der  Landesbank  angegliedert,  welches  den 
deliorationskredit  vermitteln  sollte.  Von  diesem  Institut  ist  jedoch 
)is  jetzt  sehr  wenig  Gebrauch  gemacht  worden.  Es  sind  nämlich 
leit  seiner  Gründung  im  ganzen  nur  1400  M.  Darlehen  in  3pro- 
.entigen  Landeskulturrentenbriefen  vermittelt  worden  und  am  Ende 
des  Rechnungsjahres  1906  waren  nur  noch  400  M.  in  genannten 
Papieren  in  Umlauf. 

Werden  die  gezahlten  Darlehen  unberücksichtigt  gelassen,  so 
;ind  vom  Provinzialverbande  allein  an  Beihilfen  und  Unterstützungen 
:,u  Meliorationsunternehmungen  3343056  M.  von  1876 — 1906  ein- 
mhließlich  rechnungsmäßig  aufgewendet  worden.  Hingegen  sind  von 
diesem  etatsmäßig,  wie  in  Tabelle  S.  149  nachgewiesen,  im  ganzen 
ur  die  Landeskultur  überhaupt  3 482  500  M.  verausgabt  worden. 


c)  Sonstige  Maßnahmen  zur  Förderung  der  Land- 
wirtschaft. 

Mit  den  genannten  Aufwendungen  des  Provinzialverbandes  für 
lie  Landwirtschaft  sind  diese  noch  längst  nicht  erschöpft.  Ja,  man 
I:ann  sagen,  daß  es  kaum  irgend  ein  Gebiet  der  Landwirtschafts- 
;)flege  gibt,  auf  dem  sich  die  Provinz  durch  Darbietung  finanzieller 
! Jittel  nicht  betätigt  hätte.  Die  Hauptzwecke  und  die  Bewilligungen 
:ür  diese  sind  in  nachstehender  Übersicht  zusammengestellt: 


Jahr 

Bezeichnung  der  Aufwandszwecke 

Die  Aufwendungen 
1 betragen 

jährlich  ' im  ganzen 

Mark  Mark 

900—04 

1905 

1906 

S84— 99  1 

900—06 

892—1906 

87G— 1906 

888—1906 

886-1906 

Zur  Verfügung  der  LandwirtBchaftskammer  für 
üntersuchungvon  Ödländereien, Förderung  der 
Moorkultur,  bakteriologische  Untersuchungen 

Landwirtschaft!.  Versuchsstation  in  Münster 

Ländliche  Zentralkasse 

Sonstige  „Verbesserungen“ 

Fischerei . 

Obstbaumzucht 

13  000 
11  000 
13  000 
) 4 000 

f 7 300 
3 000 

2 700 
900 

3 000 

1 89  000 

1 115  100 

45  000 
83  700 
17  100 
63  000 

Insgesamt 

412900 

Dää  Finanz wes6n  des  Westtäliscben  Provinzial verbandes. 
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Außer  diesen  etatsmäßigen  Ausgaben  wurden  für  genannte  und 


ähnliche  Zwecke  aus  dem  Dispositionsfonds  des  Provinzialaus- 
schusses namhafte  Beiträge  bewilligt.  Eine  größere  einmalige  Be- 
willigung war  der  Zuschuß  der  Provinz  im  Betrage  von  100000  M. 
zur  Gründung  eines  Kreditinstituts  für  Erbabfindungen  bei  der 
hiesigen  Landschaft.  Die  Gründung  geschah  infolge  des  im  Jahre 
1900  in  Kraft  getretenen  Anerbengesetzes  vom  2.  Juli  1898. 

Die  Gesamtsumme  der  jährlichen  etatsmäßigen  Ausgaben  für 
die  Landwirtschaft  beläuft  sich  (1876 — 1906)  auf  4 649  050  M.  Sie 


sind  stärker  gestiegen  als  die  ordentlichen  Gesamtausgaben  des 


Provinzialverbandes,  wie  folgende  Tabelle  zeigt: 


Yergleicb  der  Ausgaben  für  die  Laudwirtschaft  mit  den  ordentlichen 

Istausgaben  des  Provinzialverbandes. 


1 

2 1 

3 

4 ! 

5 

6 

Lehr- 

Landes- 

Sonstige  För- 
derung der 

zusammen 

Prozentverhält- 
nis  von  Sp.  5 zu 

Jahr 

anstalten 

kultur 

Landwirt- 

Sp.  2—4 

den  ordentl.  Ge- 

Mark 

Mark 

Schaft 

Mark 

Mark 

samt-lstausgaben 

Proz. 

1876 

13  350 

60  000 

2 700 

76  050 

US 

1886 

17  900 

62  000 

9 700 

89  600 

1,85 

189t 

24  950 

62  000 

10  600 

97  550 

1,76 

1896 

33  450 

93  000 

13  600 

140  050 

1,96 

1901 

38  000 

170  500 

29  900 

238  400 

2,  *4 

1905 

51  700 

260  500 

27  900 

340  100 

2,93 

Es  ist  demnach  wohl  keine  Übertreibung,  wenn  Breme  be- 
hauptet: „In  dieser  Hinsicht  (d.  h.  auf  die  Provinzialverwaltung) 
können  die  Westfalen  sich  besonders  glücklich  schätzen,  weil  vor 
allen  anderen  Provinzen  voraus  hier  die  größten  Aufwendungen  in 
der  geeignetsten  Weise  den  Landwirten  zugewendet  werden“  ‘).  So- 
weit die  Pflege  landwirtschaftlicher  Interessen  lediglich  durch  Ver- 
waltungsmaßnahmen des  Provinzialverbandes  ohne  gleichzeitige  Auf- 
wendung finanzieller  Mittel  geschieht, wie  beim  Hengstekör-  und  Vieh- 
seuchenwesen, sowie  bei  der  landwirtschaftlichen  Unfallversicherungs- 
Berufsgenossenschaft,  kann  sie  im  Rahmen  unserer  Arbeit  nicht 


1)  Haselhoff  und  Breme,  a.  a.  0.  S.  152. 
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ei  Örtert  werden.  Wohl  aber  verdient  hier  noch  besonders  Erwäh- 
nung das  in  einem  anderen  Zusammenhang  schon  besprochene 
P 'ovinzialgut  in  der  Brechte  (Gemeinde  Wettringen,  Kreis  Stein- 
firt).  Vornehmlich  auf  Anregung  des  Grafen  Dr.  Max  von  Lands- 
birg-Velen  beschloß  der  Provinziallandtag  im  Jahre  1898,  Üd- 
ländereien  in  einem  größeren  Umfange  anzukaufen  zum  Zwecke 
dl  r Kultivierung  und  späteren  Austeilung  als  Rentengüter,  Es 
w irde  ein  Gelände  ausgesucht,  welches  nach  Lage  und  Boden- 
bi  schaffenheit  dem  Unternehmen  besondere  Schwierigkeiten  bot,  in 
eiaer  Gegend,  wo  es  sich  nach  dem  Umfange  der  Ödländereien 
di  r Mühe  lohnte,  den  umliegenden  Besitzern  ein  Beispiel  zum 
Kächeifern  zu  geben'). 

Dieser  Zweck  scheint  auch  tatsächlich  erreicht  zu  sein,  da  die 
Bjsitzer  der  Heideböden,  nicht  allein  im  Kreise  Steinfurt,  son- 
di  rn  weit  darüber  hinaus  immer  mehr  zur  Kultivierung  ihrer  öd- 
ländereien  übergegangen  sind.  Aus  den  verschiedensten  Teilen  der 
P'ovinz  finden  sich  alljährlich  Landwirte  in  überraschend  großer 
Zihl  in  der  Brechte  ein,  wo  ihnen  vor  Augen  geführt  wird,  daß 
ai  ich  bei  größeren  Heidekulturen  und  selbst  unter  ungünstigen 
Baden-,  Wege-,  Verkehrs-  und  Wasserverhältnissen  bei  rationeller 
energischer  Bewirtschaftung,  wenn  ausreichende,  nicht  zu  teuere 
Arbeitskräfte  und  genügendes  Betriebskapital  zur  Verfügung  stehen, 
siah  lohnende  Erträge  erzielen  lassen. 

Gegenüber  dieser  volkswirtschaftlich  so  bedeutsamen  Tatsache 
auß  der  leider  fehlgeschlagene  Versuch,  in  der  Brechte  Renten- 
guter in  größerem  Umfange  zu  errichten,  in  den  Hintergrund 
ti  3ten,  Es  bestehen  dort  gegenwärtig  vier  Pachtgüter,  die  aber  im 
V arhältnis  zu  den  Aufwendungen  zu  geringe  — die  durchschnitt- 
li  ;he  Verzinsung  des  Anlagekapitals  beträgt  bei  den  Pachtgfltern 
ohne  Anrechnung  der  Grundsteuer,  Versicherungen  und  Unterhaltung 
dl  r Gebäude  nur  2 Proz.  — Einnahmen  abwerfen,  als  daß  Renten- 
guter möglich  wären.  Die  Ursache  dieses  Mißverhältnisses  liegt 
h;  mptsächlich,  wie  der  Bericht  sagt,  in  der  zu  schweren  Belastung 
diir  Pachtfläche  mit  den  Aufwendungen  für  Wohn-  und  Wirt- 
s(  haftsgebäude. 


l)  Vgl.  den  Bericht  im  Katalog  der  westf.  Landwirtschattskammer  auf 
dtr  Ausstellung  der  D.  L -G.  in  Düsseldorf  6.— 11.  Juni  1907,  S.  17—27. 


4.  Förderung  der  Kunst  und  Wissenschaft 


sowie  des  Gewerbes. 

Unter  den  Verwendungszwecken  der  vom  Staate  dem  Provin- 
I zialverbande  überwiesenen  Renten  nennt  das  Dotationsgesetz  von 

1875  i§§  4,  6)  auch  die  „Leistung  von  Zuschüssen  für  Vereine, 

welche  der  Kunst  und  Wissenschaft  dienen.“ 

^ Zur  Zeit  des  Erlasses  des  Gesetzes  bestanden  drei  Vereine  in 

der  Provinz,  welche  zunächst  in  Betracht  kamen.  Es  waren  dies 
der  Verein  für  Geschichte  und  Altertumskunde,  der  Westfälische 
Kunstverein  und  der  Provinzialverein  für  Wissenschaft  und  Kunst. 
Die  gemeinnützigen  Bestrebungen  dieser  drei  Vereine ')  recht- 
! fertigen  es,  daß  ihnen  von  der  Provinzialverwaltung  Unterstützungen 

' zuteil  wurden,  die  anfangs  der  Selbstverwaltung  einmalig,  von  1 880 

an  jedoch  jährlich  fortdauernd  gezahlt  worden  sind.  Die  jährlichen 
Beihilfen  für  diese  Vereine  beliefen  sich  bis  heute  für  die  zwei  zu- 
^ letzt  genannten  auf  je  JüOO  M.,  für  den  Verein  für  Geschichte  und 

Altertumskunde,  der  seit  1888  in  zwei  selbständigen  Abteilungen 
besteht,  bis  zu  diesem  Jahre  auf  ebenfalls  3000  M.,  von  da  an 

* für  die  Abteilung  Münster  auf  3500  M.,  für  die  Abteilung  Pader- 
born auf  1000  M. 

Von  großer  Bedeutung  wurde  insbesondere  der  Provinzialverein 
für  Wissenschaft  und  Kunst  insofern,  als  er  für  den  Bau  des 
naturhistorischen  und  des  Provinzial-Museums  bahnbrechend  gewirkt 
hat.  Auf  seinen  Antrag  hin  hatte  der  Provinziallandtag  (zuerst 
^ 1880)  sich  mit  den  Museumsplänen  zu  beschäftigen,  die  zwar  zu- 

nächst abgelehnt  wurden,  dann  aber  dank  der  unermüdlichen  Tätig- 
keit des  Vereins  und  seines  einflußreichen  Protektors,  des  Ober- 
präsidenten von  Kühlwetter,  immer  mehr  Sympathie  beim  Landtage 

* erweckten.  Die  Folge  davon  war  zunächst  1891  das  Zustande- 
kommen des  naturhistorischen  Museums  mit  einem  Baukosten- 
aufwande  von  rund  100  000  M.,  wovon  die  Provinz  die  eine  Hälfte, 
die  Wissenschaftlichen  Vereine  (20  000  M.)  und  der  Staat  (30  000  M.) 
die  andere  Hälfte  übernahmen.  Außerdem  übernahm  die  Provinz 
die  Unterhaltung  und  Verwaltung  des  in  ihrem  Besitz  übergegan- 

I genen  Gebäudes  und  Inventars. 

^ l)  Vgl.  die  Festschrift  zur  Eröffnung  des  Landesmuseums  Münster  1908, 

, S.  3—16. 
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Die  Ausführung  des  geplanten  Landesmuseums  zog  sich  jedoch 
in  die  Länge,  da  die  angesammelten  Beträge  des  Baufonds  zunächst 
bis  auf  70  000  M.  (im  Jahre  1903)  für  das  neue  Landeshaus  ver- 
braucht werden  mußten  und  außerdem  noch  sonstige  Schwierigkeiten 
zu  beseitigen  waren  i).  Durch  Überweisung  von  Überschüssen  aus 
der  Düsseldorfer  Industrie-  und  Gewerbeausstellung  von  1902  im 
Betrage  von  110000  M.-)  sowie  durch  Mehreinnahmen  der  Provinz 
aus  ihrer  Beteiligung  an  der  westfälischen  Landeseisenbahn  im 
Betrage  von  100000  M.  konnte  der  geschwächte  Fonds  wieder 
verstärkt  werden. 

Mit  Hilfe  des  Fonds  und  der  günstigen  Ergebnisse  der  Über- 
schüsse der  Landesbank  wurde  es  möglich,  den  Bau  des  Landes- 
museums , dessen  Kosten  sich  insgesamt  etwa  auf  850  0 00  M. 
belaufen,  im  Jahre  1908  fertig  zu  stellen,  ohne  den  Weg  der  An- 
leihe zu  beschreiten. 

Im  Gegensatz  zu  den  vorgenannten  beruhen  die  Aufwendungen 
für  Gewerbepflege  nicht  auf  gesetzlicher  Vorschrift.  Sie  sind  also 
aus  der  eigenen  Initiative  des  Provinziallandtages  hervorgegangen 
und  beziehen  sich  hauptsächlich  auf  die  Förderung  der  Gewerbe 
und  des  Handwerks,  wie  sie  der  Zentralgewerbeverein  Düsseldorf 
betreibt.  (S.  Tabelle  n.  S.) 

Der  Zuschuß  von  10  000  M.  für  die  Universität  ist  vertraglich 
alljährlich  an  die  Stadt  Münster  zu  zahlen,  als  Beitrag  zu  den 
Kosten  der  Errichtung  einer  medizinischen  Fakultät.  Außerdem 
hat  der  Provinzialverband  im  Jahre  1903  zugunsten  der  Universität 
einmalig  50  000  M.  gezahlt  zur  Gründung  eines  Stipendienfonds, 
dessen  Zinsen  für  wissenschaftliche  Arbeiten  von  Mitgliedern  der 
Universität  bestimmt  sind. 

Unter  den  Fachschulen  (siehe  nachstehende  Tabelle)  sind  zu 
verstehen  die  Königl.  Fachschule  für  Metallindustrie  in  Iserlohn, 
die  Königl.  Maschinenbauschulen  in  Hagen  und  Dortmund  (letztere 
besteht  seit  1891)  und  die  Fachschule  für  Eisenindustrie  in  Siegen 
(seit  1900).  Diese  Schulen  beziehen  seit  1901  von  der  Provinz  je 

1)  Vgl.  die  Festschrift  a.  a.  0.  S.  17 — 20. 

2)  Im  ganzen  betrug  der  Gewinnanteil  der  Provinz  100  000  M.,  die  übrigen 
10000  M.  sind  ein  Teil  des  Garantiefonds  von  60  000  M.,  den  die  Provinz  für 
die  Ausstellung  geleistet  hatte  und  dessen  übriger  leil  von  50000  M.  für  das 
Gewerbemuseum  in  Dortmund  verwendet  wurde. 
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Das  Finanzwesen  des  Westfälischen  Provinzialverbandes.  15o 

7000  M.  jährlich.  Die  Meisterkurse  werden  für  Tischler,  Schlosser, 
Schuhmacher,  Schneider  und  Maler  in  Dortmund  abgehalten. 

Nicht  mit  eingerechnet  sind  in  den  vorstehenden  Ausgaben 
für  Kunst  und  Wissenschaft  die  Unterhaltungskosten  der  Museen 
und  Denkmäler.  Diese  werden  im  folgenden  Abschnitt  dargestellt 

werden. 


JUhrlic'he  etatsmUssige  ZuscliUsse  für  Wisseiisehaft  und  Kunst, 
sowie  für  gewerbliche  Zwecke* 


1 

2 

3 

4 

5 

6 1 

pp 

i 

8 

9 

Jahr 

Vereine 
für  Kunst 
u.  Wissen- 
schaft 

M. 

Westf.  Wil- 
helms-üniver- 
sität 

i| 

00  ^ 
fl 

M. 

Inventarisation 
u.  Beschreibung 
der  Kunst-  und 
Geschichts- 
Denkmäler 

M. 

Zentral- 

S Gewerbeverein 
Düsseldorf 

Gewerbliche 
^ Fachschulen 

Meisterkurse 

• 

s 

o 

c 

B 

er 

00 

fl 

N! 

M. 

1880—81 

9 000 





— 

— 

— 

— 

9 000 

1882—83 

6 000 

— 

— 

— 

0 uuu 

A AAA 

1S84— 85 

9 000 

— 

— 

— 

— 

• 

■ 

y uuu 

1886—87 

9 000 

1500 

— 

2500 

3 500 

— 

16  500 

1888 

9 000 

- 

1500 

9 000 

4000 

10  500 

— 

34  000 

1889 

9 000 

1500 

9 000 

4000 

10  500 

— 

34  000 

1890—91 

10  500 



— 

6 000 

4000 

10  500 

— 

32  500 

1892 

10  500 

9 000 

4000 

14  000 

— 

57  dOO 

1S9J 

10  500 

_ r-i 

— 

13  600 

4000 

10  500 

— 

38  600 

1894 

10  500 

, 



13  2rt0 

4000 

17  500 

— 

45  200 

1895 

10  500 

— 

13  400 

4000 

17  500 

— 

! 45  400 

1896—97 

10  500 

— 

13  300 

4000 

24  000 

— 

48  800 

1898—99 

10  500 

. 

— 

12  500 

4000 

21  000 

— 

48  000 

1900 

10  500 

— 

14050 

4000 

24  500 

— 

53  050 

1901 

10  500 

— 

14  050 

4000 

28  000 

— 

56  550 

1902—03 

10  500 

. ■ , 

— 

3 350 

4000 

28  000 

— 

45  850 

1901—05 

10  500 

24  000 

4000 

28  000 

5000 

71  500 

1906 

1Ü500 

10  000 

— 

15  000 

4000 

28  000 

5700 

73  200 

IV.  Die  Ausgaben  für  Verwaltungs-  und 

sonstige  Zwecke. 

1.  Tagegelder  und  Reiseentschädigungen.  Im  Gegen- 
sätze zu  den  übrigen  preußischen  Konimunalverbänden  zahlt  der 
Provinzialverband  den  zur  Vertretung  seiner  Interessen  gewählten 
Provinzialangehörigen,  den  Provinziallandtagsabgeordneten,  eine  ihren 
baren  Auslagen  entsprechende  und  vom  Provinziallandtage  fest- 
gesetzte Entschädigung  (Prov.-O.  § 100).  Diese  ist  jedoch  durch- 
aus gerechtfertigt  im  Hinblick  auf  die  größeren  Umständlichkeiten, 
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Die  jUlirliclieii  Ausgaben  für  Verfassung 


I.  Landtagskosten  II.  Verwaltungs- 


i  Statsjahre 

1.  Tage- 
gelder und 
Eeise- 
kosten  der 
Abgeord- 
neten 

Mark 

2.  Bureau- 
bedürf- 
nisse 

Mark 

Summe 

I. 

Mark 

a. 

d.Kom- 

missio- 

nen 

Mark 

1.  Persör 

der  Mitg] 

des  Pro- 
vinzial aus- 
schusses 

Mark 

»liehe  Kostf 

ieder 

des  Pro- 
vinzial- 
rats 

Mark 

m bezüglich 

b.  der  I 

Be- 
soldungen, 
Diäten  und 
Reisekosten 

Mark 

»eamten 

Pensionen 

und 

Unter- 

stützungen 

Mark 

876-77 

14  000 

4 000 

18  000 

600 

7 000 

— 

13  400 

1 714 

886—87 

7 500 

2 500 

10  000 

830 

9 000 

— 

24  440 

1 600 

1888 

20  200 

4 800 

25  000 

12  500 

2 000 

134  462 

1 240 

1889 

20  200 

6 300 

26  500 

— 

12  500 

2 000 

147  072 

3 490 

1890 

1891 

1'  20  200 

6 300 

26  500 

— 

11  000 

1 500 

174  630 

40  000 

1S92 

20  200 

7 300 

27  300 

— 

11  000 

1 500 

197  000 

50  000 

1893 

17  000 

1 Ü 200 

27  200 

— 

9 000 

1 500 

210  100 

55  000 

1894 

18  000 

10  700 

28  700 

— 

9 000 

700 

223  000 

50  000 

1895 

17  000 

10  200 

27  200 

— 

9 000 

700 

225  000 

55  000 

1896 

16  000 

8 200 

24  200 

— 

9 000 

700 

238  700 

55  000 

1897 

IS  000 

10  700 

28  700 

— 

9 000 

800 

242  700 

60  000 

1898 

17  000 

8 700 

25  700 

200 

9 000 

800 

249  800 

64  000 

1899 

19  000 

11  200 

30  200 

200 

9 000 

800 

253  900 

66  000 

1900 

19  000 

8 900 

27  900 

600 

9 000 

800 

294  800 

66  000 

1901 

21  000 

11400 

32  400 

600 

9 000 

SOO 

301  500 

72  000 

1902 

19  000 

8 500 

27  500 

800 

9 000 

800 

310000 

80  000 

1903 

23  000 

1 1 500 

34  500 

800 

9 000 

800 

314  000 

85  000 

1904 

' 22  OOO 

10  000 

32  000 

800 

9 000 

800 

368  000 

94  000 

1905 

26  000 

1 14  500 

30  500 

800 

9 000 

800 

376  000 

103  000 

1906 

22  000 

10  600 

32  600 

SOO 

9 000 

800 

394  800 

102  000 

längere  Abwesenheit  vom  Wohnorte  und  weitere  Reise,  welche  durch 
die  Ausübung  des  Provinzialabgeordnetenmandats  bedingt  sind  i). 

Genau  dasselbe  trifft  auch  zu  für  die  Mitglieder  der  vom 
Landtage  gewählten  Kommissionen  und  des  Provinzialausschusses, 
die  ehrenamtlich  an  der  Verwaltung  der  Angelegenheiten  der  Provinz 
teilnehmen. 

Der  wachsende  Umfang  dieser  Angelegenheiten  machte  die 
Anstellung  einer  steigenden  Zahl  von  Berufsbeamten  gegen  das 
übliche  Jahresgehalt  notwendig,  was  im  Verein  mit  den  dadurch 
gleichzeitig  steigenden  sachlichen  Verwaltungskosten  bedeutende 
Ausgaben  bedingt.  Die  Entwicklung  dieser  Ausgaben  ist  aus  der 
obigen  Tabelle  ersichtlich. 

Die  Diäten  und  Reisekosten  der  Landtagsabgeordneten  sind 
durch  Beschluß  des  39.  Prov.-Landtages  1898  festgesetzt.  Danach 


1)  Vgl.  Rönke-Schön  a.  a.  0.  S.  441. 
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und  Verwaltung’  im  Ordinariuin. 
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111. 

IV. 

V. 

VI. 

2.  Sachliche  Kosten,  und  zwar 
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Dieordent- 

Proz.- 1 

h . bß  o 
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liehen  Ge-  ■ 

Ver-  , 

a. 

Bureau- 

b.  Unterhaltung 
d.Verwal- ' der  Denk- 

c.  zurDis- 
positioD 

d.  Landes- 

Summe 

II. 

S 'S  1 

im  rech- 
nungs- 

samt-Ißt-  : 
ausgaben 

hältnis 
von  Sp. 

Etatsjahre 

bedürf- 

täude  n. 

und 

haupt- 

g S 'S  ® 

» s fl-  ö 

mäßigen 

derProvinz 

IV  zu 

nisse 

Inventar 

Museen 

mannesu. 

insgemein 

Mark 

Ist 

betragen 

Sp.  V 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark 

Mark  ’ 

Proz. 

2 600 

10  800 

_ 

36114 

54  114 

1 

1 



1876—77 

2 750 

4 242 

— 

— 

42  762 

52  762 

— 

— 

— 

1886—87 

12  600 

10  240 

— 

7 150 

180  192 

205  192 

90  163 

— 

— 

1888 

19  000 

11  750 

— 

7 150 

202  982 

229  482 

223  631 

— 

— 

1889 

20  500 

16  100 

2 180 

7 150 

259  810 

286  310  l 

264  729 
276  119 

5 521  908 

5 

1890 

1891 

21  000 

17  400 

3 790 

8 920 

310  610 

337  910 

297  309 

— 

— 

1892 

21  000 

16  000 

3 570 

8 950 

327  1 20 

354  320 

309  328 

— 

— 

1893 

21  000 

14  500 

4 800 

10  500 

333  500 

362  200 

314  424 

— 

— 

1894 

21  000 

10  100 

2 300 

10  500 

338  SOO 

366  000 

329  280 

— 

— 

1895 

21  000 

13  600 

4 940 

10  420 

353  360 

377  560 

342  594 

7 134  033 

4,S 

1896 

24  000 

13  600 

3 400 

10  420 

360  820 

389  520 

352  274 

— 

1897 

19  000 

10  300 

8 390 

10  420 

371  910 

397  610 

372  273 

— 

— 

1898 

19  000 

10  300 

8 300 

10  420 

377  920 

408  120 

393  150 

— 

— 

1899 

17  000 

10100 

10  650 

10  420 

419  370 

447  270 

411  259 

— 

— 

1900 

17  000 

11  600 

8 230 

10  420 

431  150 

463  550 

441  160 

8 686  922 

5 

1901 

17  000 

22  900 

9 750 

9 420 

459  670 

487  170 

438  289 

— 

— 

1902 

17  000 

22  855 

8 650 

9 420 

467  525 

502  025 

472  548 

— 

— 

1903 

17  000 

22  100 

11  310 

9 480 

532  490 

564  490 

515  725 

— 

— 

1904 

17  000 

22  100 

11  240 

9 480 

559  42o 

589  920 

531  978 

11  596  212 

: 4,6 

1905 

17  000 

23  100 

14  300 

9 550 

571  350 

603  950 

586  960 

— 

1 

1906 

erhalten  die  Abgeordneten  an  Tagegeldern  15  M.,  an  Reisekosten- 
Entschädigung  soviel,  als  nach  Maßgabe  der  hierauf  bezüglichen 
gesetzlichen  Bestimmungen  den  Staatsbeamten  der  IV.  Rangklasse 
zukommt.  Demselben  Beschlüsse  gemäß  gelten  die  gleichen  Sätze 
auch  für  die  Mitglieder  der  Kommissionen,  des  Ausschusses  und, 
soweit  diese  vom  Landtage  gewählt  sind,  auch  des  Provinzialrats. 

Bis  1887,  in  welchem  Jahre  die  Tagegelder  auf  12  M.,  die 
übrigen  Entschädigungsbeträge  genau  so  wie  1 898  festgesetzt  waren, 
galten  für  die  Tagegelder  noch  die  in  der  Königl.  Verordnung  vom 
13.  Juli  1827  aufgestellten  Bestimmungen,  wonach  an  Tagegeldern 
jedem  Abgeordneten  3 Tlr.  zu  zahlen  waren.  Die  in  derselben 
Verordnung  getroffene  Festsetzung  der  Reisekosten -Entschädigung 
auf  1 Tlr.  20  Sgr.  für  jede  zurückgelegte  Reisemeile  wurde  durch 
Landtagsbeschluß  vom  6.  November  1851  dahin  modifiziert,  daß 
für  Reisen,  welche  auf  Eisenbahnen  oder  Dampfschiffen  zurück- 
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jelegt  werden,  auf  die  Meile  10  Sgr.,  bei  Keisen,  welche  nicht  auf 
ciese  Weise  bewerkstelligt  werden  konnten,  l‘/2  Tlr.  auf  die  Meile 
\ nd  außerdem  jeder  „Zu-  und  Abgang“  vergütet  wurde. 

Entsprechend  der  langen  meist  über  vier  Wochen  währenden 
Dauer  der  Landtagsverhandlungen  in  der  ersten  Periode  der  stän- 
(ischen  Ära  (bis  1850)  waren  in  dieser  Zeit  die  Landtagskosten 
ledeutend  höher  als  heute.  Sie  betrugen  beispielsweise  für  den 
(rsten  Landtag  1826,  der  62  Tage  gedauert  hat,  15782  Tlr. 
10  Sgr.  2 Pfg.,  für  den  fünften  sogar  15  873  Tlr.  10  Sgr.  2 Pfg. 
Nachdem  durch  die  Einführung  des  konstitutionellen  Systems  in 
l’reußen  der  Beratungsstoff  des  Landtags  stark  verkürzt  worden 
1 ?ar,  wurde  auch  die  Tagungsdauer  geringer.  Sie  wurde  erst  größer 
] ait  dem  Anwachsen  der  vom  Landtage  zu  beratenden  kommunalen 
■ -^erwaltungsgegenstände  seit  den  60  er  Jahren.  Jedoch  währte  die 
■ 7erhandlungsdauer  meist  nur  14  Tage  bis  3 Wochen,  seitdem  in 
.len  70er  und  80er  Jahren  der  Landtag  fast  regelmäßig  alle  zwei 
Jahre  einberufen  wurde.  Seit  1888  ist  der  Landtag  jedes  Jahr,  mit 
Ausnahme  des  Jahres  1891,  da  im  Jahre  vorher  der  Landtag  zwei- 
nal  tagte,  einberufen  worden,  und  es  konnte  deshalb  die  Beratung 
n höchstens  8—14  Tagen  zu  Ende  geführt  werden.  Daß  dieses 
nöglich  war,  trotz  der  starken  Vermehrung  der  kommunalen  Ver- 
valtungsangelegenheiten,  ist  vom  Landtag  wohl  nicht  mit  Unrecht 
1er  exakten  Vorbereitung  der  Vorlagen  durch  die  Provinzialver- 

valtung  wiederholt  zugeschrieben  worden. 

In  der  vorstehenden  Tabelle  kommt  die  Erhöhung  der  Diäten- 
ind  Keisekostenentschädigung  und  die  durch  Einführung  der  neuen 
Provinzialordnung  von  72  auf  80  erhöhte  Anzahl  der  Landtags- 
nitglieder  in  dem  Etat  von  1880  gegenüber  dem  Vorjahre  zum 
Ausdruck.  Die  Erhöhung  des  Betrages  um  12  700  M.  (von  7500 
iuf  20200  M.)  ist  jedoch  nur  eine  scheinbare,  da  der  auf  die  Etats- 
periode 1886/87  entfallende  Betrag  der  bisherigen  Gewohnheit  ent- 
sprechend für  jedes  einzelne  Jahr  angesetzt  ist,  was  für  die  ganze 
Periode,  innerhalb  welcher  der  Landtag  nur  einmal  tagen  sollte 
(und  auch  wirklich  nur  einmal  getagt  hat),  15  000  M.  ausmacht,  so 
daß  also  in  Wirklichkeit  die  Steigerung  nur  5200  M.  beträgt. 

Großen  bemerkenswerten  Schwankungen  sind  die  Tagegelder 
und  Keisekosten  seitdem  nicht  unterworfen  gewesen,  Sie  sind  in- 
folge der  Vermehrung  der  Abgeordneten  auf  98  in  der  Wahlperiode 
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1898 — 1904  und  auf  108  in  der  jetzigen  Periode  nur  wenig  erhöht 
worden.  Die  Bürobedürfnisse  des  Landtags  bezeichnen  in  den 
Schwankungen  der  dafür  angesetzten  Kostenbeträge  um  2—4000  M. 
jedesmal  die  Jahre,  in  welchen  die  umfangreichen  Etats,  die  für 
zwei  Jahre  (jedes  Jahr  für  sich)  entworfen  werden,  gedruckt  sind. 

Unter  den  in  der  genannten  Tabelle  angeführten  Kommissionen 
sind  bis  1886/87  die  Deputation  für  das  Heimatswesen,  welche  auf 
Grund  des  Gesetzes  vom  8.  März  1871  betr.  Unterstützungswohnsitz 
ins  Leben  gerufen  und  gemäß  § 34  des  Gesetzes  über  die  allgemeine 
Landesverwaltung  im  Jahre  1887  aufgelöst  wurde,  von  1898  an 
die  Kommissionen  zum  Schutze  und  zur  Erhaltung  der  Denkmäler, 
zur  Befahrung  des  Ruhr-  und  Lippestromes,  für  die  Angelegen- 
heiten der  Rentenbank  usw.  zu  verstehen.  Die  Ausgaben  für  diese 
Kommissionen  wurden  bis  1898  aus  dem  Dispositionsfonds  des 
Provinzialausschusses  bestritten,  also  nicht  etatiert. 

Während  die  zur  Bestreitung  der  persönlichen  Kosten  der  Ver- 
waltung erforderlichen  Ausgaben,  soweit  die  Kommissionen,  der 
Provinzialausschuß  und  der  Provinzialrat  in  Frage  kommen,  nicht 
wesentlich  gestiegen  sind,  ist  das  gerade  Gegenteil  bezüglich  der 
Beamten  zu  konstatieren. 

2.  Besoldungen  und  Dienstaufwand.  Auffallend  in  Hin- 
sicht auf  Besoldungen  der  Beamten  ist  zunächst  der  Sprung  von 
24440  M.  im  Jahre  1886  auf  134  462  M.  im  Jahre  1888.  Es  sei 
jedoch  sofort  bemerkt,  daß  in  dieser  Beziehung  das  Jahr  1 886  und 
die  früheren  Jahre  mit  den  späteren  Jahre  nicht  vergleichbar  sind. 
Es  fehlen  nämlich  in  der  Ziffer  für  1886  und  früher  die  Kosten 
der  Zentralwegebauverwaltung.  Erklärlich  ist  dieser  Mangel  aus 
dem  System  der  ständischen  Verwaltung,  da  an  deren  Spitze  zwei 
selbständig  leitende  Beamte,  nämlich  der  Direktor  für  das  Land- 
armenwesen und  der  Direktor  für  das  Wegewesen  standen,  so  daß 
also  die  Zentralverwaltung  in  zwei  selbständige  Zweige  zerfiel. 
Diese  Tatsache  kommt  im  Etatswesen  in  der  Weise  zum  Ausdruck, 
daß  die  Kosten  der  Zentralverwaltung,  teils  im  Hauptetat,  teils  im 
Etat  der  Wegebauverwaltung  figurierten. 

Mit  der  Änderung  des  Systems  durch  Einführung  der  neuen 
Provinzialordnung  vom  1.  August  1886  änderte  sich  auch  die  for- 
melle Anordnung  des  Etatswesens.  Und  zwar  war  es  der  im  Jahre 
1887  auf  Grund  der  genannten  Provinzialordnung  gewählte  Landes- 
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hauptmann  Overweg,  welcher  mit  der  ihm  eigenen  Gründlichkeit 
mit  dem  bisherigen  Etats-  und  Rechnungswesen  aufräumte,  und  die 
Gesamtkosten  der  Zentralverwaltung  übersichtlich  im  Hauptetat 
unter  Überweisung  eines  entsprechenden  Aversums  zur  Darstellung 
brachte. 

Sollen  demnach  die  Zahlen  vor  und  nach  1888  vergleichbar 
werden,  so  muß  dasselbe  Verfahren  eingesohlagen  werden,  d.  h.  es 
müssen  die  im  Etat  der  Wegebauverwaltung  angesetzten  Kosten  der 
Zentralverwaltung  den  im  Hauptetat  bereits  teilweise  nachgewiesenen 
hinzugerechnet  werden.  So  erhält  man  für  das  Jahr  1886  den 
Betrag  von  82480  M.;  die  Steigerung  im  Jahre  1888  beträgt  also 
gegenüber  den  vorgenannten  Jahren  51982  M.,  während  sie  in  den 
acht  vorher  gegangenen  Jahren  1878  bis  1886  nur  45000  M. 
ausmacht. 

Im  Gegensatz  zu  dieser  geringen  Erhöhung  der  Besoldungs- 
kosten in  der  ständischen  Ara  beginnt  mit  dem  Anfänge  der  neu- 
zeitlichen Selbstverwaltung  im  Jahre  1887  die  rasche  Steigerung 
zunächst  als  naturgemäße  Eolge  der  Entwicklung  der  Verwaltung 
ihrem  Umfange  nach  und  der  damit  parallel  gehenden  Vermehrung 
des  Beamtenpersonals.  Koch  im  Jahre  1886  wie  auch  sechs  Jahre 
vorher  waren  in  der  Zentral  Verwaltung  tätig:  Der  Landarmen- 
direktor mit  einem  Hilfsarbeiter,  2 Sekretären,  einem  Bürobeamten, 
einem  Kassenbeamten  und  einem  Kastellan  einerseits  und  der 
Direktor  der  Wegebauverwaltung  mit  einem  Wege -Baurat,  einem 
technischen  Hilfsarbeiter,  4 Sekretären,  3 Assistenten,  2 Kanzlisten 
und  einem  Kastellan  andererseits,  im  ganzen  also  etwa  3 obere 
15  mittlere,  2 untere  Beamte.  Heute  dagegen  arbeitet  der  Landes- 
hauptmann mit  15  oberen,  74  mittleren  und  7 unteren  Beamten  in 
der  Hauptverwaltung. 

Neben  der  Zunahme  der  Beamtenzahl  hat  auch  die  Aufbesserung 
der  Gehälter  zur  Erhöhung  der  Besoldungskosten  beigetragen.  Nach- 
dem in  den  Jahren  1884,  1890,  1892,  1893  und  1896  die  Gehalts- 
verhältnisse nur  immer  teilweise  geändert  worden  waren  vollzog 
der  Provinziallandtag  im  Jahre  1898  zum  erstenmal  eine  groß- 
zügige, umfassende  Besoldungsreform,  die  erst  1907  von  einer  neuen 
verdrängt  worden  ist.  Maßgebend  für  die  Besoldungspolitik  des 
Provinzialverbandes  ist  der  Grundsatz,  daß  die  Provinzialbeamten 
mindestens  nicht  schlechter  gestellt  sein  dürfen,  als  die  Staats- 
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beamten  derselben  Kategorie  und  daß  es  im  Hinblick  auf  die  besseren 
Aussichten  der  Staatsbeamten  auf  Beförderung,  Erlangung  von  Titeln 
und  Auszeichnungen  usw.  angebracht  sei,  in  Beziehung  auf  das 
Höchstgehalt  hinauszugehen  über  das,  was  der  Staat  zahlt,  um  so  zu 
verhindern,  daß  in  den  Beamtenkörper  der  Provinz  geringwertigere 
Elemente  aufgenommen  werden  müßten. 

Unter  dem  Einflüsse  der  genannten  Umstände  hat  sich  die 
jährliche  Steigerung  der  Besoldungskosten  in  Intervallen  von  durch- 
schnittlich 15000  M.  bisher  bewegt.  Erheblich  über  dem  Durch- 
schnitt steht  die  Steigerung  vom  Jahre  1900  gegenüber  dem  Voijabre 
von  253900  M.  auf  294800  M.,  also  um  40000  M.,  die  wohl  haupt- 
sächlich als  Wirkung  der  Besoldungsreform  von  1898  anzusehen 
ist.  Noch  erheblicher  ist  die  Steigerung  von  314  000  M.  im  Jahre 
1903  auf  368000  M.  im  Jahre  1904,  also  um  54000  M.  Letztere 
ist  jedoch  im  wesentlichen  aus  einer  formellen  Änderung  des  Etats 
zu  erklären,  namentlich  daraus,  daß  im  Jahre  1903  (und  früher) 
der  Betrag  von  37  380  M.  zur  Last  der  land-  und  forstwirtschaft- 
lichen Berufsgenossenschaft  und  in  Angelegenheiten  der  Fürsorge- 
erziehung „unmittelbar“,  d.  h.  in  einem  besonderen  Nachweis  auf- 
geführt worden  war  und  nicht  wie  1904  und  später  im  Gesamtbeträge 
des  Hauptetats  enthalten  war. 

Der  jährlichen  Steigerung  der  Ausgaben  für  Gehälter  usw. 
entspricht  die  fortlaufende  Erhöhung  der  Pensionen  und  Unter- 
stützungen. Diese  wurden  bis  1890  in  den  verschiedenen  Spezial- 
etats nachgewiesen,  seit  diesem  Jahre  jedoch  ausschließlich  auf  den 
Hauptetat  übernommen.  Aus  diesem  Grunde  sind  die  hierauf  be- 
züglichen Angaben  des  Hauptetats  vor  und  nach  1890  nicht  zu 
vergleichen.  Sie  betrugen  1876  erst  1714  M.,  stiegen  dann  bis 
1889  arf  3490  M.  und  im  folgenden  Jahre  auf  40000  M.  Sie  sind 
dann  bis  1906  auf  102000  M.  gewachsen.  Zur  Fürsorge  für  die 
Witwen  und  Waisen  der  Beamten  bestand  von  1883  bis  1889  eine 
besondere  Kasse,  an  welche  die  Beamten  ein  Prozent  ihres  je- 
weiligen Gehalts  zu  entrichten  hatten  (Reglements  vom  20.  Februar 
1883,  § 16  und  22.  März  1883).  Mit  der  Übernahme  der  Unter- 
stützung an  die  Hinterbliebenen  der  Beamten  auf  den  Hauptetat 
ist  die  Kasse  1890  eingegangen. 

3.  Bürobedürfnisse.  Zum  großen  Unterschiede  von 
den  sämtlichen  Verwaltungskosten  sind  die  Bürobedürfnisse 
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•elativ  zurückgegangen.  Sie  betrugen  nämlich  seit  1900  nur 
17000  M.  jährlich,  während  sie  1892  bis  1897  schon  21000  M- 
Detragen  hatten.  In  der  ständischen  Äera  sind  sie  nicht  über 
1500  M.  hinausgekommen.  Doch  muß  auch  hier  wieder  betont 
iverden,  daß  die  Zahlen  aus  dieser  Zeit  aus  demselben  Grunde,  wie 
lie  Besoldungskosten,  mit  den  späteren  Etatszahlen  nicht  vergleich- 
3ar  sind,  weshalb  die  Steigerung  von  1886  bis  1888  von  2750  auf 
12600  M.  nicht  mehr  besonders  auffällig  erscheinen  kann.  Daß 
die  übrigen  sachlichen  Verwaltungskosten  mit  der  Erweiterung  der 
Verwaltung  gleichen  Schritt  halten  mußten,  ist  selbstverständlich. 

4.  Denkmäler  und  Verwaltungsgebäude.  Die  Unter- 
baltung  der  Provinzialdenkmäler,  nämlich  des  Stein-  und  Vincke- 
Denkmals,  später  auch  der  Kaiser  Wilhelm- Denkmäler  zu  Porta 
und  Hohensyburg  sowie  des  Astenbergturmes  wurden  seit  1890 
auf  den  ordentlichen  Etat  übernommen,  während  sie  bis  dahin  aus 
dem  Dispositionsfonds  des  Provinzialausschusses  unterhalten  wurden. 
Es  ist  ferner  hinzugekommen  das  Museum  für  Naturkunde  (seit 
1892)  und  seit  1906  das  neue  Landesmuseum,  für  welches  jedoch 
für  dieses  Jahr  erst  2700  M.  aufzuwenden  waren  (Feuerversicherungs- 
beiträge). 

Als  Verwaltungsgebäude  diente  neben  anderen  seit  Anfang  der 
90  er  Jahre  mitbenutzten  Häusern  hauptsächlich  das  Ständehaus. 
In  dem  zur  Unterhaltung  des  letzteren  im  Jahre  1876  etatsmäßig 
vorgesehenen  Betrage  von  10  800  M.  ist  die  (vorletzte)  Amorti- 
sationsquote von  8400  M.  für  dieses  1862  eröffnete  Gebäude  mit- 
enthalten, so  daß  die  eigentliche  Unterhaltung  2400  M.  erforderte. 
Seit  1901  sind  sämtliche  Zweige  der  Zentralverwaltung  in  einem 
Gebäude,  dem  Landeshause,  untergebracht,  welches  mit  einem 
Kostenaufwande  von  rund  Mill.  M.  einschl.  Grunderwerb  und 
Inventar  errichtet  ist.  Die  Unterhaltungskosten  des  Landeshauses 
sind  1902  auf  22900  M.  angesetzt,  also  11300  M.  mehr  als  für 
die  Verwaltungsgebäude  im  Vorjahre.  Erwägt  man  aber,  daß  vor- 
her dem  Landeshauptmann  eine  Wohnungsentschädigung  von  3000  M. 
gezahlt  werden  mußte,  während  von  da  an  das  Landeshaus  zugleich 
als  Wohnung  des  Landeshauptmanns  dient,  daß  die  Landesbank- 
verwaltung ebenfalls  im  Landeshause  untergebracht  ist  und  dafür  an 
Miete  3000  M.  zahlt,  daß  endlich  die  land-  und  forstwirtschaftliche 
Berufsgenossenschaft  für  die  ihr  überlassenen  Räumlichkeiten 
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1000  M.  Miete  zahlt  und  an  sonstigen  Mietzinsen  noch  1170  M. 
erzielt  werden,  so  ergibt  sich,  daß  die  Erhöhung  der  Unterhaltungs- 
kosten nur  eine  unwesentliche  ist. 


In  ähnlicher  Weise,  nämlich  unter  Berücksichtigung  der  Ein- 
nahme aus  Pachten  und  sonstigen  Nutzungen,  lassen  sich  auch  die 
Unterhaltungskosten  der  Denkmäler  um  rund  3000  M.  reduzieren. 
Auf  die  Unterhaltung  des  Museums  für  Naturkunde  entfielen  bisher 
rund  500  M.  jährlich.  Sie  ist  um  2400  M.  teuerer  geworden,  nach- 
dem für  dessen  Verwaltung  seit  dem  Ableben  des  früheren  Leiters, 
des  Professors  Dr.  Landois,  dessen  Nachfolger  eine  persönliche  Ent- 
schädigung bezieht. 

Im  allgemeinen  entsprechen  die  Etatszahlen  nicht  genau  der 
Wirklichkeit.  Es  sind  deshalb  in  der  Tabelle  auch  die  rechnungs- 
mäßigen Ergebnisse  angegeben.  Der  Vergleich  der  letzteren  mit 
den  ordentlichen  Gesamtausgaben  zeigt,  daß  eine  nennenswerte 
Verschiebung  des  Verhältnisses  zwischen  beiden  nicht  stattgefunden 
hat.  Die  Ergebnisse  aus  der  Zeit  vor  1888  lassen  sich  aus  den 
bereits  angegebenen  Gründen  zum  Vergleiche  nicht  heranziehen. 
Dagegen  lassen  die  Zahlen  der  ständischen  Epoche  unter  sich  wohl 
einen  Vergleich  zu  und  dieser  zeigt,  daß  das  Prozentverhältnis  der 
Verfassungs-  und  Verwaltungskosten  zu  den  ordentlichen  Gesamt- 
einnahmen von  M/3  Proz.  im  Jahre  1876  auf  1,1  Proz.  im  Jahre 
1886  sich  vermindert  hat. 

Von  den  sonstigen  bisher  nicht  erörterten  Ausgaben  sind  noch 
bemerkenswert  die  Beihilfen  im  Betrage  von  jährlich  194  874  M. 
an  die  Kreise  zur  Durchführung  der  Kreisordnung,  welche  aber  nur 
den  Landkreisen  zugewendet  werden.  Sie  sind  in  der  Dotations- 
rente enthalten  und  eigentlich  als  durchlaufende  Posten  aufzufassen. 

Sämtliche  bisher  besprochene  Aufwendungen  für  die  verschie- 
densten Zwecke  werden  im  einzelnen  durch  den  Dispositionsfonds 
des  Provinzialausschusses  ergänzt.  Dieser  im  Betrage  von  durch- 
schnittlich jährlich  mit  100000  M.  aus  laufenden  Mitteln  dotierte 
Fonds  und  die  sonstigen  mit  diesem  zusammen  unter  den  Titel 
„Insgemein“  fallenden  Beträge  gehen  in  so  viele  kleine  Teile,  daß 
eine  systematische  Verwendungsnachweisung  im  Rahmen  unserer 
Arbeit  untunlich  erscheint. 
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Literatur  und  Quellen. 

Als  Material  für  vorliegende  Arbeit  dienten  vornehmlich  die  Verwaltungs- 
berichte, Drucksachen  und  Silzungsprotokolle  des  westfälischen  Provinzial- 
landtages, gedruckt  unter  demTitel:  Verhandlungen  des  westfälischen  Provinzial- 
landtages. Vorhanden  sind  bis  jetzt,  den  49  Sessionen  des  Landtags  ent- 
sprechend, 49  Bände.  Soweit  dieses  Material  Lücken  aufwies,  wurden  zur 
Ergänzung  Akten,  Rechnungen  usw.  der  Provinzialverwaltung  benutzt.  Wert- 
volle Ergänzungen  boten  folgende  Publikationen  und  Monographien: 

1.  Darstellung  der  Finanzverwaltung  des  Provinzialverbandes  Westfalen 
seit  Geltung  der  Provinzial-Ordnung  vom  1.  August  1886.  Münster 
1897,  Rachtrag  dazu,  Münster  1899.  Diese  vom  Landeshauptmann 
Overweg  verfaßte  Darstellung  deckt  sich  formell  und  inhaltbch  im 
wesentlichen  mit  den  entsprechenden  Verwaltungsberichten 

2.  Festschrift  zur  Eröffnung  des  Landesmuseums,  Münster  1908. 

3.  Katalog  der  westfälischen  Landwirtschaftskammer  zur  Ausstellung 
der  D.  L.-G.  in  Düsseldorf,  1907. 

4.  Krönig,  Die  Landesbank  der  Provinz  Westfalen,  Münster  1908. 

5.  Protokoll  der  Landesdirektorenkonferenz  zu  Kassel  1907. 

6.  Woker,  Die  Vinckesche  Provinzialblindenanstalt.  Festschrift, 
Münster  1897. 

Ferner  wurden  benutzt: 

7.  Berger,  Der'alte  Harkort.  Ein  westfälisches  Lebens-  und  Zeitbild.  1890. 

8.  Bornhak,  Geschichte  des  Preußischen  Verwaltungsrechts.  III.  Teil, 
Berlin  1886. 

9.  Gebhardts  Handbuch  der  deutschen  Geschichte.  2.  Aufl  , 1901. 

10.  Haselhoff  und  Breme,  Die  Entwicklung  der  Landeskultur  in  West- 
falen, Münster  1900. 

11.  Heinle,  Zur  Reform  des  Gemeindefinanzwesens,  Berlin  3.  Aufi,  1905. 

12.  V.  Kaufmann,  Die  Kommunalfinanzen,  2 Bde.  Leipzig  1906. 

13.  Kellermann,  Die  Zunahme  der  Ackerfläche  in  Deutschland.  Sonder- 
abdruck aus  den  Landw.  Jahrbüchern,  Berlin  1906. 

14.  Kinne,  Die  Autonomie  der  Kommunalverbände  in  Preußen,  Berlin  1908. 

15.  Klutmann,  Die  Haubergswirtschaft,  Jena  1905. 

16.  Krankenhauslexikon,  herausgegeben  von  Guttstadt,  Berlin  1900. 

17.  V.  Lancizolle,  Über  Königtum  und  Landstände  in  Preußen,  1846. 

18.  V.  Möller,  Das  Recht  der  Preußischen  Kreis-  und  Provinzialverbände, 
Breslau  1866. 

19.  Prinzing,  Handbuch  der  medizinischen  Statistik,  Jena  1906. 

20.  Rauer,  Ständische  Gesetzgebung.  5 Teile.  1845 — 1852. 
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•21.  Rönne-Schön,  Das  Recht  der  Kommunalverbände  in  Preußen, 
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22.  sSlers  Forschungen,  6.  Bd..  Jahrg.  1897,  IV.  Heft;  Die  deutsche 
Armengesetzgebung  und  das  Material  zu  ihrer  Reform  von  Münsterberg. 

23.  Schönbergs  Handbuch  der  politischen  Ökonomie.  III.  Bd.,  2.  Autl., 

Tübingen  1885.  r • • ioci 

24.  V.  Stengel,  Organisation  der  preußischen  Verwaltung.  Leipzig  1884. 

25.  V.  Treitschke,  Deutsche  Geschichte,  Bd.  2—5,  Leipzig  1879—1897. 

26  Westermann,  Systematische  Zusammenstellung  der  für  die  Provinzial- 
verwaltung von  Westfalen  geltenden  Gesetze.  Verordnungen  usw., 

Münster  1902. 

27.  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  herausgegeben  von  Llster.  i Bue., 
Jena  1906  und  1907. 

28.  Wuttke,  Die  schlesischen  Stände,  Leipzig  1847. 

29.  Zeitschrift  des  Königl.  Statistischen  Bureaus.  37.  Jahrgang  1897. 

30.  Zeitschrift  für  das  Transportwesen  und  Straßenbau,  Jahrgang  1907, 
Aufsatz  von  Petersilie;  Die  Entwicklung  der  preußischen  Chausseen 
unter  der  Herrschaft  der  Selbstverwaltung. 


Lebenslauf. 

Ich  Heinrich  Lübbering,  kath.,  geh.  am  3t.  Januar  1877  zu 
Altendorf,  jetzt  Essen-West,  besuchte  vom  6.  bis  14.  Lebensjahre 
einscbl.  die  Volksschule.  Darauf  war  ich  als  Lehrling  und 
Gehilfe  gewerblich  tätig  bis  zum  20.  Lebenjahr.  In  diesem 
Alter  begann  ich  das  humanistische  Studium  und  besuchte  nach 
dreijähriger  privater  Vorbildung  das  Kgl.  Gymnasium  zu  Coesfeld, 
welches  ich  mit  26  Jahren  mit  dem  Zeugnis  der  Reife  1903  ver- 
ließ. In  den  ersten  vier  Semestern  studierte  ich  an  der  Universität 
Bonn  Theologie  und  nebenher  Nationalökonomie.  In  den  folgenden 
acht  Semestern  widmete  ich  mich  an  der  Universität  Münster  den 
Staatswissenschaften  als  Hauptfach  und  bestand  die  mündliche 
Doktorprüfung  im  Mai  dieses  Jahres. 

Münster,  im  Mai  1909. 


Heinrich  Lübhering 


Druck  von  J.  B.  Hirschfeld  in  Leipzig 
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